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1. Planungsanlass und -ziele

1.1 Planungsanlass

Es besteht die konkrete Absicht, auf dem Plangrundstiick, Teilbereich A, eine hochwertige Nutzung als sonstiges
Sondergebiet fiir grofifiichigen Einzelhandel zu realisieren. Ziel ist es, im Plangebiet ein Standort flir Mébelein-
zelhandel mit Gblichen Nebensortimenten, im folgenden Einrichtungshaus (EH) genannt, anzusiedeln. Das Kern-
sortiment des geplanten Einrichtungshauses wird im Sortimentsbereich Mdbel liegen.

Die Stadt Wuppertal als Oberzentrum im Siedlungsraum der bergischen Stadtedreiecks sowie einigen Stadten im
Einzugsgebiet des Vorhabens weisen in verschiedenen Sortimentsbereichen des Einzelhandels ein Angebotsdefi-
zit und einen hohen Kaufkraftabfluss in das weitere Umland auf. Dies betrifft verschiedene Bereiche, insbeson-
dere in den Bereichen Mdbel und Einrichtungsbedarf. Ausweislich des Regionalen Einzelhandelskonzeptes und
der GMA-Auswirkungsanalyse [4] werden derzeit in der Hauptwarengruppe Hausrat und Einrichtung am Stand-
ort Wuppertal nur 60% der Kaufkraft gedeckt, Gber 46 Mio. € flieRen jedes Jahr in das Umland [4]. Demnach
flieRt heute ein groRer Anteil der Kaufkraft aus Wuppertal zugunsten der gréReren Einkaufsstandorte in Dort-
mund, Disseldorf oder Kéln ab. Ziel der Stadtentwicklung ist es daher ein Einrichtungshaus anzusiedeln, das die
bestehenden Angebotsdefizite und Unterdeckungen im Bereich des Mobeleinzelhandels im Oberzentrum
schlieBt und damit der besonderen Versorgungsfunktion Wuppertals gerecht zu werden. Neben einer Riickge-
winnung der abflieBRenden Kaufkraft sollen mit der Errichtung des Bauvorhabens auch neue Kauferschichten aus
den siidlich und 6stlich angrenzenden Regionen gewonnen und damit die Funktion Wuppertals als Oberzentrum
gestarkt werden.

Darliber hinaus werden durch das Einrichtungshaus ca. 200 neue Arbeitspladtze in der Stadt Wuppertal geschaf-
fen. Hinzu kommt, dass die BaumaBnahmen mit einem Investitionsvolumen von 85 Mio. € auch fir hiesige
Handwerksbetriebe kleinteilig ausgeschrieben werden sollen. Dies kann in der Bauphase Synergieeffekte fir das
ortliche Bauhandwerk nach sich ziehen. Die ortliche Wirtschaft soll von dem geplanten EH profitieren.

Die Ansiedlung eines EH am Standort Wuppertal ist fiir die weitere Stadtentwicklung daher von besonderer Be-
deutung. Nicht zuletzt handelt es sich bei einem solchen Vorhaben um einen Uberregional bedeutsamen stadte-
baulichen Magneten, der zu einem weiteren Imagegewinn beitragt sowie zu einer Bindung der bisher abflieBen-
den Kaufkraft fiir die Stadt Wuppertal fuhrt.

Aufgrund der groRen Bedeutung dieses Bauvorhabens fiir die Stadt Wuppertal und ihre Bewohnerlnnen wurden
seit 2008 mehrere mogliche Standorte im Stadtgebiet auf ihre Eignung fiir Ansiedlung eines Einrichtungshauses
gepriuft. Als geeignetes Gebiet kristallisierte sich der Bereich 6stlich der SchmiedestraBe in Wuppertal-
Oberbarmen, Quartier Nachstebreck-West heraus (s. Kapitel 2).

1.2 Planungsziel

Einzelhandel

Ziel der Planung ist es, die bauleitplanerischen Voraussetzungen fiir die Ansiedlung eines Einrichtungshauses zu
schaffen. Das Einrichtungshaus (EH) soll eine Verkaufsflache von insgesamt (maximal) 25.500 m? nebst zugeord-
neter Stellplatzanlage aufweisen. Von diesen sind ca. 18.480 m? fiir das Mdbelkernsortiment (entspr. ~ 72 %),
ca. 2.500 m? (entspr. ~ 10 %) auf zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente sowie ca. 4.520 m? (entspr.
~ 18 %) auf weitere, nicht zentrenrelevante Sortimente gemaR der Wuppertaler Liste vorgesehen. Auf etwa ei-
nem Drittel der Flache des Vorhabengrundstiicks sind ca. 1.100 Stellpldtze ebenerdig vorgesehen.

Das Kernsortiment des geplanten Einrichtungshauses soll mit einer Verkaufsfliche von maximal 25.500 m” im
Kernsortiments Mobel liegen. Gemal der 6rtlichen Wuppertaler Sortimentsliste auf Basis des in Bearbeitung be-
findlichen kommunalen Einzelhandelskonzeptes sollen zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente auf
einer Verkaufsfliche von maximal 2.500 m? zuldssig sein, was einem Anteil von 9,8 % an der Gesamtverkaufsfla-
che entspricht.
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Diese Sortimentsstruktur ist Ergebnis intensiver Untersuchungen zur Zentrenvertraglichkeit des Vorhabens [4].
Unter dem Gesichtspunkt der Zentrenvertraglichkeit wurde im Auftrag der Stadt Wuppertal durch die Gesell-
schaft fir Markt- und Absatzforschung mbH (GMA) mit Datum vom November 2014 eine Auswirkungsanalyse
erstellt [4].

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die Stadt Wuppertal aktuell die Aufstellung eines kommunalen
Einzelhandelskonzeptes vorgenommen hat. In dem Einzelhandelskonzept ist dieser Standort als Sonderstandort
fiir den grofSficichigen nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel beriicksichtigt.

Nach [4] sind die hochsten relativen Umverteilungswirkungen in den zentralen Versorgungsbereichen in den
Sortimenten Heimtextilien prognostiziert. Dies betrifft sowohl die Hauptzentren in Wuppertal als auch im Sorti-
ment Heimtextilien die Hauptzentren in Gevelsberg, Schwelm, Hattingen, Remscheid, Velbert, Solingen und Ha-
gen. Vor dem Hintergrund der spezifischen Anbieterstrukturen sowie der geringen Verkaufsflachenausstattung
im Sortiment Heimtextilien kdnnen negativen stadtebaulichen Auswirkungen ausschlossen werden.

Die Umverteilungswirkungen in den zentrenrelevanten Sortimenten sowie den weiteren nicht zentrenrelevan-
ten Sortimenten liegen groBtenteils unterhalb von 6 % bzw. zum Teil unterhalb einer gutachterlichen Nachweis-
grenze.

Nutzungskonzept

Das derzeitige Nutzungskonzept lasst sich gut in der stadtebaulichen Konzeptstudie erkennen (Abb. unten rechts
in Planteil 2 - nachrichtlich), die nachrichtlich der Begriindung beigefligt ist. Es wird auf Abschnitt 2.7, Ausnut-
zung Geltungsbereich, verwiesen.

2. Radumlicher Geltungsbereich
2.1 Gebietsabgrenzung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 1202— Einrichtungshaus Dreigrenzen — liegt im Stadtteil Oberbarmen,
Quartier Nachstebreck-West.

Der grolRere Bereich, Teilbereich A, wird nérdlich durch die Bundesautobahn (BAB) A 46 unmittelbar durch die
Autobahnrampe Wuppertal — Oberbarmen (Siid) sowie durch den Eichenhofer Weg begrenzt. Diese Geltungsbe-
reichsgrenze wird im Osten durch den Erlenroder Weg bis zum Wald fortgesetzt und knickt dann siidlich vor der
Bebauung Richtung Schmiedestr. ab. In diesem Waldbereich folgt die Grenze teilweise einigen Flurstiickgrenzen.
Weiter verlauft sie am westlichen Rand der SchmiedestraBe bis zur Briicke {iber die BAB A 46 und umschlief3t
dort die gesamte StraBenflache sowie Teile der Autobahnrampe Sud.

Der kleinere Bereich im Norden, Teilbereich B, umfasst umfangreiche 6ffentliche Verkehrsflachen im Bereich der
StraRe ,Mollenkotten/L 432 ab der Hausnr. 277 Richtung Osten inkl. des Bereichs des Knotens der Autobahnzu-
und —abfahrt (BAB-Rampe Nord) bis zum Kreisverkehrsplatz (KVP)/Schmiedestr. (L 58) sowie die SchmiedestralRe
vom KVP in nordliche Richtung bis in Hohe der Zufahrt zu Hausnr. 47. In slidlicher Richtung wird der Geltungsbe-
reich durch die Zu- und Abfahrt Fertighauswelt begrenzt.

Das Plangebiet des Bebauungsplans 1202 umfasst folgende Flurstiicke:
Teilbereich A
Gemarkung Nachstebreck

- Flur394

vollstandige Flurstlicke: 10, 11, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 30,31 und 34;
Teile der Flurstlicke: 1, 14, 23, 26, 31, 35, 36 und 60;
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- Flur 389
Teile der Flurstlicke 30, 31, 60;

Teilbereich B

Gemarkung Nachstebreck
- Flur 390
vollstandige Flurstiicke 11, 32, 33 und 72
Teile der Flurstiicke: 9, 10, 12, 31, 56, 68, 72, 78, 114 und 117,

Die beiden Teilbereiche A und B des Geltungsbereichs wurden, bedingt durch eine umfassende Verkehrspla-
nung, gegenliber dem eigentlichen zentralen Bereich des Sonstigen Sondergebietes ,Einrichtungshaus” im Be-
reich der SchmiedestralRe und am KVP Mollenkotten erweitert, um den notwendigerweise groRfldachig angeleg-
ten Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsflachen zur Aufnahme des projektbezogenen Mehrverkehrs planungsrecht-
lich abzusichern.

2.2 Stadtebauliche Begriindung fiir den gewahlten Standort

Aufgrund der groRen Bedeutung dieses Bauvorhabens fiir die Stadt Wuppertal und ihre Bewohnerlnnen wurden
seit 2008 mehrere mogliche Standorte im Stadtgebiet auf ihre Eignung fir dieses Projekt geprift. Dabei waren
neben stadtebaulichen, stadtentwicklungsplanerischen und verkehrlichen Aspekten auch die Flachenverfiigbar-
keit, die Topographie und betriebswirtschaftliche Sachzwange (z. B. Ndhe zur BAB A 1; ausreichende Distanz zu
bestehenden IKEA-Standorten) zu beriicksichtigen.

Insgesamt wurden neun Potentialstandorte im Stadtgebiet Wuppertal fir eine mégliche Eignung zur Ansiedlung
eines Einrichtungshauses (EH) im Verfahren gepriift (siehe Abb. 1).
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Abb. 1: Potentielle Standorte fiir das Vorhaben - Errichtung eines EH - in Wuppertal. Nrn. siehe Text.
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Es zeigte sich, dass vier der insgesamt neun potentiellen Standorte (Industriegebiet DieselstralRe, Holker
Feld/Nachstebrecker StraRe, Wickuler Park) aufgrund jeweiliger Restriktionen (Verfligbarkeit, rechtliche bzw.
wirtschaftliche Hemmnisse) fiir eine Ansiedlung schon auf einer ersten Prifungsstufe nicht in Betracht kamen.
In einer Detailanalyse wurden deswegen folgende Areale naher betrachtet:

a. EngineeringPark Wuppertal (Barmen/Ronsdorf) Flache 1
b. Gewerbegebiet SchwesterstraRe/Clausen (Barmen) Flache 6
c. Jesinghausen (Langerfeld) Flache 3
d. Linderhauser StraRe/Blumenroth (Langerfeld) Flache 4
e. Vorhabenstandort Dreigrenzen (Oberbarmen/N&chstebreck-West) Flache 9

Als Ergebnisse sind folgende Sachverhalte festzuhalten:

2.3 EngineeringPark Wuppertal (Barmen/Ronsdorf)

Der EngineeringPark Wuppertal (Bebauungsplan Nr. 1066) ist gemafR Ratsbeschluss auf eine gewerbli-
che/industrielle Nutzung in Ergdnzung und zur Férderung der Technologieachse Siid ausgerichtet. Die Aufgabe
des nachgefragten Gewerbestandortes muss deswegen als nachrangig aufgefasst werden. Hinzu kommt, dass
eine entsprechende Flachengrofle mit einer ebenen Topographie an diesem Standort nicht zur Verfligung steht
bzw. nicht mit verhaltnismaBigem Aufwand erzeugt werden kann. Erganzend hierzu stehen bendétigte Teilfla-
chen schon nicht mehr zur Verfiigung. Einer der Hauptverkehrsstrome zum Einrichtungshaus (EH) ware dartber
hinaus nur ber die heute schon stark belastete Blombachtalbriicke / BAB Al abwickelbar, was ohne sehr auf-
wandige Ertlichtigungsmallnahmen nicht gelést werden kann. Ob und wann die avisierte Ausbauplanung der L
419 des Landes NRW hier eine Verbesserung der ErschlieBungssituation erbracht hatte, braucht dahingehend
nicht mehr betrachtet werden.

2.4 Gewerbegebiet SchwesterstraBe/Clausen (Barmen)

Das Gewerbegebiet SchwesterstralRe/Clausen kommt aufgrund seiner Lage im Siedlungsbereich nicht in Frage,
da es nur iber ein Wohngebiet erschlossen ist. Ergdnzende Verkehrsuntersuchungen haben zwar belegt, dass
eine Abwicklung Uber die Autobahnausfahrten in Form von sogenannten hollandischen Rampen hatte erfolgen
kénnen; eine Anbindung an das stadtische Verkehrsnetz im Bereich der Thomas-Kirche ist jedoch nicht moglich.
Diesbeziiglich missen kaum losbare verkehrliche sowie immissionsschutzrechtliche Probleme befiirchtet wer-
den. Hinzu kommt, dass es sich regionalplanerisch um einen Gewerbe- und Industriebereich handelt und dass
die Realisierung des geplanten Vorhabens nur innerhalb eines Allgemeinen Siedlungsbereiches zulassig ist. Das
Gewerbegebiet Schwesternstralle soll deswegen langfristig fiir gewerbliche Nutzungen weiterentwickelt wer-
den.

2.5 Jesinghausen (Langerfeld)

Das Areal Jesinghausen ist zwar nahe der BAB Al gelegen, in der Ortlichkeit aber verkehrlich nur sehr schwer zu
erreichen und auch topographisch problematisch. Eine Verkehrsabwicklung iber die Nachstebrecker Stralle ist
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nicht moglich; eine leistungsfahige Anbindung liber die Autobahn bzw. Bundesstralle ist insgesamt nicht gege-
ben. Somit ist diese Flache ebenfalls als nicht geeignet einzustufen.
2.6 Linderhauser StraRe/Blumenroth (Langerfeld)

Das Areal an der Linderhauser StraBe/Blumenroth ist bei naherer Betrachtung in der derzeit gegebenen Situati-
on aufgrund der GréRe, der Topographie und der Verkehrsanbindung nicht geeignet. Insbesondere die Zu- und
Abfahrtsverkehre Gber die Linderhauser StraRe/Wittener StralRe oder alternativ Gber die Gevelsberger Strale /
Hattingerstrale (Schwelmer Stadtgebiet) und die zu befiirchtenden Immissionskonflikte stehen der Planung an
dieser Stelle entgegen.

2.7 Vorhabenstandort Dreigrenzen (Oberbarmen/Nachstebreck-West)

Insgesamt zeigte sich mit Blick auf die besondere Stadtstruktur von Wuppertal, dass im gesamten Stadtgebiet
keine Alternativflachen der entsprechenden GroRenordnung, topographischen Beschaffenheit und verkehrlicher
Anbindung verfligbar sind, so dass sich letztendlich der Standort ,Dreigrenzen” beim Autobahnkreuz Nord, auf
dem ehemaligen Gebiet der Firma Eigenheim und Garten - Fertighausausstellung -, als Idealstandort herauskris-
tallisiert hat. Ein Verzicht auf die Planung ist mit Blick auf die gewiinschte und erforderliche Starkung der zent-
ralortlichen Funktionen der Stadt nicht zielfilhrend. Eine alternative Entwicklung einer Bauflaiche im AufRenbe-
reich kommt nicht zuletzt aufgrund der Zielvorgaben der Raumordnung und Landesplanung nicht in Betracht.

Ausschlaggebend fiir die Wahl des Gebietes Nachstebreck waren insbesondere folgende Aspekte:

Grundstiicksgréfe

Geplant ist die Errichtung eines Einrichtungshauses mit dem Kernsortiment Moébel mit insgesamt maximal
25.500 m? Verkaufsflache. Auf etwa einem Drittel der Fliche des Vorhabengrundstiicks sind ca. 1.100 Stellplatze
in der Freiflache vorgesehen. Diese Nutzungen lassen sich auf dem Grundstiick innerhalb des SO-Gebietes an
der SchmiedestraRe/L 58, das eine GroRe von ca. 103.822 m? (SO-Gebiet & Neuaufforstung) aufweist, unter ver-
haltnismaRigen Aufwand realisieren. Allerdings ist auch dieses Baugrundstiick nicht Restriktionsfrei. Es ergibt
sich durch die eher langgestreckte Form, welche im Norden zusatzlich durch die Anbauverbotszone der BAB A46
eingeschrankt wird, eine Uberlappung mit einem Teilbereich des Waldes Kamperbusch (LSG). Ein Eingriff in den
Wald kann diesbeziiglich mit Blick auf den erforderlichen Flachenbedarf nicht ganzlich vermieden werden.

Verkehr

Das Gebiet liegt dartiber hinaus in verkehrstechnischer Hinsicht in einer giinstigen Lage direkt an der Autobahn-
auffahrt Wuppertal-Oberbarmen zur Bundesautobahn (BAB) A 46 (Anschlussstelle Nr. 37) und in direkter Nahe
zum Autobahnkreuz Wuppertal-Nord, an dem ein Anschluss v. a. an die BAB A 1 und ferner die BAB A 43 be-
steht. Es besteht somit eine verkehrliche ErschlieBung mit unmittelbarer Anbindung an das Uberregionale Netz —
sowohl in Ost-West-Richtung als auch in Nord-Siid-Richtung.

Die ErschlieBung soll iber die Bundesautobahn (BAB) A 46, Anschlussstelle Wuppertal-Oberbarmen und (iber
die SchmiedestraBe/L 58 erfolgen. Unabhingig von der Errichtung des EHs ist seit einigen Jahren der Umbau des
Autobahnkreuzes Wuppertal-Nord geplant.

3. Verfahren

Das Planverfahren zum Bebauungsplan 1202 erfolgte im Regelverfahren im Sinne des BauGB mit Umweltpri-
fung. Am 10.09.2014 wurde vom Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen der Stadt Wuppertal
der Aufstellungsbeschluss flir den Bebauungsplan 1202 — Einrichtungshaus Dreigrenzen — gefasst. Zeitgleich er-
folgte die Beschlussfassung zur Aufstellung der 90. Anderung des Flichennutzungsplanes im sog. Parallelverfah-
ren.

Am 01.10.2014 fand abends im Gemeindesaal Haus Hottenstein, Wittener Str./Wuppertal die friihzeitige Bur-
gerbeteiligung im Sinne von § 3 Abs. 1 BauGB statt. Das Verfahren zur Beteiligung der Behorden und sonstigen
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Trager oOffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Nachbargemeinden erfolgte vom 01.10. bis
31.10.2014. Stellungnahmen, Hinweise, Bedenken und Anregungen aus diesen Verfahrensschritten sind in die-
sen den Bebauungsplanentwurf mit eingeflossen.

Die offentliche Auslegung der Planung mit zeitgleicher Beteiligung der Behdhrden und sonstigen Tragern 6ffent-
licher Belange gem. § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in dem Zeitraum vom 18.03.2015 bis zum
22.04.2015. Die insgesamt zum Verfahren abgegebenen Stellungnahmen sind die Planung und die Abwagung
der Belange unter- und gegeneinander eingeflossen.

4. Planungsrechtliche Situation
4.1 Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) / Makrostandort

Die Stadt Wuppertal ist mit ihren derzeit ca. 342.660 Einwohnern die grofSte Stadt des Bergischen Landes im
stdlichen Ruhrgebiet. Im LEP NRW ist Wuppertal als Oberzentrum eingestuft. In direkter Nachbarschaft befin-
den sich die Mittelzentren Hattingen, Sprockhoével, Schwelm, Ennepetal, Radevormwald, Remscheid, Solingen,
Haan, Mettmann, Wiilfrath und Velbert (vgl. Abb. 2). Wuppertal befindet sich ca. 30 km 6stlich von Dusseldorf,
etwa 40 km norddstlich von Koéln und ca. 23 km slid6stlich von Essen. Das Stadtgebiet von Wuppertal gliedert
sich in insgesamt 10 Stadtbezirke.

Die Stadt musste in den zurlickliegenden Jahren einen andauernden Bevélkerungsschwund hinnehmen. Aktuell
betragt die Einwohnerzahl 351.000 Einwohner. Aufgrund von Zuwanderungstendenzen wird in den nachsten
Jahren von einem gleichbleibenden Bevolkerungstand ausgegangen.

Die Stadt Wuppertal weist eine sehr gute Verkniipfung an das Autobahnnetz auf. Im noérdlichen Stadtgebiet be-
findet sich die von Dusseldorf kommende Bundesautobahn (BAB) A 46, die im 0Ostlichen Stadtgebiet am Auto-
bahnkreuz Wuppertal-Nord die BAB A 1 (K6In-Dortmund) und die BAB A 43 (Recklinghausen-Minster) verbin-
det. Dariliber hinaus verbindet die BAB A 46 im westlichen Stadtgebiet ,Am Sonnborner Kreuz” die BAB A 535 in
Richtung Velbert. In diesem Zusammenhang wird auf die BundesstraBen B 7, B 224 und B 228 verwiesen, wobei
die B 7 als Magistrale die Stadtteile Barmen und Elberfeld vernetzt. Bzgl. des 6ffentlichen Personennahverkehr
(OPNV) befinden sich in Wuppertal 5 Bahnhéfe der Deutschen Bahn, wobei der Hauptbahnhof in Elberfeld als
Fernverkehrshalt und die Bahnhofe in Oberbarmen, Barmen, Ronsdorf und Vohwinkel als Regionalbahnhalte-
stellen dienen. Die Stadt hat zudem noch weitere Haltepunkte der S-Bahn. Der lokale ONVP wird durch Busli-
nien sowie die Schwebebahn bewerkstelligt.

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Ballungsraums Wuppertal. Eng benachbart befinden sich ausgedehn-
te Freirdume sowie ferner Waldbereiche dieser als Ballungsrandzone ausgewiesenen Flachen. Soweit in diesem
groBmaRstablichen Plan zu erkennen, liegt das Plangebiet genau auf der Schnittstelle zwischen diesen benann-
ten Bereichen, hauptsachlich im Bereich der Freirdume.

Mit Inkrafttreten des von der Landesplanungsbehorde erarbeiteten und von der Landesregierung (Kabinettsit-
zung vom 11. Juni 2013) mit Zustimmung des Landtags (Plenarsitzung vom 10. Juli 2013) als Rechtsverordnung
beschlossenen Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) — Sachlicher Teilplan GroRflachiger
Einzelhandel —am 13. Juli 2013 liegen in Bezug auf Einzelhandelsvorhaben Grundsatze und Ziele der Raumord-
nung in Kapitel 3 (,Festlegungen und Erlduterungen zum groRflachigen Einzelhandel”) vor, die im Rahmen des
vorliegenden Bauleitplanverfahrens zu bericksichtigen bzw. zu beachten sind. Die Veroffentlichung der Rechts-
verordnung erfolgte im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Nordrhein-Westfalen am 12. Juli 2013.

Die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Zielen und Grundsatzen des LEP NRW — Sachlicher Teilplan GroRflachi-
ger Einzelhandel, sind wie folgt zu bewerten:
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Abb. 2: Lage und zentralé6rtliche Funktion. Quelle: GMA [4].

Im Hinblick auf die ermittelten Auswirkungen des Vorhabens in Wuppertal sind hierzu laut [4] folgende Feststel-
lungen zu treffen:

e Das Vorhaben entspricht Ziel 1, da es in einem regionalplanerisch festgelegten Allgemeinen Siedlungs-
bereich (ASB) liegt.

e Fiir das Vorhaben ist Ziel 2 (zentrenrelevante Kernsortimente) nicht relevant, da es sich um einen An-
bieter handelt, der im Kernsortiment nicht zentrenrelevante Sortimente fiihrt. Zentren- und / oder Nah-
versorgungsrelevante Sortimente werden nur als Randsortiment im zuldssigen Rahmen von maximal
2.500 m2 gefiihrt.

o Ziel 3 (Beeintrachtigungsverbot) wird entsprochen, da schadliche Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche im Einzugsgebiet ausgeschlossen werden kénnen. Dieses konnte durch die erstellte Aus-
wirkungsanalyse [4] nachgewiesen werden.

e Grundsatz 4 (nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Verkaufsfliche) wird entsprochen, da die zu er-
wartende Umsatzleistung bezogen auf die vorgesehenen Verkaufsflachen in den einzelnen Sortimenten
im Vorhaben, sowohl bei nicht zentrenrelevanten als auch bei zentrenrelevanten Sortimenten, die Kauf-
kraft der Wuppertaler Wohnbevolkerung nicht Gberschreitet (vgl. hierzu Tabelle 8 in [4]).

e Den Aussagen von Ziel 5 (nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Standort, relativer Anteil zentrenre-
levanter Randsortimente) im Hinblick auf Vorhaben mit nicht zentrenrelevantem Kernsortiment und ih-
rer zentrenrelevanten Randsortimenten wird entsprochen. Das geplante IKEA-Einrichtungshaus in Wup-
pertal soll mit einer Gesamtverkaufsfliche von max. 25.500 m? realisiert werden; die zentren- und /
oder nahversorgungsrelevanten Sortimente betragen davon maximal 2.500 m? bzw. 9,8 % der Gesamt-
verkaufsflache.

e Dem Grundsatz 6 (nicht zentrenrelevante Kernsortimente: Standort, zentrenrelevanter Randsortimen-
te) der absoluten Begrenzung von zentrenrelevanten Randsortimenten in Vorhaben mit nicht zentrenre-
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levanten Kernsortiment von 2.500 m? Verkaufsfliche wird durch die geplanten Verkaufsflichenbegren-
zungen entsprochen.

e Ziel 7 (Uberplanung von vorhandenen Standorten), Uberplanung von vorhandenen Standorten, ist hier
nicht zu beachten, da es sich hier um die Entwicklung eines neuen Einzelhandelsstandortes handelt.

o Ziel 8 (Einzelhandelsagglomerationen) ist nicht zu beachten, da es sich bei dem Vorhaben nicht um eine
Einzelhandelsagglomeration handelt.

e Der Grundsatz 9 (Regionale Einzelhandelskonzepte) wird durch die Planung des Bebauungsplanes 1202
nicht betroffen.

e Ziel 10 (vorhabenbezogene Bebauungsplane) ist hier nicht relevant, da es sich um einen Angebotsbe-
bauungsplan handelt.

4.2 Landes- und Regionalplanung, vorm. Gebietsentwicklungsplan (GEP)

GrofRflachige Einzelhandelsbetriebe und sonstige grof3flachige Handelsbetriebe, usw., die sich durch GréRe und
Standort von herkdmmlichen Einzelhandelsgeschaften unterscheiden, sind geeignet, die stadtebauliche Struktur
nachhaltig zu beeinflussen. Aus diesem Grunde erfolgen auf den Planungsebenen Landesentwicklungsplan und
Regionalplan oberhalb des kommunalen Flachennutzungsplans bereits Entwicklungsvorgaben in Form von Zielen
und Grundsatzen der Regionalplanung, die fiir die Kommunen teilweise bindend sind.

Zu beachten bzw. bericksichtigen sind in diesem Zusammenhang auch die Ziele und Grundsatze des GEP, vgl.
Kapitel 1.2 des GEP. Hiernach dirfen Gebiete fiir Einkaufszentren, grol3flachige Einzelhandelsbetriebe und sons-
tige Handelsbetriebe im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO nur in Allgemeinen Siedlungsbereichen (ASB) geplant
werden. Darliber hinaus ist im GEP bestimmt, dass ein Vorhaben der zentralortlichen Versorgungsfunktion ent-
spricht, wenn die Kaufkraftbindung der zu erwartenden Nutzung den Versorgungsbereich des Standortes nicht
wesentlich (iberschreitet. GroRflachige Einzelhandelsbetriebe, insbesondere mit zentrenrelevanten Sortimen-
ten, sind schlieRlich den bauleitplanerisch dargestellten Siedlungsschwerpunkten raumlich und funktional zuzu-
ordnen.

Mit der 8. Anderung des GEP fiir den Regierungsbezirk Diisseldorf wurde der Bereich um die Autobahnauffahrt
Wuppertal-Oberbarmen zur BAB A46 als ASB festgelegt. Sudlich grenzt der Bereich fiir Gewerbe und Industrie
(GIB) an. Die beabsichtigte Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes fiir ein EH ist an diesem Standort daher
regionalplanerisch zuldssig.

Soweit im GEP bestimmt ist, dass ein Vorhaben der zentralortlichen Versorgungsfunktion entspricht, wenn die
Kaufkraftbindung der zu erwartenden Nutzung den Versorgungsbereich des Standortes nicht wesentlich Gber-
schreitet (Kongruenzgebot). In der Auswirkungsanalyse der GMA [4] wurde nachgewiesen, dass die Umsatzer-
wartung des Vorhabens nicht die Kaufkraft der Wohnbevdélkerung im Oberzentrum Wuppertal Gberschreitet
(vgl. Tabelle 8 in [4]).

GroRflachige Einzelhandelsbetriebe, insbesondere mit zentrenrelevanten Sortimenten, sind den bauleitplane-
risch dargestellten Siedlungsschwerpunkten rdumlich und funktional zuzuordnen (Integrationsgebot). Dies ent-
spricht den Formulierungen des § 24 Abs. 3 LEPro NRW a.F. Jene Vorschrift ist unbestimmt und stellt somit kein
Ziel der Raumordnung dar, weshalb sie mit Gesetz vom 19.06.2007 aufgehoben wurde.

Soweit sich der geplante Standort nicht innerhalb eines bauleitplanerisch dargestellten Siedlungsschwerpunktes
befindet, steht dies der Planung nicht entgegen. Das Kernsortiment (90,2 % der Gesamtverkaufsflache) weist fir
das geplante EH nicht zentrenrelevante Sortimente auf. Nach den Erlauterungen des GEP ist die geplante Dar-
stellung des Vorhabens auch auRerhalb eines Siedlungsschwerpunktes ausnahmsweise zuldssig (vgl. Kapitel 1.2
des GEP — Ziel 4). Die Ansiedlung des geplanten EH innerhalb eines Siedlungsschwerpunktes ist schon wegen der
angesichts der beabsichtigten Sortimentsstruktur erforderlichen GrundstlicksgrofRe nicht in absehbarer Zeit
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moglich. Darliber hinaus muss der Standort — wie hier — verkehrlich gut erreichbar sein, was innerhalb zentraler
Lagen regelmaRig nur eingeschrankt der Fall ist, sodass das stadtebauliche Interesse einer Ansiedlung des Vor-
habens an dem geplanten Standort das Interesse an einer Zuordnung des Vorhabens zu einem bauleitplanerisch
dargestellten Siedlungsschwerpunkt Giberwiegt.

Betriebe mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten sind in Ausnahmefallen moglich. Dies betrifft aus Sicht der
Auswirkungsanalyse [4] die Kernsortimente des Einrichtungshauses. Das Vorhaben entspricht dariiber hinaus
den im Entwurf der Regionalplanfortschreibung ,in Aufstellung befindlichen” Zielen und Grundsétzen (vgl. S. 7 /
8).

Die geplante Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes fiir ein EH ist daher insgesamt als regionalplanerisch
zuldssig zu bewerten. Im Rahmen der landesplanerischen Beteiligung gem. § 34 Abs. 1 LPLG wurden demnach
auch keine prinzipiellen Bedenken gegen die Planung erhoben.

4.3 Darstellung im Flachennutzungsplan (FNP)

Der FNP stellte in seiner Fassung von 17.01.2005 den Gberwiegenden Bereich als gewerbliche Flache (graue Fla-
chen in Abb. 2) dar [27]. Im westlichen Bereich war eine Fliache fiir die Abwasserbeseitigung (gelber Bereich) mit
dem Zusatz Regenwasser (R), der sidliche Teil ist als Wald (dunkelgriin) mit Landschaftsschutzabgrenzung mit
besonderen Festsetzungen (Doppelstrich an Grenzlinie) dargestellt. Dieser Teil des Waldes ist das Landschaft-
sschutzgebiet ,,Kdmperbusch und oberes Erlenroder Bachtal stlich von Nachstebreck” mit dem Entwicklungsziel
»tempordre Erhaltung”.

Ein Bereich sudlich der Autobahnzufahrtsrampe ist als breiter Streifen mit Griinfliche (hellgriin) dargestellt,
wahrend die SchmiedestralRe, Mollenkotten und BAB A 46 (beige) als 6ffentliche Verkehrsflache dargestellt sind.

Der Flachennutzungsplan wird derzeit im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplan 1202 — Einrich-
tungshaus Dreigrenzen — geandert. Die parallel aufgestellte 90. Anderung des Flichennutzungsplanes stellt fir
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ein Sondergebiet (SO20 6,4) GroRflachiger Einzelhandel - Einrich-
tungshaus — mit max. 25.500 m? Verkaufsflache, davon max. 2.500 m? fur zentren- und nahversorgungsrelevan-
te Sortimente dar. Der Aufstellungsbeschluss der 90. Anderung wurde am 10.09.2014 durch den Ausschuss fiir
Stadtentwicklung, Wirtschaft und Bauen der Stadt Wuppertal gefasst.

Abbildung 3: Zeichnerische Darstellungen im FNP (17.01. 2005) mit dem Anderungsbereich (Hauptteil); Ausschnitt Wuppertal-
Nachstebreck, Quelle: Stadt Wuppertal [18], bearbeitet
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4.4 Verbindliche Bauleitplane [18]

Der Bebauungsplan 1202— Einrichtungshaus Dreigrenzen — (iberlagert den rechtsverbindlichen Bebauungsplan
473 ,Eichenhofer Weg” (letzte In-Kraft getretene Anderung: 30.12.1982) zum gréRten Teil. Im Bebauungsplan.
473 wurden die Flachen grofStenteils als zoniertes Gewerbegebiet (GE) mit variierender Geschossigkeit und Ge-
schoRflachenzahl (GFZ) umgesetzt. Einzelhandelsbetriebe sind ausgeschlossen. Ferner sind groRziigig bemesse-
ne Versorgungs-, StralRenverkehrs- und Griinflachen (Parkflache) sowie Flachen fir die Forstwirtschaft im stdli-
chen Bereich festgesetzt. Zur BAB und L 58 gilt gemaR § 9 Bundesfernstralengesetz (FStrG) in einer Entfernung
von 40 m entlang der BAB eine Anbauverbotszone (§9 (1) FStrG) und in einer Entfernung von 100 m die Zone der
Anbaubeschrankung (§ 9 (2) FStrG), die zu beachten ist. Im Slidwesten wird ein kleineres Teilstlick vom rechts-
verbindlichen Bebauungsplan 479 ,Ostlich Wittener StraBe”, der am 30.5.1986 in Kraft getreten ist, (iberlagert.
Dieses Teilstiick ist im genannten Bebauungsplan als Gewerbegebiet festgesetzt. Ostlich grenzt der Bebauungs-
plan 477 ,Erlenrode” an. Darin ist ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Slidlich grenzt der Bebauungs-
plan 479 ,Ostlich Wittener Str.“ an, der liberwiegend die Gebietskategorie Gewerbegebiet festsetzt. Ferner lie-
gen fur Flachen weiter stdlich und nérdlich der BAB weitere rechtsverbindliche Bebauungspldne vor, wahrend
westlich der Schmiedestralie lediglich fiir kleinere Bereiche Bebauungsplane vorliegen. Durch die ehemalige Fer-
tighausausstellung ,Eigenheim & Garten” wurde die Bebauung dhnlich einem Wohngebiet gestaltet und ge-
werblich eher extensiv genutzt. Mit dem Wegzug und Riickbau des vorherigen Ausstellungsgelandes ist eine ge-
werbliche Offenbodenbrache entstanden. Aus stadtebaulicher Sicht ist das iberplante Gebiet derzeit als baulich
dauerhaft untergenutzte Flache mit Entwicklungspotential zu bezeichnen.

4.5 Landschaftsplan Wuppertal-Nord [18]

Der Landschaftsplan der Stadt Wuppertal-Nord umfasst im stdlichen Geltungsbereich ca. 0,94 ha Waldflache.
Dort ist ein Landschaftsschutzgebiet , Kdmperbusch und oberes Erlenroder Bachtal 6stlich von Nachstebreck”
(2.4.26) mit besonderen Festsetzungen ausgewiesen. Es ist im Landschaftsplan als Entwicklungsziel 6.1 ,,tempo-
rare Erhaltung” angegeben, fir das der Gebietsentwicklungsplan auf regionalplanerischer Ebene eine Bauflache
darstellt. Das von altem Buchen- und Feuchtwald umgebene Bachtal ist in mehrere Quellbachldaufe gegliedert
und besitzt besondere Bedeutung fiir das Stadtbild und die Biotopverbundfunktion in diesem stark durch Ver-
kehrswege isolierten Landschaftsraum.

Zudem ist im Bereich des Landschaftsschutzgebietes (LSG) die Erhaltung einer mit naturnahen Lebensraumen
oder sonstigen natirlichen Landschaftselementen ausgestatteten Landschaft dargestellt. Durch die verbindliche
Bauleitplanung wird in ein Teil des Landschaftsschutzgebietes (Wald) eingegriffen (siehe hierzu im Ndheren Pkt.
4.6). Der Triiger der Landschaftsplanung hat diesbeziiglich der Bauleitplanung nicht widersprochen.

4.6 Umweltrechtliche Vorgaben

GemaR § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplanen fir die Belange des Umweltschutzes nach § 1
Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltpriifung durchzufiihren. Im Rahmen der Planaufstellung zur Umnut-
zung dieser bestehenden Gewerbeflache missen in einem Umweltpriifverfahren die értlichen 6kologischen Ge-
gebenheiten ermittelt und in Abgleich mit der Planung gestellt werden. Es zeigt sich hierbei, dass innerhalb des
Plangebietes verschiedene Biotope / Biotopstrukturen vorhanden sind, die zum Teil in Konflikt mit der neuen
Planung stehen. Aufgabe der Umweltprifung ist die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen der geplanten Nutzungen und Vorhaben. Die Ergebnisse sind auch im
Umweltbericht zum Bebauungsplan — Anlage 03 zur VO/1127/15 - dargelegt.

4.6.1 Geschiitzte Biotope nach § 30 BNatSchG, Biotopkataster und Biotopverbundflachen, FFH-Gebiete, Natur-
denkmaler, Schutzgebiete

Im Plangebiet, Teilbereich A, befindet sich ein Teil des schutzwiirdigen Biotops BK 4609-0014, Kamperbusch
(LANUV) [16]. Hierbei handelt es sich um ein von altem Buchen- und Feuchtwald umgebenes Bachtal, das in
mehrere Quellbachldufe gegliedert ist. Es besitzt besondere Bedeutung fiir das Landschaftsbild und die Biotop-
verbundfunktion in diesem stark durch Verkehrswege isolierten Landschaftsraum.
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Das geplante Sondergebiet erstreckt sich im sldlichen Bereich lber eine ca. 9.450 m? groRe Teilfliche des
Waldgebietes des Kamperbuschs. Der Bereich ist als Landschaftsschutzgebiet gemall dem Landschaftsplan mit
besonderen Festsetzungen (= temporéarer Erhalt) ausgewiesen. Dies mit der Folge, dass beim Inkrafttreten des
Bebauungsplanes widersprechende Festsetzungen und Darstellungen des Landschaftsplanes aulRer Kraft treten.
Dieser Waldbereich soll als Baugrundstiick Gberplant werden (Begriindung vgl. Abschnitt 2.7). Die Festsetzungen
des Landschaftsplanes gelten jedoch weiterhin. Der Wald wird in einem Verhaltnis von 1:1 mit einem Anteil von
ca. 0,74 ha Aufforstungsfliche als MinimierungsmaBnahme innerhalb des Teilbereichs A und im Ubrigen auf ei-
ner nur ca. 650 m entfernten externen Ersatzfliche (Hasenkamp) ersetzt. Im Rahmen einer artenschutzrechtli-
chen Prifung wurde diesbeziglich die Eignung des Ersatzstandortes (s. Artenschutzrechtliche Prifung Stufe | zur
Ersatzaufforstung Wuppertal, Biiro LIEBERT [14]) festgestellt. Konkrete Regelungen hierzu werden im stadtebauli-
chen Vertrag vor Satzungsbeschluss getroffen.

Es befinden sich drei gesetzlich geschiitzte Biotope (Lebensrdume von Tieren und Pflanzen) nach § 30 Bundesna-
turschutzgesetz bzw. nach § 62 Landschaftsgesetz NRW im Teilbereich A (teilweise Lebensraum eines einzelnen
vorgefundenen Individuums Kammmolches). Diese drei Standorte beinhalten vier Biotoptypen. Der gesetzliche
Schutz gilt direkt fur Biotope, die zu den im Gesetz genannten Lebensrdumen gehéren. Das heiRt, es sind keine
weiteren Schutzausweisungen zum Beispiel liber den Landschaftsplan oder tiber ordnungsbehérdliche Verord-
nungen erforderlich. Es erfolgt lediglich eine nachrichtliche Ubernahme.

Im Einzelnen finden sich folgende Biotope im Gebiet (vgl. Abb. 4):

1. BT 4609-0064-2012 / Schutzwiirdige und gefdhrdete Stillgewasser (nicht FFH-LRT), entspricht dem Tim-
pel 3

2. BT 4609-0065-2012 / Schutzwiirdige und gefdhrdete Moor- und Bruchwalder (nicht FFH-LRT)

3. BT 4609-0066-2012 / Natirliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopotamions oder
Hydrocharitions; entspricht dem Timpel 2

4. BT 4609-0067-2012 / Schutzwiirdiges und gefdhrdetes Nass- und Feuchtgrinland incl. Brachen (nicht
FFH-LRT)

Im Zuge der landesweiten Kartierung wurden im August 2012 fiir den o. g. Geltungsbereich diese Biotope er-
fasst, die nach den einheitlichen Kartieranweisungen die Voraussetzungen zur Einstufung als , geschiitztes Bio-
top” gem. §62 LGNW erfiillen. Die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes sehen eine Uberplanung
sowie umfangreiche AusgleichsmaRnahmen fiir die geschiitzten Biotope vor. Eine Ausnahme bildet der unter Nr.
3 aufgefiihrte gesetzlich geschiitzte Biotop (= Timpel 2). Bedingt durch seine Randlage im Nordwesten kann die-
ser Biotop unter Anpassung der Stellplatzanlage (Reduzierung von Stellplatzen) sowie einer maRvollen Ver-
schwenkung der ErschlieBungsstralle erhalten werden. Aufgrund des Verlustes an Wertigkeit wird jedoch auch
dieser Tumpel in die Eingriffsregelung mit einbezogen. Fir die bestehenden gesetzlich nach § 62 LG NW ge-
schitzten Biotope wird ein Ausnahmeverfahren gem. § 30 (3) BNatSchG durchgefiihrt. Hierzu wurde bereits ei-
ne Vorabstimmung mit der Unteren Landschaftsbehdrde durchgefiihrt, welche prinzipiell ein Ausnahmeverfah-
ren mit entsprechender Begriindung in Aussicht gestellt hat.

Die drei Flachen der gesetzlich geschiitzten Biotope (sie entsprechen den vier kartierten Biotoptypen, vgl. Abb.
4) liegen iberwiegend mittig im westlichen Bereich des Teilbereichs A des Bebauungsplans 1202 ,,Einrichtungs-
haus Dreigrenzen”. Eine Planung mit Erhalt dieser Biotope ist — mit Ausnahme des o. g. Biotops — aufgrund der
multifunktionalen Verwendung dieser Flachen (vgl. derzeitige Konzeptstudie, Abb. unten rechts in Planteil 2 -
nachrichtlich) als UmfahrungsstralRe in der Ndhe der voraussichtlich stark frequentierten Zu- und Abfahrt, der
weitgespannten Umfahrungsstralle sowie der grofflachigen Stellplatzanlage mit ihren Fahrgassen organisato-
risch nicht sinnvoll moéglich. Insbesondere der Bereich des ,,Schutzwiirdigen und gefdahrdeten Nass- und Feucht-
grinlands incl. Brachen” (Nr. 4 auf S. 16) im Bereich der SchmiedestralRe liegt im zentralen Zu- und Abfahrtsbe-
reich der Flache. Ohne Inanspruchnahme der Flache ist eine Andienung aufgrund der erforderlichen Zufahrtsbe-
ziehungen (Abbiegespuren, Ampelanlagen, Uberginge, FuBwege, Zu-und AbfahrtsstraBen) innerhalb der 6rtli-
chen Rahmenbedingungen der Schmiedestralle nicht moglich. Es zeigen sich hierzu keine sinnvollen und leis-
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tungsfahigen anderen Erschliefungsvarianten. Lésungen mit separaten oder angebautem Parkhaus oder Parkpa-
lette zum Erhalt der zentralen Kleingewa&sserflachen (Teich 1 / RRB & Tuimpel 3 [entspr. Nr. 1 / S. 16]) mit Um-
fahrung und Aussparung der Flachen sind ebenso kaum sinnvoll. Es wiirde einerseits die Leistungsfahigkeit der
Frei- und Verkehrsanlagen durch die erforderlichen zahlreichen Verschwenkungen und damit verbundener
schlechter Einsehbarkeit der Verkehrsfiihrung erheblich geschwacht und neben den langeren Wartezeiten fir
den Kunden andererseits eine Rilickstauung in das 6ffentliche StraRenverkehrsnetz zu beflirchten sein. Hier-
durch waren negative Auswirkungen auf die Leichtigkeit des Verkehres durch die Beeinflussung der umliegen-
den Knotenpunkte zu befiirchten. Hinzu kommt, dass in jeder Planungsvariante der 6kologische Zusammenhang
der Flachen mit ihrer Umgebung unterbrochen wiirde. Die Biotope wiirden Verinseln, ihr Zusammenhang zer-
schnitten. Wanderbewegungen z.B. von Amphibien kénnten nicht mehr stattfinden
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Abbildung 4: Die dargesteliten Biotope mit Kennziffern im Teilbereich A aus dem Informationssystem des Landesamtes fiir Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz NRW (11/2014)

Der Wasserhaushalt wird zwangslaufig bei jeder Planung wesentlich gedndert und damit die Artenzusammen-
setzung negativ beeinflusst, so dass auch der langfristige Erhalt und die Wertigkeit der Biotope in Frage gestellt
werden. Beeintrachtigungen durch Larm, Fahrzeugbewegungen, Luftschadstoffe und Erschiitterungen aus un-
mittelbarer Nahe fiihren zu einer Verarmung der gesetzlich geschiitzten Biotope. In diesem Sinne ist eine Reali-
sierung des Vorhabens nur mit Uberplanung der vorgenannten zentralen Kleingewéasserflichen (Teich 1 (RRB 1)
& Timpel 3) denkbar. Anders ist der Fall bei dem am nordlichen Rand befindlichen Timpel 2 gelagert, wo die
vorgenannten Faktoren insgesamt abgeschwacht und eine Erhaltung moglich ist. Trotzdem wird Timpel 2 eben-
falls im Ausnahmeverfahren nach § 30 (3) BNatSchG sowie in die Ausgleichsbilanzierungen mit einbezogen,
auch wenn er bestandsbezogen im Plan beriicksichtigt ist.

Durch die bestehenden Hohenunterschiede sind zur Realisierung des Vorhabens erhebliche Erdmassenbewe-
gungen zwecks einer Nivellierung des Gelandes unumganglich. Hierbei miissen die erforderlichen Rampennei-
gungen fir den barrierearmen Zugang (behindertengerecht) sowie Neigungen und Quergefalle der Stellplatze
und ihre Zufahrten bautechnisch beachtet werden. Allein dadurch ergeben sich insbesondere zu den siidlich ge-
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legenen Biotopen groRere Hohenunterschiede, die durch Béschungen oder Stlitzmauern abgefangen werden
missten. Davon abgesehen werden sich bei Erdmassenbewegungen erhebliche Veranderungen des Wasser-
haushaltes ergeben. Die flr die Speisung der Kleingewasserflachen erforderlichen Einzugsbereiche werden in je-
der Planungsvariante zur Umsetzung des Vorhabens deutlich verringert. Da ein Zulauf aus den oberliegenden
Gebieten aufgrund der Zasur durch die BAB A 46 in der drainierenden Troglage nicht stattfindet (siehe auch hyd-
rogeologisches Gutachten, BGU, Februar 2015 [1]) fiihrt allein das anfallende Niederschlagswasser auf dem Ge-
lande zu einer Speisung der Timpel. Aufgrund der gegebenen alten Drainierung auf dem Grundstilick selber
durch die ehemalige Bebauung und deren Abwasserleitungen reduzieren sich die Einzugsflachen noch einmal
deutlich. Aus dieser Situation ergibt sich bereits jetzt, dass die zentralen Kleingewasser, insbesondere Timpel 3
(ein Kleinstgewdsser) nur temporar Wasser fiihren bis hin zum Trockenfallen der Kleingewasser in niederschlags-
freien Zeitraumen. Eine entsprechend grofRe Varianz weisen der Wasserstand bzw. die Flachen der Kleingewas-
ser auf. Die nachstehende Darstellung der eingemessenen Wasserflachen inklusive Uferzone mit Stand vom
11/2014 zeigt, dass die Wasserflachen deutlich kleiner sind, als in der Karte des LANUV dargestellt.
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Abbildung 5: Im Gelidnde eingemessene Wasserflichen mit tatsichlicher GroRe; Quelle: Stadt Wuppertal (11/2014)

Es muss beflirchtet werden, dass jedwede Geldndeverdnderung im Umfeld und damit auch bei einer ggf. denk-
baren Planvariante unter Beibehaltung des nordlichen Teichs im Randbereich der Anbauverbotszone ein dauer-
haftes Trockenfallen des Timpels 3 zur Folge haben wird. Umso wahrscheinlicher, je mehr Flachen durch Ver-
siegelungen und bauvorbereitende MalRnahmen, Bdschungen, Stitzmauern aus dem natirlichen Gewdsserre-
gime fir die Kleingewdasser entnommen werden mussen.

Aufgrund Anregungen aus der friihzeitigen Birgerbeteiligung und den Ergebnissen eines zusatzlich durchgefiihr-
ten Workshops Ende November wurde eine Planvariante v. a. mit einer Reduzierung der Stellplatzanlage auf ca.
1.100 Stellplatze und das Verschwenken der UmfahrungsstraBBe zur Erhaltung des kleineren nordwestlich gele-
genen TUmpels 2 zur Verbesserung der Biotopsituation erreicht. Eine Verinselung dieses geschiitzten Biotops ist
jedoch auch durch die in unmittelbarer Nahe befindliche UmfahrungsstraBe gegeben. Ebenso ist eine gesicherte
Amphibienwanderung nur schwer umsetzbar. D.h. die vorgenannten Griinde der Verinselung und das Sinken der
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Artenvielfalt bleiben bestehen, auch wenn der Teich durch den Griinstreifen entlang der BAB A 46 gut einge-
grunt ist. Da sich jedoch auch an anderen groReren Handels- / Gewerbebetrieben unmittelbar benachbart zu
diesem Plangebiet wertvolle Biotope etablieren konnten, soll der Tiimpel 2 innerhalb des Bebauungsplanent-
wurfs bestandsschitzend erfasst werden. Da der Timpel 2 gemaR dem hydrogeologischen Gutachten [1] teil-
weise aus Niederschlagswasser der Autobahnentwadsserung gespeist wird, worauf auch sein erhohter
Chloridgehalt im Wasser (Winter) hinweist, kann ein Weiterbestehen des Teichs 2 nach Umsetzung der Planung
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit angenommen werden. Aufgrund der vorgenannten Faktoren mit dem
Teil schwer wagbaren Entwicklungen und der realen Gefahr eines Verlustes der Wertigkeit, wurde in Abstim-
mung mit der Unteren Landschaftsbehérde auch fiir diesen Timpel 2 ein Eingriff angenommen. Der Timpel 2
wurde ebenfalls in die Ausnahmegenehmigung mit einbezogen werden, entsprechende externe Ausgleichsmal3-
nahmen sind vorzusehen.

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Belange wurde bereits eine vorgezogene ArtenschutzmaRnahme (CEF-
Malnahmen, vgl. SaP [2] & LBP [3]) aufgrund der Altplanung durchgefiihrt, auf die — basierend auf offensichtli-
chen Analogien — auch in diesem Planverfahren zuriickgegriffen werden kann. Wie ausgefiihrt zeigt sich, dass
mit Blick auf den Artenschutz ein langfristiger Erhalt und eine konstante Besiedlung des Teichs 1 (RRB) sowie des
Tumpels 3 sowie das Bruchwaldfragment nicht mit einer hinreichenden Sicherheit prognostiziert werden kann.
Der Teich 1 und der sehr kleinflachige Tiimpel 3 wiirden zukiinftig in jedem Fall von Aufschiittungen bzw. tech-
nischen Anlagen begrenzt sein und durch Erschiitterungen und sonstigen Immissionen durch den Autoverkehr
sehr stark belastet werden, wahrend dies auch fiir den Timpel 2 abgeschwaécht gilt. Es ist bzgl. der zentral gele-
gen Biotope somit sinnvoller den Erhalt der Artenvielfalt und der Biotoptypen durch die bereits angelegte CEF-
Malnahme zu vollziehen. Aufgrund der Lage und der Einbindung in den Wasserhaushalt mit natirlichen Zuflis-
sen, ist hier ein deutlich hoheres Potential fir die natirliche Population der Arten gegeben. Der langfristige Er-
halt der CEF-MalRnahme kann hingegen als gesichert gelten. Hierzu werden im stadtebaulichen Vertrag entspre-
chende Regelungen aufgenommen.

Das Kleinstgewdsser Timpel 3 mit Bruchwaldfragment und das Nass- und Feuchtgriinland liegen inmitten des
Plangebietes bzw. im Zu- und Abfahrtbereich zum geplanten SO-Gebiet. Durch ihre GrofRe und Lage steht es in
jeder gepriften Planungsvariante in Konflikt mit der Planung zur Errichtung eines groRflachigen Mdbeleinzel-
handelsstandortes. Durch die fiir das Projekt erforderliche Anpassung der Gelandeverhaltnisse sowie durch das
erforderliche Raumprogramm fiir einen Einrichtungshauses, dass nicht unterschritten werden kann, ist ein Er-
halt dieser Einheiten nicht plausibel darstellbar.

Als Fazit kann konstatiert werden, dass die genannten drei Biotope (Nrn. 1, 2 und 4 der Aufzdhlung auf S. 15)
Uberplant werden. Es wurde ein Antrag auf Ausnahmegenehmigung gestellt. Dieser Eingriff wird teils als Mini-
mierungsmalinahme innerhalb des Geltungsbereichs und teils als AusgleichsmaBnahme innerhalb des Stadtge-
bietes ersetzt. Nahere Informationen dazu finden sich auch im Umweltbericht.

Das nachste FFH-Gebiet ist der in westlicher Richtung liegende etwa 8 km entfernte Gevelsberger Stadtwald. Es
wird von der Planung nicht betroffen.

4.6.2 Artenschutz

Zur Beurteilung der artenschutzrechtlichen Betroffenheit wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Priifung
(SaP) des Biiros LIEBERT (Feb. 2015) [2] durchgefiihrt. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestdande werden durch
die Bericksichtigung von Vermeidungs-, VerminderungsmalRnahmen sowie durch die bereits vollzogene Umset-
zung von vorgezogenen ArtenschutzmalRnahmen (CEF) auRerhalb des Plangebietes (Porschestralle bei GroRba-
ckerei Dahlmann) fiir bestimmte Arten vermieden. Hierzu zahlt insbesondere die im Zuge des vorangegangenen
Bauleitplanverfahrens umgesetzte Neuanlage von Gewdassern auRerhalb des Plangebietes flir Amphibien inklusi-
ve der Umsiedlung vor Baubeginn sowie Nisthilfen fiir verschiedene Vogelarten und Fledermause. Fir den Ver-
lust des Biotops Moor- und Bruchwalder sowie Nass- und Feuchtgriinland werden geeignete Flachen im
Marscheider Bachtal, im nahe gelegenen Bereich der Porschestralle (GroRRb&dckerei Dahlmann) sowie innerhalb
des Teilbereichs A entwickelt. Zudem sind die Neuanlagen von amphibiengeeigneten Teichanlagen mit 3 kleine-
ren langlichen Stillgewé&ssern sowie einer 500 m? groRen Wasserflaichen am sudlichen und stidstlichen Rand
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vom Teilbereich A im Bereich der Erstaufforstung sowie der Erhalt des stidwestlich gelegenen Timpels 2 festen
Bestandteils der Vermeidungs- und MinimierungsmafRnahmen.

4.6.3 Eingriffsregelung

Die nahere Priifung unter Berticksichtigung und Ergénzung der sinnvollen Vermeidungs- und Minimierungsmal3-
nahmen zeigt, dass durch die Planung Eingriffe nicht ganzlich vermieden werden kénnen und diese mit Blick auf
das Gesamtprojekt unvermeidlich sind. Hierzu im N&heren:

Der Zuschnitt und die Lage der geplanten baulichen Nutzung des Gelandes im Teilgebiet A als Sonstiges Sonder-
gebiet resultieren aus der Ost-West-Ausrichtung des Gebietes. Der sich so darstellende Iéngliche Grundstiicks-
zuschnitt wird zusatzlich verengt durch die 40 m Anbauverbotszone entlang der BAB A 46, die von jeglicher Be-
bauung incl. UmfahrungsstraBen und Stellplatzflachen aufgrund der Regelungen des FernstraBengesetzes frei-
gehalten werden muss. Innerhalb dieser Flache verlaufen zudem Hauptwasser-, Strom- und Gasleitungen der
Wuppertaler Stadtwerke die auch der weiteren Gebietsversorgung dienen. Die Bebaubarkeit des Grundsticks
wird weiterhindurch eine schwierige Topographie, (Niveauunterschied West-Ost von ca. 8 Meter und Nord-Sid
von ca. 10 Meter) relevanten Bodenbelastungen, Baugrundverhaltnisse, Immissionsvorbelastungen und hydro-
logische Verhéltnisse ungiinstig beeinflusst. Insoweit liegt somit kein idealtypisches restriktionsfreies Baugrund-
stiick vor. Als bebaubarer Raum verbleibt eine Flache von ca. 185 — 225 x 150 m (entspr. ~ 3,2 ha).

Mit Blick auf die Wettbewerbssituation im Sektor des grof¥flaichigen Moébeleinzelhandels liegt die hier betriebe-
ne Planung mit einer bereits reduzierten (iberbaubaren Grundstiicksfldche (= ,Baufenster”) von max. ca. 32.000
m? (geplante Verkaufsfliche 25.500 m?) bereits im unteren Bereich der Verkaufsflachen fiir den groRflichigen
Mobeleinzelhandel. Ortsnahe Mitbewerber, wie z.B. Ostermann / Trends in Haan weisen bereits deutlich groRe-
re Verkaufsflichen (32.000 m?) auf. So liegt die durchschnittliche Verkaufsfliche der Top 30-Mé&belhiuser in
Deutschland bei ca. 51.000 m? (Jahr 2013). Eine weitere Flichenreduktion des Gebiudeprogramms ist somit
nicht moglich, ohne einen dauerhaften wirtschaftlichen Betrieb und damit eine nachhaltige Starkung der ober-
zentralen Versorgungsfunktionen sicherstellen zu kénnen. Im Rahmen der Detailplanung wurden aber die Fla-
cheninanspruchnahmen und damit Flachenversiegelungen unter Einbeziehung der differierenden Belange nach
Moglichkeit minimiert.

Wie in der Planung zu sehen ist, wurde die Anbauverbotszone von 40 m Breite entlang der BAB A 46 als Grinfla-
che mit der Entwicklung einer Glatthaferwiese mit eingestreuten Obstbaum- und anderen Laubbaumgruppen
gestaltet, die Giberdies durch ein Erhaltungsgebot der Flache um den Timpel 2 stark aufgeweitet wurde. Die Fla-
che der festgesetzten Schutzzonen fiir Leitungstrassen sind von Gehélzanpflanzungen freizuhalten. Es sind eine
angemessene Stellplatzbegriinung und gliedernden Griinflichen vorgesehen, eine Erstaufforstung vormaliger
Gewerbegebietsflichen von ca. 7.450 m? GroRe sowie ausgedehnte randliche Pflanzgebotsflachen beriicksich-
tigt, so dass die versiegelbare Flache im Plangebiet auf die notwendigen Funktionsbestandteile beschrédnkt sind
(Grundflachenzahl GRZ 0,5). Ausgedehnte zusammenhadngende Flachen kénnen begriint erhalten bzw. gartne-
risch angelegt werden. Nicht erhalten werden kénnen zwei gesetzlich geschitzten Biotope sowie der Bestands-
wald, wahrend der Timpel 2 als gesetzlich geschiitztes Biotop trotz der Beriicksichtigung im Bebauungsplan vo-
raussichtlich stark beeintrachtigt und dort ebenfalls von einem Eingriff ausgegangen wird.

Der erarbeitete Landschaftspflegerische Begleitplan des Biiros LIEBERT (Febr. 2015) [3] enthalt die Ermittlung des
landschaftsrechtlichen Eingriffs. Mit den vorgesehenen KompensationsmaRnahmen innerhalb und aullerhalb
des Plangebietes kdnnen alle Eingriffe ausgeglichen werden. Gem. § 15 BNatSchG vermeidbare Beeintrachtigun-
gen werden unterlassen. Der Eingriff in den Wald, der gleichzeitig ein schutzwiirdiger Biotop auf 0,945 ha Flache
ist, kann nicht sinnvoll vermieden werden, um das geplante Raumprogramm des EHs einschlieflich der notwen-
digen 1.100 Stellplatzen, Anlieferbereiche und UmfahrungsstralRen auf dem Grundstiick sinnvoll abdecken zu
kdonnen. Entsprechend durchgefiihrte Variantenbetrachtungen durch Verschieben und / oder Drehen des Ge-
bdudes und der dienenden Anlagen erbrachten keine sinnvollen und tragfahigen alternativen Losungen (siehe
hierzu auch Kapitel 5.)

! EHI-Studie zum Mobelhandel: Die Grenzen des Wachstums, August 2014.
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Weitere ausfiihrlichere Informationen und Ausfiihrungen sind dem Umweltbericht zu diesem Bebauungsplan
1202- Einrichtungshaus Dreigrenzen — zu entnehmen.

Konkrete Regelungen zu den erforderlichen externen AusgleichsmaBnahmen werden im stadtebaulichen Ver-
trag getroffen.

4.6.4 Gewasser

Im Plangebiet befindet sich gemaRk des hydrogeologischen Gutachtens des Biiros BGU (Febr. 2015) [1] eine An-
fang des letzten Jahrhunderts angelegte flache, relativ groRflachige Teichanlage (= Teich 1), in der vormals der
Uberwiegende Teil des Regenwassers des Plangebietes gesammelt wurde (= Regenriickhaltebecken, RRB 1). Die-
ses Regenwasser wird Uber ein Auslaufbauwerk und eine unterirdische Leitung in einen Graben eingeleitet, der
im weiteren Verlauf die Bezeichnung ,,Meine” tragt. Mit dem Riickbau der Fertighausausstellung (FHA) wurde
teilweise auch die Entwasserungskanalisation demontiert (im sidlichen Teil), wahrend beobachtet werden kann,
dass das Einlaufrohr der ehemaligen Regenwasserkanalisation in das RRB trocken war und davon auszugehen
ist, dass keine Regenriickhaltung mehr tiber das RRB erfolgt. Hierdurch erfolgt Giber das Ablaufrohr des RRB und
das anschlieende offene Gerinne auch kein nennenswerter Zulauf von Wasser in den Bachlauf der Meine. Im
Rahmen der RickbaumalRnahmen wurde des Weiteren ein mittig des SO-Gebietes gelegenes unterirdisches RRB
(= RRB 2) der ehemaligen FHA zuriickgebaut.

Aufgrund der Verdanderungen der Regenwassereinleitungen zeigt sich, dass der Oberlauf der Meine im Wesent-
lichen durch diese kiinstlichen Einleitungen gepragt bzw. gespeist war. Ein natirlicher Wasserzufluss aus einer
Quellspeisung war und ist im Plangebiet nicht zu verzeichnen. Als konservativer Ansatz wird trotz allem der Be-
ginn der Meine in wasserrechtlicher Sicht im Einmindungspunkt der zwei ehemaligen kiinstlichen Zuldufe aus
der ehemaligen Fertighausausstellung gesehen. Aufgrund der Planungen wird der neue Beginn der Meine inner-
halb des Pflanzgebotes 2 (PF 2) ca. 22 m von der siidlichen Geltungsbereichsgrenze (Teilbereich A) eingetragen.

Mit Blick auf die gesetzlichen Ziele des Gewasserschutzes wird ab dieser vorgenannten Stelle das Gewdsserbett
in seiner Ortlichen Auspragung erhalten und im Bebauungsplan entsprechend bericksichtigt. In diesem bachna-
hen Bereich (= PF 2) wird eine Feuchtwiese entwickelt (vgl. LBP [3]). Zur Starkung der Gewasserfunktion soll un-
belastetes Niederschlagswasser, welches auf den unversiegelten Flachen des Sondergebietes anfillt, Gber ent-
sprechende bauliche MaRBnahmen (z.B. Kiespackungen im Boden) in Richtung des Meinebeginns gefiihrt wer-
den, um die Speisung durch Oberflaichenwasser zu unterstiitzen. Regenwasser aus dem Sondergebiet welches
ggef. gering belastet sein kann (Niederschlagswasser von Stellplatzflachen) soll in das neu errichtete Regenklar-
becken mit Regenriickhaltebecken siidlich des Plangebietes geleitet werden. Aus diesem erfolgt ein Abschlag in
die Meine sudlich der PorschestraBe. Weiterhin ist — wie bisher — von stark schwankenden Wasserstanden der
Meine auszugehen, da dieser im Wesentlichen durch zulaufendes bzw. eingeleitetes Regenwasser und nicht
durch Quellspeisung bestimmt wird. Durch die BaumaBnahme wird sich insoweit die Gewadssersituation der
Meine durch die neue Einleitsituation(en) flir Regenwasser zwar nur zu geringfligigen Veranderungen des Ab-
flussverhaltens verdandern fiihren, die sich aber im rechtlich zuldassigen Rahmen bewegen.

Es befindet sich ein Kleingewasser (Timpel Nr. 2) in unmittelbarer Nahe zum Autobahnzubringer Rampe Siid
(BAB A 46) als stehende Wasserflache, das zumindest teilweise sich aus Zufliissen aus der Entwéasserung der Au-
tobahn speist. Es zeichnet sich durch einen leicht schwankenden Wasserstand aus. Ferner findet sich ein
Kleinstgewdasser (Tumpel Nr. 3) im westlichen Teil des Plangebietes, welcher vermutlich durch einen Riickstau
von Wasser infolge der Befestigung eines Abstellplatzes fiir Container und LKW mit Schotter und/oder als Folge
von Staundsse entstanden ist. Das Gewadsser wird neben dem Oberflaichenwasser auch durch Sickerwasseraus-
tritte aus der angrenzenden Boschung des RRB (Teich 1) gespeist. Es konnte nachgewiesen werden, dass die
Ausdehnung dieses Timpels in seiner GroRRe sehr stark variiert.

Es ist ausdriicklich darauf hinzuweisen, dass gerade der westliche Teilbereich des Plangebietes anthropogen sehr
stark liberprdgt wurde, so dass der Wasserhaushalt keinesfalls als natirlich zu bezeichnen ist. Der Grund ist der
ehemalige Abbau von Bodenschatzen (Tongruben) vor ca. 100 Jahren. Wie u.a. aus dem Geotechnischen Bericht
zu den Untergrundverhaltnissen des Biros IGW [5] und der Auswertung historischer Luftbilder (BGU [1]) hervor-



Einrichtungshaus Dreigrenzen 21
Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 1202

geht, wurde der genannte Bereich in einer Mdchtigkeit von mehreren Metern kinstlich aufgefillt. Vorher befand
sich an dieser Stelle eine Abgrabung.

Das derzeit vorhandene RRB 1, Teich 1, liegt inmitten des Plangebietes. Durch seine GroRe und Lage steht es in
jeder gepriften Planungsvariante in Konflikt mit der Planung zur Errichtung eines groRflachigen Mdbeleinzel-
handelsstandortes. Die Ausfiihrungen zu den drei gesetzlich geschiitzten Biotopen (vgl. 4.6) treffen insbesonde-
re auch die Unmaoglichkeit des Erhalts des Regenrtickhaltebeckens (RRB 1) zu. Durch die fiir das Projekt erforder-
liche Anpassung der Gelandeverhéltnisse sowie durch das erforderliche Raumprogramm fiir einen Einrichtungs-
hauses, dass nicht unterschritten werden kann, ist ein Erhalt des RRBs 1 nicht plausibel darstellbar. Da es sich
zudem um ein Entwasserungsbauwerk handelt und nicht um ein Gewasser, ist ein Erhalt aus wasserwirtschaftli-
cher Sicht auch nicht erforderlich. Dies gilt sinngemaR ebenso (entsprechend ohne die Entwéasserungsfunktion)
fir den Timpel 3 (mit dem Bruchwaldfragment sowie fiir das Nass- und Feuchtgriinland).

4.6.5 Geotope

Neben den bereits erwahnten Biotopen befindet sich das Naturdenkmal Geotop GK-4609-027 mit der Bezeich-
nung "Steinbruch Uhlenbruch in Nachstebreck, stdlich Erlenrode" ca. 900 m sidlich vor der Plangebietsgrenze.
Dieses Geotop GK-4609-027 ist vergesellschaftet mit dem Biotop BK-4609-0014 (vgl. [18]). Das Geotop wird von
der Planung nicht betroffen.

4.6.6 Mensch

Das Plangebiet wird derzeit stark durch Verkehrslarm und im geringen Umfang durch Gewerbeldarm belastet.
Zudem erfolgt eine Belastung mit Luftschadstoffen aus den angrenzenden Verkehrsflichen. Da mit der Nutzung
des Gebietes als sonstiges Sondergebiet fiir den Grof¥flachigen Einzelhandel keine empfindliche Nutzung geplant
ist, sind diesbezliglich keine Auswirkungen auf die Planung zu erwarten. Allerdings ergeben sich direkte Abhan-
gigkeiten und Auswirkungen auf die angrenzenden empfindlichen Wohnnutzungen durch die gegebene Vorbe-
lastung und den zusatzlich durch die Planung induzierten Verkehr. Im Rahmen der Planverfahrens wurden des-
halb sowohl die jeweiligen Vorbelastungen als auch die nach der Planung entstehenden Verhaltnisse gutachter-
lich untersucht. Die Planung wurde so konzipiert, dass Emissionen nach Moglichkeit vermieden und Auswirkun-
gen auf die angrenzenden Wohnnutzungen minimiert wurden. Allerdings wird sich trotz allem die Immissionssi-
tuation (Ldrm und Luftschadstoffe) verscharfen. Siehe hierzu im Naheren Punkt 7. der Begriindung. Ergdnzend
ist auf den Umweltbericht zu diesem Bebauungsplan (Anlage 03 zur VO/1127/15) zu verweisen.

4.7 Sonstige Fachplanungen

Béden/Altlasten
Es sind keine besonders schiitzenswerten Boden vorhanden.

Unterhalb von anthropogenen Auffiillungen stehen Verwitterungsbéden an, die sich aus tonigen, feinsandigen
bis kiesigen und steinigen, hell- bis rotbraunen Schluffen zusammensetzen und daher eine geringe Wasserdurch-
lassigkeit und gute Retentionsfahigkeit fir Schadstoffe aufweisen. Der Untergrund ist allgemein ausgesprochen
wasserstauend und nur sehr gering wasserwegig, so dass es haufig Staunasse — in Mulden bis zur Gelandeober-
flache — festzustellen ist.

GemaR des Geotechnischen Berichts [5] gibt es auf dem Teilbereich A lediglich eine gréBere Flache im westli-
chen Bereich (z. Zt. Wiese an der SchmiedestralRe), die als Fliche mit Belastungen durch umweltgefahrdenden
Stoffen auszuweisen ist. Hier sind Anschiittungen mit erhéhten Konzentrationen an polyzyklischen aromatischen
Kohlenwasserstoffen (PAKs) und Kohlwasserstoffen (KW) festgestellt worden. Von dieser Flache im Bereich der
urspriinglichen Bohrung RKS 12 geht eine latente Grundwassergefahrdung aus. In der Planzeichnung wurde eine
Kennzeichnung aufgenommen, mit der diejenigen Bereiche grofsziigig gekennzeichnet wurden, die mit umwelt-
gefdhrdeten Stoffen belastet sind.

Fir verschiedene Teilflichen des Plangebiets liegen weitere Gutachten/Berichte vor, die aus alten Vorgédngen
zum Geltungsbereich des Bebauungsplan 1202 — Einrichtungshaus Dreigrenzen — (Teilbereich A) bekannt sind:
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Flr das Grundstiick zwischen Schmiedestr. 73 und 83 liegen Ergebnisse einer Baugrund- und Altlastenuntersu-
chung durch das INGENIEURBURO HYDRO- UND GEOTECHNIK GMBH von 1988 [6] vor. Das Gelande wurde kiinstlich
aufgeschiittet, es lagen aufgefiillte Boden in einer Starke zwischen 2 und 7 m vor. Die vorgenannte Baugrund-
und Altlastenuntersuchung [6] zeigt auf, dass das verfiillte Bodenmaterial mit technogenen Beimengungen (z. B.
Bauschutt, Teer, Ziegel) versetzt ist. Dieser Teil des Plangebiets ist als Teil einer altlastenverdachtigen Flache im
Kataster liber altlastenverdachtige Flachen und Altlasten gefiihrt. Hierbei handelt es sich um eine zwischen 1962
und 1967 Uberschittete Hohlform.

Eine weitere Untergrunduntersuchung auf dem Grundstiick Schmiedestr. 83 (ING.BURO HPC) vom 11.10.1996 [8]
wies vorhandene aromatische Kohlenwasserstoffe (AKW) in der Bodenluft nach, welche aber aufgrund der ge-
ringen Konzentration keine Gefahrdung fiir die Schutzglter Boden und Wasser darstellt. Des Weiteren wurden
Kohlenwasserstoff-Konzentrationen festgestellt, die aufgrund der anthropogenen Beeinflussung des Raumes auf
dem Niveau der zu erwartenden Hintergrundwerte lagen. MaBnahmen zur Altlastensanierung wurden folgerich-
tig nicht empfohlen.

Im westlichen Teil des Plangebiets, direkt an der geplanten Zufahrt zum geplanten EH, Schmiedestr. 83, ist eine
Shell-Tankstelle vorhanden. Auf dem nérdlich angrenzenden Grundstick stand (laut Aktenvermerk, Bauvorha-
ben DEA-Tankstelle, Bodenuntersuchung auf Verunreinigung / SanierungsmafRnahmen, ING.BURO FULLING,
31.03.1998 [7]) ehemals auch eine Tankstelle. Die Erdtanks sind ausgebaut worden, das Tankstellengeb&ude ist
nicht mehr vorhanden. Wahrend der Bauarbeiten 1998 an der Shell- (vormals DEA-) Tankstelle ist 6lverunreinig-
ter Boden in der Nordwestecke des Grundstiicks Schmiedestr. 83 aufgetreten, der allerdings fachgerecht ausge-
baut und entsorgt wurde.

Im Bereich Eichenhofer Weg/ehemalige Fertighausausstellung ,,Eigenheim & Garten” gibt es ebenfalls kiinstliche
Aufschittungen, die nach dem Geotechnischen Bericht [5] aber unter umwelthygienischen Gesichtspunkten un-
bedenklich sind.

4.8 Regionales Einzelhandelskonzept (REHK)

Das Regionale Einzelhandelskonzept wurde 2006 von den Raten der Bergischen Stadte Remscheid, Solingen und
Wuppertal beschlossen. Als informelle Planung entfaltet das Konzept keine unmittelbare Rechtswirkung. Es
handelt sich um ein stadtebauliches Entwicklungskonzept i.S.v. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, das bei der Aufstellung
von Bauleitplanen als Abwagungsbelang zu bericksichtigen ist. Das Konzept liefert dariber hinaus die stadte-
bauliche Rechtfertigung flr die Steuerung von Einzelhandelsnutzungen in Bebauungsplanen i.S.v. § 1 Abs. 3
BauGB.

Der geplante Standort fir ein EH ist im REHK nicht als Potenzialflache vorgesehen. Fir Abweichungen bei Stand-
ortfragen gibt es eine vereinbarte Vorgehensweise: Im regionalen Arbeitskreis Einzelhandel werden durch die
Stadte Standorte fir Einzelhandel vorgestellt und diskutiert. Wenn ein regionaler Konsens erreicht wird, konnen
neue Einzelhandelsstandorte im Sinne einer positiven Begleitung durch die REHK-Kommunen entwickelt wer-
den. Zurzeit erarbeitet die Stadt Wuppertal allerdings ein kommunales Einzelhandelskonzept. Dieses wird die
Erkenntnisse aus dem REHK auf der kommunalen Ebene differenzierter behandeln. Im Rahmen des kommuna-
len Einzelhandelskonzeptes soll der Planbereich als Potenzialstandort fiir den Mobeleinzelhandel beriicksichtigt
werden. Eine abschliefSende Konsensbildung liegt nicht vor.

Dies aufgrund fehlender Standortalternativen und der Zielsetzung, Kaufkraft im Sortimentsbereich Mdbel an
den Standort Wuppertal zuriickzuholen und zu binden, was mit der 90.FNP-Anderung und durch den Be-
bauungsplan 1202 — Einrichtungshaus Dreigrenzen — umgesetzt werden soll.

Damit die Errichtung des EHs keine GbermaRige Konkurrenz fiir die Innenstadte und Stadtteilzentren darstellt,
wurde das Angebotsprofil im Hinblick auf Mdbel konzentriert, um damit eine Abgrenzung sicher zu stellen. Diese
Konzeption wird in der verbindlichen Bauleitplanung des Bebauungsplans 1202 — Einrichtungshaus Dreigrenzen
— umgesetzt.
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In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass die Sortimente des EHs auch in untergeordnetem Umfang
zentrenrelevante Sortimente umfassen (vgl. nachstehende Tabelle, Seite 23) und zwar max. 2.500 m? bzw. 9,8 %
der Verkaufsflache. Die Umverteilungswirkungen in den zentrenrelevanten Sortimenten sowie den weiteren
nicht zentrenrelevanten Sortimenten liegen gemall der Auswirkungsanalyse [4] groRtenteils unterhalb von 6 %
bzw. zum Teil unterhalb einer gutachterlichen Nachweisgrenze. Die Realisierung des Vorhabens wird voraus-
sichtlich durch eine Abminderung von Kaufkraftabflliissen dazu fiihren, dass Kunden verstarkt in Wuppertal ein-
kaufen, weil sie flir den Mobeleinkauf nicht ins anderweitige Umland fahren missen. Da — wie oben ausgefiihrt
— das REHK als Abwagungsbelang zu beriicksichtigen ist, wird im Rahmen der Abwagung von diesem stadtebau-
lichen Entwicklungskonzept abgewichen, da es fiir die Stadt Wuppertal ein vordringliches Planungsziel darstellt,
einen Kaufkraftabfluss gerade im Bereich Mdbel zu reduzieren.

4.9 Wuppertaler Sortimentsliste

Die Wuppertaler Sortimentsliste, als Bestandteil des kommunalen Einzelhandelskonzept der Stadt, wurde bis vor
kurzem erarbeitet und abgestimmt. Sie ergdnzt das REHK und ersetzt es zum Teil. Die bisherige Wuppertaler Liste
wurde am 17.12.2012 vom Rat der Stadt Wuppertal beschlossen und mit Beschluss vom 04.03.2013 redaktionell
und formell klargestellt. Aufgrund geéinderter Vorgaben der Landesplanung hat die Stadt Wuppertal bereits in
der Vergangenheit dieses Konzept unter Beriicksichtigung der Leitsortimente aus dem Landesentwicklungsplan
NRW - Sachlicher Teilplan GrofSfiéichiger Einzelhandel — abgedndert. Im Rahmen des aufgestellten kommunalen
Einzelhandelskonzeptes wurde aktuell die Plausibilitét der Sortimentsliste iiberpriift und bestdtigt. Insoweit wird
fiir dieses Bauleitplanverfahren bereits auf die aktuelle Sortimentsliste aus dem kommunalen Einzelhandelskon-
zept zur Abgrenzung der zentrenrelevanten Sortimente zuriickgegriffen (siehe auch Pkt. 4.10).

4.10 Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Wuppertal / Sortimentsliste

Die Stadt Wuppertal hat aktuell ein kommunales Einzelhandelskonzept erarbeitet In diesem ist der Standort des
EH als Potenzialstandort beriicksichtigt. Zur Verdeutlichung und Plausibilisierung der getroffenen Sortimentsbe-
stimmung wurde die Wuppertaler Liste innerhalb des aufgestellten kommunalen Einzelhandelskonzeptes einge-
bracht und im Rahmen der Beteiligungsprozesse zur Diskussion gestellt. Die Beteiligung wurde unter Beteiligung
der Nachbargemeinden und betroffenen Behérden und sonstigen Trdger éffentlicher Belange durchgefiihrt.

Hinsichtlich der hier betriebenen Bauleitplanung ergeben sich mit Blick auf die Sortimentsliste Beziige zur erstell-
ten Auswirkungsanalyse, die zur Bewertung der Planung erstellt wurde. Der Standort fiir das Einrichtungshaus ist
in dem Konzeptentwurf als perspektivischer Sonderstandort fiir den nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel be-
riicksichtigt).

4.11 Gender Mainstreaming

Als offentlicher Belang ist Gender Mainstreaming gem. § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB in der Bauleitplanung zu berlick-
sichtigen. Unter dem Begriff Gender wird das Geschlecht als gesellschaftliche Strukturierungskategorie betrach-
tet. Die sich hieraus ergebenden spezifischen Lebenssituationen mit unterschiedlichen Bedirfnissen sollen
,chancengleich” behandelt werden. Ziel ist es, Chancengleichheit in der Stadtentwicklung und Stadtebaupolitik
herzustellen, so dass Raume gleichberechtigt durch Madchen und Jungen, Jugendliche, Frauen und Manner ge-
nutzt werden und eine gleichberechtigte Teilhabe an ihnen besteht.

Eine Vorstehendes beriicksichtigende Bauleitplanung bezieht sich unter anderem auf die Vereinbarkeit von Er-
werbs- und Versorgungsarbeit, Mobilitat, Freiraumangebot, Wohnen und Sicherheit sowie Partizipation insbe-
sondere im Rahmen des Planungsprozesses.

Die stadtebauliche Konzeption fiir das EH sieht eine benutzerfreundliche Lage der Baukorper, ihrer Zugange und
vorgelagerten Stellpldtze vor. Die Anlieferung soll separiert von Kundenverkehren gefiihrt werden. Samtliche
Zugange werden barrierefrei ausgebildet, Gebaude und Freianlagen ausgeleuchtet, Wegebeziehungen werden
offen und frei von Angstraumen gestaltet.
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Die Umsetzung dieser Ziele erfolgt im Rahmen der weiterfilhrenden Genehmigungs- und Ausfiihrungsplanung.
Kunden- und Mitarbeiter haben auch die Méglichkeit iiber die bestehenden OPNV-Verbindungen das Plangebiet
zu erreichen.

5. Bestandsbeschreibung und geplante ErschlieBung

Ausnutzung Geltungsbereich

Neben der Standortwahl wurde im gewdahlten Gebiet das Entwicklungsziel eines Einzelhandelsschwerpunktes fir
den grofflachigen Einzelhandel mit dem Kernsortiment Mdbel in Form eines zeitgemaRen Einrichtungshauses,
festgelegt:

Der Zuschnitt und die Lage der geplanten baulichen Nutzung des Gelandes resultieren aus der Ost-West-
Ausrichtung des Gebietes und seiner verkehrsgiinstigen Anbindung. Zuséatzlich verengt wird die Nord-Sud-
Ausdehnung des Gelandes auch noch durch die 40 m Anbauverbotszone entlang der BAB A 46, die zwar als SO-
Gebiet festgesetzt ist, aber von jeglicher Bebauung incl. Umfahrungsstrallen und Stellplatzflachen freigehalten
werden muss. Auf dem Grundstiick sind durch den Verzicht auf das Projekt des fachmarktbezogenen Einkaufs-
zentrums zwar deutlich mehr Bewegungsspielrdume, jedoch weiterhin eine schwierige Topographie und weitere
Einschrankungen vorhanden.

Variationen des MaRes der baulichen Nutzung sind allein in Bauhthe- und Volumen denkbar. Es gibt jedoch
auch eine Untergrenze der Ausnutzung, die der 6konomischen Notwendigkeit der Refinanzierung der Erschlie-
Bungs- und Herrichtungsaufwendungen geschuldet ist. Aus diesem Grund kann der auch der vorhandene ,Aus-
laufer” des Waldes Kamperbusch sowie die zentral gelegenen Kleingewasser, das anschlieRende Bruchwald-
fragment sowie das Feuchtwiesenbiotop an der SchmiedestralRe nicht erhalten bleiben. Fir die bestehenden ge-
setzlich nach § 62 LG NW geschiitzten Biotope wird ein Ausnahmeverfahren gem. § 30 (3) BNatSchG durchge-
flhrt.

Die Versiegelung des Sondergebietes geschieht eher extensiv. Mit Blick auf das Minimierungsgebot werden die
versiegelbaren Flachen jedoch auf das notwendige Mal3 beschrankt werden, was durch die Festsetzung der GRZ
von 0,5 gewadhrleistet ist. GroRe nicht versiegelbare Bereiche ergeben sich durch die Anbauverbotszone von 40
m Breite entlang der BAB A 46, der geplanten Festsetzung zur Stellplatzbegriinung, der geplanten Griinflachen
und ausgedehnte randliche Pflanzgebotsflachen 1 - 4 verbleiben ausgedehnte Griinflichen im Sondergebiet. Da-
riiber hinaus wird das gesetzlich geschiitzte Biotop im slidwestlichen Randbereich, der Timpel 2, erhalten. Die
ErschlieBungsstrafien und Stellplatze werden auBen entlang gefiihrt. Ebenso kann das beachtliche Altgeholz ei-
ner benachbarten Eiche erhalten werden. Ausgedehnte zusammenhangende Flachen werden begriint. Der Be-
ginn der Meine wird durch unvertragliche Nutzungsiiberschneidungen ca. 30 m weiter stidlich im Randbereich
des Geltungsbereichs, Teilbereich A, verlegt Es wird auf die nachrichtlich beigefligte Konzeptstudie (Abb. unten
rechts in Planteil 2 - nachrichtlich) verwiesen.

Im Rahmen der Variantenprifung zur Lage des Baukdrpers und der Stellplatzflachen war zu prifen, ob ein Ein-
griff in den Waldbereich des Waldes Kdmperbusch vermieden werden kann. Hierzu wurde insbesondere die La-
ge und Ausrichtung in Alternativen untersucht. Allerdings ergeben sich in jeder Variante Probleme, die den Voll-
zug der Planung geféhrden wiirde. Ein grundsatzlicher Lagetausch zwischen Gebaude und Stellplatzanlage unter
gleichzeitiger Reduzierung des Stellplatzangebotes wiirde dazu fiihren, dass das Einrichtungshaus nur von der
Rickseite (straflenabgewandten Seite der SchmiedestraRe) aus angedient werden kdnnte.

In einer Varianteniberlegung wurde deswegen geprift, ob durch das Drehen des Gebaudekdrpers an seiner ost-
lichen Lage und ein Verschieben nach Norden der Eingriff in den Wald vermindert oder vermieden werden kann.
Es zeigt sich, dass allein hinsichtlich der zur Verfligung stehenden Grundstiickstiefe und des Grundstlickszu-
schnittes mit Bestandswald von ca. 380 x 150 m ein Eingriff nicht génzlich vermieden werden kann. Zu der er-
forderlichen MarktgroRRe wird auf die Ausfihrungen im Abschnitt 4.6.3 verwiesen, so dass hier keine Mdoglichkeit
der Eingriffsminimierung zu finden ist. Das Mal fiir die bendtigte Gebdudetiefe sowie die Ein- und Zugangsfla-
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chen, AuBRenprasentationsflichen sowie die Anlieferungszone mit Laderampen und Rangierbereichen betragt
Uber alles minimal ca. 190 Meter. Die Breite des Gebaudes inklusive Umfahrungsflache in der anderen Achse be-
tragt 210 Meter. Es ergibt sich ein fast quadratischer Grundflachenbedarf der nur hinsichtlich der , weichen”
Faktoren (Fahrgassen, Stellplatze, Rangierbereiche) in Grenzen abanderbar ist.

Es wird an dieser Stelle vorsorglich angemerkt, dass es sich bei der Vorgangerplanung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes 1136V um die Errichtung eines Fachmarktbezogenen Einkaufszentrums handelte. Entspre-
chend kann das Raumprogramm und funktionale Baukorpergestaltung der Vorgdngerplanung mit einer redu-
zierten Grundflache nicht auf die hier in Rede stehende Planung eines separaten Einrichtungshauses libertragen
werden. Um das geplante Gebaude mit den Umfahrten und den unmittelbar zugehérigen Funktionsflachen (Ein-
gangsbereich, Anlieferungszone) ganzlich auRerhalb des Waldbereiches aber noch innerhalb des verfligbaren
Planungsraumes zu errichten, musste die Planung um 90 Grad gedreht und ca. 85 Meter nach Westen verscho-
ben werden. Hierdurch wirde der Waldbereich unmittelbar an dem Geb&dudezugang enden, mit der Folge, dass
nur noch ca. % der ehemaligen Stellplatzflache im westlichen und sidlichen Bereich fir Stellpldtze nutzbar ware.
Der entstehende 6stliche Grundstiicksbereich (% der Flache) ist liber das Geldnde selbst nicht mehr verkehrsge-
recht und sicher andienbar, so dass eine Zufahrt tiber den Eichenhofer Weg erforderlich ist. Hierdurch ergeben
sich aber nicht |6sbare verkehrstechnische Probleme, da der Eichenhofer Weg aufgrund seiner geringen Leis-
tungsfahigkeit (geringe StraRBenbreite / Ausbauzustand, Anschluss an den KVP Mollenkotten) nicht fur hohere
Kundenverkehre ausgelegt ist. Unabhdngig davon, wiirde die bestehende Wohnbebauung ,Erlenrode”, welche
50 Meter 6stlich des Plangebietes beginnt, durch die Kundenverkehre, die Stellplatzgerausche und v. a. durch
den im Belieferung und Versorgung entstehende Larm (Tlrenschlagen, Startgerdusche, v. a. Anlieferverkehr mit
Be- und Entladen, Entliiften der Betriebsbremse des Lkws, Container aufstellen / wechseln) seitens der ostlichen
als auch siidlichen Stellplatze in unverhaltnisméaRiger Art und Weise belastet. Aufgrund der Topografie (Hang-
knick mit nach Westen stark abfallendem Geldnde) misste das Gebdude zudem stérker in das Geldnde einge-
passt werden, um die Anforderungen nach barrierefreier Zuganglichkeit sowie die An- und Ablieferung sicher-
stellen zu kdénnen. Der nutzbare Grundstiicksbereich wirde sich voraussichtlich durch weitere Stitzmauern /
Bdschungsbereiche zudem einschranken. Hinzu kdme mit schlechter Prasentation und Zuordnung der Funkti-
onsbereiche eine unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten ungiinstige Stellung des Gebaudes.

Eine etwas bessere Nutzbarkeit des Grundstiickes wiirde sich entgegen der vorbeschriebenen Variante durch
ein Drehen des Gebaudes aus der Ursprungslage um 45 Grad und ein Verschieben nach Norden ergeben. Aller-
dings wirde trotz allem in einer Tiefe von 15 Meter in den Wald eingegriffen werden missen, um das Gebdude
unterzubringen. Der westlich fir Stellplatze und Zufahrten nutzbare Bereich vergroRert sich auf ca. 1/3 der Fla-
che, wenn auch durch die nicht mehr orthogonale / zickzackférmige Zuordnung der Stellplatze groRere Restfla-
chen entstiinden und insgesamt das Verhaltnis von Verkehrs- zu Parkplatzflachen unglinstig verschoben wiirde.
Der 6stliche Bereich ware weiterhin nur Gber den Eichenhofer Weg anzudienen und bleibt aufgrund der Er-
schlieBungs- und Immissionsproblematik voraussichtlich nicht sinnvoll fiir den Kundenverkehr nutzbar. Die
Wohnbebauung Erlenrode wirde auch in dieser Variante durch Emissionen des slidwestlichen Parkplatzberei-
ches aufgrund der freien Schallausbreitung belastet, wahrend in der Vorzugsvariante der Gebdudekoérper hier
eine Abschirmung vornehmen wiirde.

Die Aufwendungen zur Grundstiicksanpassung sind vergleichbar grol3 bzw. unglinstig. Bei einer Abanderung der
vorbeschriebenen Varianten durch Erganzung mit einer Parkpalette oder einem Parkhauses, um das erforderli-
che Stellplatzangebot bereitstellen zu kénnen, konnte der 6stliche Grundstiicksbereich von Kundenverkehren
freigehalten werden, wobei aber die Anzahl der Stellpldtze trotz allem geringer ist als bei der Vorzugsvariante.
Die Variantenprifung zeigt, dass ein Verzicht auf den Eingriff in den Wald nur zu Lasten der bautechnischen,
immissionsschutztechnischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte der Planung maoglich ist. Es muss zudem be-
flirchtet werden, dass damit eine unter marktékonomischen Gesichtspunkten ungilinstige Planungssituation ge-
schaffen wird, die den Vollzug der Planung insgesamt gefdhrdet. Dem entgegen steht ein planerischer Eingriff in
einen Teilbereich des lber 23 ha grolen Waldgebietes Kimperbusch in einer GréBenordnung von ca. 1 ha. Da-
von kdnnen ca. 0,745 ha innerhalb des Plangebietes an geeigneter Stelle und in Anknlipfung an das bestehende
Waldgebiet ausgeglichen werden, so dass auch unter Prifung der Eingriffsvermeidung an der Ursprungsplanung
festgehalten werden soll.

5.1 Stadtebauliches Umfeld und bestehende Nutzungen
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Das Plangebiet liegt in nord-6stlicher Stadtrandlage in unmittelbarer Ndhe zur BAB A 46 an der Anschlussstelle
Wuppertal-Oberbarmen (Nr. 37) und ferner zum Autobahnkreuz Wuppertal-Nord. In ndrdlicher Richtung liegt
die BAB A 46. Westlich an das Plangebiet grenzt die L 58 (SchmiedestraRe) an, in norddstlicher Richtung wird das
Gebiet durch den Eichenhofer Weg begrenzt. Direkt westlich der L 58 (SchmiedestraRe) liegt ein Mischgebiet,
stdostlich des Plangebiets findet sich ein Wohngebiet (Allgemeine Wohnbauflache) sowie die Kleingartenanlage
»Mollenkotten” und eine bandférmige Parkanlage. Das Plangebiet selber ist grofStenteils als gewerbliche Baufla-
che ausgewiesen (Teilbereich A). Im Westen direkt angrenzend an das Rampenstiick der Autobahnanschlussstel-
le Wuppertal-Oberbarmen schlief8t 6ffentliche Griinflache an.

Des Weiteren befindet sich im Siden des Teilbereichs A, wie bereits beschrieben, ein groReres Altholz-
Waldgebiet, das Landschaftsschutzgebiet ,,Kdmperbusch®. Dieses ragt zum Teil (ca. 0,945 ha) in den Teilbereich
A herein. Das grofte Stillgewasser auf dem Grundstiick (Teich 1) ist im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 473
als Flache fur die Regenwasserentsorgung ausgewiesen, daneben gibt es einen kleineren Timpel im Sidwesten
(Timpel 2), ein kleinflachigen Tlimpel im mittigen westlichen Bereich Tiimpel 3), einen Talabschnitt westlich des
Teichs 1 sowie einen verrohrten Abfluss aus dem RRB, an dessen Rohrauslass der Bachlauf der Meine beginnt

[1].

Das Plangebiet wurde in der Vergangenheit durch die Firma Fertighausausstellung ,Eigenheim & Garten” ge-
nutzt, deren Pachtverhaltnis am 31.12.2013 endete. Weitere Grundsticksflachen sind im privaten und 6ffentli-
chen Besitz (Bundesstrallenbauverwaltung), deren Ankauf derzeit vorbereitet wird.

Der Teilbereich B stellt sich als stark versiegelte 6ffentliche StralRen-Infrastruktur dar. Beim Teilbereich A handel-
te es sich ehemals um eine wie ein Wohngebiet gestaltete ehemalige Eigenheimausstellung, die nun zu einer
gewerblichen Offenbodenbrache geworden ist, die trotz der Gewerbegebietsfestsetzung als extensiv versiegel-
ter Bereich mit zahlreichen naturndheren Strukturen wie den Gewassern, dem Waldbereich (= LSG) bzw. dem
Grinland durchzogen ist. Dies stellte eine sehr ungewohnliche Auspragung eines Gewerbegebietes dar, der ge-
eignet war, die damalige Auspragung eines Gewerbegebietes irrtiimlich als ein naturnahes Wohngebiet einzu-
ordnen, was planungsrechtlich keineswegs der Fall ist. Durch die pragenden Infrastrukturbander mit teilweise
hoher bis sehr hoher Verkehrsdichte sowie die nachweislich anthropogene Uberpriagung des Untergrundes in
der Vergangenheit inkl. gefdhrdender Altlastenvorkommen(Teilbereich A), ist diese naturnahere Auspragung je-
doch zu relativieren. Durch den unldangst stattgefundenen Abbau der Gebdude der ehemaligen Eigenheimaus-
stellung u. a. zur Wiederverwendung an anderer Stelle ist der Teilbereichs A derzeit eine groRere Brachflache.
Weiterhin ist die stadtbildpragende Linde an der 6stlichen Seite der Schmiedestralle im Bereich der geplante Zu-
und Abfahrt zum EH zu erwdhnen.

Das Plangebiet befindet sich auf einem Héhenzug von Wuppertal. Durch Umzdunung des groRRe Flachen ein-
nehmenden Grundstiickes, der sichtverschattenden Randbebauung einerseits und des Brachflachencharakters
der Feuchtwiese und der Gehdlze im westlichen Teil andererseits, ist der Teilbereich A fir die Bewohnerschaft
wenig attraktiv und nicht 6ffentlich zugadnglich. Im westlichen Teil befindet sich ein geschotterter Weg mit Wen-
dekreis, von dem ein schmaler ,Trampelpfad” Richtung BAB A 46 ausgeht.

Weitere Vorbelastungen im Stadtbild sind die weithin sichtbaren technogenen Strukturen des bislang bestehen-
den sehr dominanten Wasserturms, des Schornsteins des Asphaltmischwerkes, des bestehenden Werbepylons
der ,Fertighauswelt”, eines Mobilfunkmastes sowie der 6stlich des Teilbereichs A befindlichen Hochspannungs-
leitungen.

5.2 Nahversorgung und sonstige Infrastruktur

In ndchster Nahe zum geplanten Standort des EHs ist kein Versorgungszentrum angesiedelt, da das Plangebiet
am auRersten Stadtrand Wuppertals liegt. GemaR des REHK fiir das Bergische Stadtedreieck bildet Wuppertal-
Barmen das nachste Hauptzentrum, In dessen Nahe wiederum befinden sich die das Nebenzentrum Wuppertal-
Oberbarmen sowie die Nebenzentren Wuppertal-Heckinghausen, -Langerfeld und Wichlinghauser Markt. Ein
Hauptzentrum ist dadurch gekennzeichnet, dass es ein umfangreiches und vielseitiges Angebot aller zentrenre-
levanten Sortimente insbesondere auf mittlerem und gehobenem Niveau sowie bedarfserganzende Dienstleis-
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tungen, Gastronomie und offentliche Einrichtungen anbietet. Nebenzentren sind zentrale Einkaufslagen ein-
wohnerstarker Stadtbezirke, die Angebote der Nahversorgung und des mittelfristigen Bedarfs auf zumeist mitt-
lerem Sortimentsniveau anbieten. Des Weiteren gibt es nordlich des Hauptzentrums Barmen noch den Nahver-
sorgungsschwerpunkt ,,Weiher StraBe/Am Diek”, welcher die qualifizierte Nahversorgung eines Wohnbereiches
sicherstellt und ergdanzend auch einzelne Angebote des mittel- und langfristigen Bedarfs enthalt (siehe Abbil-
dung 6).

In der Gesamtstadt Wuppertal ist gem. [4] auf folgende wesentliche Einzelhandelslagen hinzuweisen:

Den klaren Einzelhandelsschwerpunkt der Stadt findet sich im Hauptzentrum Elberfeld mit Gber 100.000 m?
Verkaufsflache.

Mit rd. 30.000 m? Verkaufsfliche stellt das Hauptzentrum Barmen einen weiteren wichtiger Einzelhandels-
schwerpunkt. Darliber hinaus ist auf die vorgenannten Nebenzentren und Nahversorgungszentren sowie ver-
schiedene dezentrale Einzelhandelsstandorte hinzuweisen. Neben den Zentren im &stlichen Stadtgebiet befin-
den sich im westlichen Stadtgebiet ist das Nebenzentren Ronsdorf, Cronenberg und Vohwinkel sowie auf das
Nahversorgungszentrum Sonnborn.

Wuppertal hat in verschiedenen Sortimentsbereichen des Einzelhandels ein Angebotsdefizit und einen hohen
Kaufkraftabfluss in das Umland. Dies betrifft insbesondere den Sortimentsbereich Mobel. Nur 60% der Kaufkraft
werden gem. der GMA-Auswirkungsanalyse am Standort gedeckt, iber 46 Mio. € flieBen jedes Jahr in das Um-
land.

Das Sortiment des geplanten EHs enthalt Gberwiegend Angebote des mittel- und langfristigen Bedarfs. Der Sor-
timentsbereich Mobel wird mit 18.480 m? den Kernbereich des Angebots ausmachen. Der Endbericht des REHK
(BBE Unternehmensberatung 2008) bestétigt allerdings, dass durchschnittlich nur 55 % der Einwohner des Berg-
ischen Stddtedreiecks M6bel/Einrichtungsbedarf in eben diesem kaufen. Nur rund 54 % der Wuppertaler, 54 %
der Remscheider und 34 % der Solinger fragen diese Sortimente Ublicherweise in der eigenen Stadt nach. Unter
den sonstigen Einkaufsorten spielen dabei aber die jeweiligen Nachbarn im Bergischen Stadtedreieck nur eine
relativ geringe Rolle. GroRere Bedeutung haben offenbar Disseldorf, Koln, Witten und Haan sowie in geringem
Umfang auch Essen und Bochum. Entsprechend wurde dieser Standort konzeptionell innerhalb des neu aufge-
stellten kommunalen Einzelhandelskonzepts beriicksichtigt.

Grundsatzlich wurde in der Auswirkungsanalyse (GMA 2014) [4] festgestellt, dass die Sortimente des EHs auch in
untergeordnetem Umfang zentrenrelevante Sortimente umfassen (vgl. nachstehende Tabelle, Seite 23) und
zwar max. 2.500 m? bzw. 9,8 % der Verkaufsfliche. Die Umverteilungswirkungen in den zentrenrelevanten Sor-
timenten sowie den weiteren nicht zentrenrelevanten Sortimenten liegen gemalR der Auswirkungsanalyse [4]
groRtenteils unterhalb von 6 % bzw. zum Teil unterhalb einer gutachterlichen Nachweisgrenze. Die Realisierung
des Vorhabens wird voraussichtlich durch eine Abminderung von Kaufkraftabflissen dazu fihren, dass Kunden
verstarkt in Wuppertal einkaufen, weil sie fiir den Mdbeleinkauf nicht ins anderweitige Umland fahren mussen.

Es ist festzuhalten, dass wesentliche Beeintrachtigungen zentraler Versorgungsbereiche gemaR [4] durch die
Umverteilungswirkungen in den zentralen Versorgungsbereichen von Wuppertal, Remscheid und Solingen, aber
auch der direkt angrenzenden kleineren Stadte und Gemeinden wie beispielsweise Gevelsberg, Schwelm oder
Sprockhovel keinesfalls zu erwarten sind. Die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche ist
durch die Realisierung des Vorhabens nicht gefahrdet. Dies wird v.a. durch die Spezialisierung des Standortes
auf das Kernsortiment Mobel sichergestellt.

Im Ubrigen ist hervorzuheben, dass das Vorhaben mit einem Verkaufsflichenschwerpunkt im Mé&bel- und Ein-
richtungssegment stadtebaulich vertraglich ist und dazu beitragen kann, heute abflieRende Kaufkraft aus Wup-
pertal und dem Umland zuriickzugewinnen. Somit kénnte die Errichtung eines EHs sogar zu Kaufkraftbindung
und der Gewinnung neuer Kauferschichten aus dem Umland fiihren.

Dieses Vorgehen dient somit der langfristigen Sicherung der 6konomischen Leistungsfahigkeit der Gemeinde,
zur hinreichenden und notwendigen Diversifizierung des Einzelhandelsangebotes.
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Abbildung 6: Mikrostandort SchmiedestraRe / Eichenhofer Weg, Quelle: Auswirkungsanalyse GMA [4]

5.3 Topographie

Das Plangebiet (Teilbereich A) ist leicht hangig und fallt in sidwestlicher Richtung zur SchmiedestraRe hin ab.
Die Schmiedestralie steigt von der zukilinftigen Zu- und Ausfahrt des Gelandes hin zur Autobahnauffahrt von 306
auf 311 m Gber Normalhéhenull (NHN) an. Im Teilbereich A ist ein klares Gefdlle vom Eichenhofer Weg hin zur
SchmiedestralRe vorhanden, im nérdlichsten Punkt des Plangebiets befindet sich das Geldande auf einer Hohe
von 314 m (iber NHN, im sidlichsten Punkt auf ca. 302 m tGiber NHN. Somit liegt der maximale H6henunterschied
zwischen den Plangebietsgrenzen bei 12 m. Von der nérdlichen zur slidlichen Grenze des Plangebiets fallt das
Gelande von 313 m auf 305 m Gber NHN ab.

Das Gelande wurde im 6stlichen Teil im Bereich der vormaligen Fertighausausstellung , Eigenheim & Garten”
terrassiert, so dass hier bereits Geldndeeingriffe bis 1,5 m in Form von Abtrag und Auftrag vorgenommen wur-
den. Im westlichen Bereich war friiher eine Ausschachtung vorhanden, in der — offensichtlich fiir die nérdlich am
Eichenhofer Weg betriebene Ziegelei (auf dem heutigen Geldnde der Geristbaufirma Engelhardt) — Tonstein
gewonnen wurde. Diese Ausschachtung, deren Ostliche Kante bereits in der ,Geologischen Karte 1:25.000, Blatt
Hattingen (1928)" sowie etwas weniger stark ausgeprdgt im heutigen Geldande noch gut zu erkennen ist, wurde
bereits vor Jahrzehnten verfillt, die zum Teil altlastenbelastete Flache dariber ist derzeit Griinland.

5.4 Verkehr und sonstige ErschlieBung

Das Plangebiet befindet sich in verkehrstechnisch glinstiger Lage mit direktem Anschluss an das Uberregionale
Verkehrsnetz. Es liegt unmittelbar an der BAB A 46 mit der Anschlussstelle Wuppertal-Oberbarmen (Nr. 37). Als
Uberortlicher Verkehrsweg liegt der Teilbereich A an der L 58 (Schmiedestralie), die bereits jetzt gut ausgebaut
ist und — im Gegensatz zum Eichenhofer Weg — sich zur Aufnahme betrachtlicher Verkehrsmengen eignet. Wei-
terhin befindet sich der Kreisverkehrsplatz (KVP) Mollenkotten mit der StraBe Mollenkotten/L 432 und Teilen
der L 58 (SchmiedestraRe) im Teilbereich B. Dieser KVP hat die wichtige Funktion eines lberértlichen Verteilers
des Verkehrs auf der L 58 (Nord-Siid) und der L 432 (Verkehre aus/von Westen, d. h. auch von und zur BAB A
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46). Hier wurde der Geltungsbereich des Teilbereichs B so gewahlt, dass ein groRzligiger projektbezogener Aus-
bau dieses Abschnitts zur stockungsfreien Aufnahme des vorhabenbezogenen Mehrverkehrs unter Berlicksichti-
gung der FuBRgadnger und Radfahrer mit einbezogen wird (vgl. Abschnitt 6.11). Gemal den Planungsvorstellungen
soll der an- und abfahrende Kunden- und Mitarbeiterverkehr lGber die L 58 abgewickelt werden, wahrend der
An- und Ablieferverkehr (LKW-Verkehr) tiber die Stralle Eichenhofer Weg gefiihrt wird.

Der Geltungsbereich des Teilbereiches B erfasst dabei sowohl stadtische bzw. Flachen des Landesbetriebes Stra-
Ren als auch private Flachen, um den StraRenausbau durchfiihren zu kénnen. Hierbei werden bei den betroffe-
nen privaten Grundstiicken im Wesentlichen solche Grundstiicksflachen erfasst, die bereits heute als 6ffentliche
Verkehrsflachen genutzt werden. Es handelt sich hierbei um sog. Altéffentliche Verkehrsflachen, die zum Teil
seit vielen Jahrzehnten entsprechend in der Ortlichkeit vorhanden sind. Allerdings muss auch im geringfiigigen
Umfang privater Grundbesitz erstmalig in die Verkehrsplanung mit einbezogen werden. Siehe hierzu Abschnitt
6.11.

Unabhangig von der Errichtung des Einrichtungshauses ist seit einigen Jahren der Umbau des Autobahnkreuzes
Wuppertal-Nord geplant. Der Umfang des Ausbaues des Autobahnkreuzes ist nach derzeitigem Stand noch nicht
abschlieRend festgelegt, da im Auftrag des Verkehrsministeriums NRW eine kostenreduzierte Losung erarbeitet
werden soll. Das heutige Autobahnnetz sowie der Knoten der BAB 1, 43 und 46 sind im heutigen Ausbaustan-
dard leistungsfahig, um die zusatzlichen projektbezogenen Mehrverkehre abwickeln zu kénnen.

5.5 Ver- und Entsorgung

Die Versorgungsnetze fiir Kommunikation sowie Energie- und Wasserversorgung sind vorhanden und kénnen
bei Bedarf zur Versorgung des Planbereiches ausgebaut werden.

5.5.1 Elektrizitat

Die Versorgung mit Elektrizitat ist iber das 6ffentliche Netz in der SchmiedestraRe gegeben. Versorgungstrager
sind die WSW. Eine Anschlussmaoglichkeit besteht in Hohe der Gasregelstation.

5.5.2 Gas

Die Versorgung mit Gas kann ebenfalls Gber eine bestehende Leitung in der Schmiedestralle durch die WSW si-
chergestellt werden. Eine Anschlussmoglichkeit besteht von der Gasregelstation am westlichen Rand des Son-
dergebietes aus. Am westlichen Rand des Sonstigen Sondergebietes befindet sich das Gebaude der Gasregelsta-
tion, das als Flache fir Versorgungsanlagen mit dem Zusatz ,Gasregelstation” festgesetzt ist. Ein Konzept zur
Energieversorgung wird im Rahmen der Bauantragsplanung erarbeitet.

5.5.3 Trinkwasserversorgung

Die Trinkwasserversorgung erfolgt liber eine Versorgungsleitung der Wuppertaler Stadtwerke GmbH (WSW). Die
Trinkwasserleitung verlauft als DN 100 bis 200 (variierend) in der SchmiedestraBe (Teilbereich A). Anschluss-
moglichkeiten flir den Teilbereich A liegen am westlichen Rand des Plangebietes in Héhe der Gasregelstation.
Durch die WSW kdnnen 96 m3/h Trinkwasser sichergestellt werden. Damit ist der Trinkwasserbedarf fir das EH
gedeckt.

5.5.4 Schmutzwasser

Die Schmutzwasserentsorgung des Einrichtungshauses erfolgt Gber den bestehenden Mischwasserkanal in der
Schmiedestrale. Es fallt insofern nur hdusliches Schmutzwasser an. Flir Schmutzwasser des integrierten Restau-
rants erfolgt eine Vorbehandlung liber Fettabscheider innerhalb des Sonstigen Sondergebietes.

Die Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers ist durch eine bestehende Leitung am nérdlichen Rand des
Teilgebietes A sichergestellt. Versorgungstrager ist die Wuppertaler Stadtwerke GmbH (WSW). Die bestehende
Leitungstrasse der WSW ist von der Planung nicht betroffen.
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5.5.5 Loéschwasserversorgung

Der Loschwasserbedarf fiir das festgesetzte Sondergebiet des Bebauungsplanes betragt 192 m3/h fir zwei Stun-
den und kann nicht tGber die Trinkwasserleitung in der Schmiedestralle sichergestellt werden. Alternativ ist zur
Sicherstellung des Loschwasserbedarfs fiir die Grundsicherung innerhalb des Sondergebietes ein Wasserreser-
voir von 400 m3 Volumen zu schaffen. Im Detail muss geprift werden, ob der Bedarf iber das bestehende Lei-
tungsnetz in der SchmiedestraBe zusammen mit dem Eichenhofer Weg abgedeckt werden kann. Die genaue
Festlegung kann im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens erfolgen.

5.5.6 Niederschlagswasserentsorgung

Flr das Niederschlagswasser wird eine Retention erforderlich. Seitens der Stadtwerke Wuppertal (WSW) wurde
bereits ein Regenriickhaltebecken (RRB) im siidlichen Anschluss an das Sondergebiet aulRerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Bebauungsplanes errichtet. Dem RRB vorgelagert wurde eine Regenwasserbehandlungsanla-
ge(Regenklaranlage (RKB). Aus dem RRB erfolgt dann eine gedrosselte Einleitung in die Meine in Hohe der Por-
schestralle.

Es ist auch der Bau von unterirdischen Regenriickhalteeinrichtungen innerhalb der Baugrenzen des Sonderge-
bietes zuldssig. Das Dachflaichenwasser sowie das Wasser der Verkehrsflaichen kénnen nach entsprechender
Vorbehandlung von hier aus gedrosselt in den Regenwasserkanal der SchmiedestralRe eingeleitet werden. Die
zugelassene Einleitungsmenge betragt 5 | pro Sekunde und Hektar, d. h. 48,235 | pro Sekunde fiir das Sonderge-
biet (69.450 m? x 10.000 m?x 5 1).

Fur das im Teilbereich A anfallende, nicht ndher bestimmbare Sicker- und Grundwasser der klinstlichen Auffil-
lung wird ein Flachenfilter unterhalb der geplanten Geldndeoberflache errichtet, der dieses Wasser getrennt
vom Regenriickhaltebecken in den Zulauf zur Meine abgibt. Das Wasser aus dem Flachenfilter wird damit zu-
kiinftig am Beginn der Meine eingeleitet, was diesem einen quelldhnlichen Charakter verleihen wird.

Das im Bereich des Gelandeeinschnitts anfallende Wasser sollte dabei mittels einer Flachendrainage gefasst und
weiter slidlich am Beginn des Gewassers ,Meine” eingeleitet werden, (vgl. [1], Blatt 52). Als Beginn der ,,Meine”
wurde dabei der friihere Einleitpunkt des ehemals vorhandenen kleineren unterirdischen RRBs in das Gewasser
definiert. Durch diese Mallnahme wiirde der aufgefiillte ehemalige Geldndeeinschnitt zusammen mit den ande-
ren anthropogen aufgefiilliten Boden im Umfeld insgesamt als oberflaichennaher Aquifer fungieren, wodurch
dessen Auslauf Uber langere Zeitrdume hinweg als kiinstliche ,Quelle” permanent Wasser in die ,,Meine” abfiih-
ren wirde.

In diesem Zusammenhang kdnnte auch erwogen werden, einen Teil der zusatzlich versiegelten Flachen, wie z. B.
die Stellplatzflachen liber Rigolen direkt in diesen Bereich entwassern zu lassen. Auch die geplante Verwendung
von Rasengittersteinen fiir Teile der PKW- Stellflachen (niedrig frequentierte Stellpldtze) in Verbindung mit einer
darunter befindlichen Drainageschicht, die an die beschriebene Drainage angebunden wird, ware — eine qualita-
tive Eignung der Wasser vorausgesetzt — denkbar. Hierdurch konnte der notwendige Retentionsraum vermin-
dert und die Schiittung der neu geschaffenen Drainage vergleichmaRigt werden.

5.6 Bodenbelastungen

Ein Fachgutachten zur Untersuchung des Teilbereichs A auf Altlasten (Geotechnischer Bericht, IGW INGENIEURGE-
SELLSCHAFT FUR GEOTECHNIK BMH) [5] wurde erstellt. Dabei wurde durch zahlreiche Aufschlussbohrungen, Ramm-
und Rammkernsondierungen festgestellt, dass v. a. der westliche Bereich des Plangebietes in einer Machtigkeit
von mehreren Metern (bis 4 m) kiinstlich aufgefillt wurde. Vorher befand sich an dieser Stelle eine Abgrabung.
Die Bodenaufschliisse ergaben unterhalb der derzeit Gberwiegend begriinten Freiflichen ein Auffiillungsge-
misch aus liberwiegend umgelagerten Boden- und Felsbruchmaterialien mit unterschiedlichen Beimengungen
an Bauschutt- und Schlackenresten.
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Bezliglich der Altlastenproblematik wurden chemische Analysen durchgefiihrt. Organoleptisch auffalliges Auffil-
lungs- und Boden-/Felsmaterial wurde im Rahmen der Untersuchungen zum Geotechnischen Bericht zu den Un-
tergrundverhaltnissen” (Biro IGW 2014) [5] nur bei einer Bohrung sowie ergdanzenden Bohrungen (RKS 12 und
andere, Mitte der Wiese an der SchmiedestralSe) festgestellt. Hier wurde auch eine regelrechte Schlackenschicht
nachgewiesen. Die restlichen stichpunktartig aufgeschlossenen Auffiillungsmaterialien enthielten weder fir den
Leitparameter der polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffe (PAK), Benzo(a)pyren (BaP) noch fir die
Schwermetalle erhéhte Stoffgehalte, die auf eine konkrete Uberschreitung eines nutzungsbezogenen Priifwer-
tes der BBodSchV fiir den Wirkungspfad: ,Boden - Mensch + direkter Kontakt" auf Gewerbeflachen hinweisen.
Eine grofRziigig bemessene Kennzeichnung der fir bauliche Nutzungen vorgesehenen Flachen, deren Béden er-
heblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind, wurde gemall Planzeichenverordnung in die Planzeich-
nung eingetragen (vgl. Abschnitt 6- Planinhalt). Im westlichen Bereich bestehen groRflachig unterhalb des
Feuchtwiesen-Biotops (um die Bohrungen 12, 104, 110) eine durch den Geotechnischen Bericht [5] einige mit-
tels Laboruntersuchungen nachgewiesene Altlasten (u. a. Schlackeschicht mit hoher Belastung mit polyzykli-
schen aromatischen Kohlenwasserstoffen und Kohlenwasserstoffen). Im Zuge der NeubaumaRnahme soll die
festgestellte Belastung im Rahmen des baubegleitenden Bodenmanagements beseitigt werden. Bezliglich des
Wirkungspfades ,,Boden — Sickerwasser — Grundwasser” an den groflachig vorgefundenen Auffillungen, die bis
zu 4 m maéchtig sind, mit z.T. deutlichen anthropogenen Beimengungen ergaben sich lokal auffallige Stoffgehalte
geringfligig oberhalb der Vorsorgewerte der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV 1999) bzw. der ange-
passten Hintergrundwerte der Stadt Wuppertal fiir einzelne Schwermetalle und fiir die Summe der PAK. An drei
Proben wurde auch eine Uberschreitung des Beurteilungswertes nach HLUG (2001 — ,hoher” Schadstoffgehalt
hinsichtlich einer moglichen Grundwassergefdahrdung) festgestellt. Aufgrund der allgemeinen chemisch-
physikalischen Stoffeigenschaften der — mit Ausnahme bei RKS 12 (vgl. Abschnitt 4.7 ,B6den/Altlasten) — vorge-
fundenen Schadstoffe, ist in Verbindung mit den zusatzlich durchgefiihrten Loslichkeitsuntersuchungen gemaR
BBodSchV (1999) und LUWA-NRW (2001) aber eine Gefahrdung des Schutzgutes Grundwasser liber den Wir-
kungspfad ,, Boden — Sickerwasser — Grundwasser” nicht ableitbar. Die lokale Belastung rings um den Bohrpunkt
RKS 12 soll im Zuge des Bauvorhabens ausgekoffert werden. Im Ergebnis muss Bodenmanagement als Selbst-
verpflichtung in Abstimmung mit der Unteren Bodenbehorde durchgefiihrt werden. Dies wird im stadtebauli-
chen Vertrag geregelt.

5.7Stadtbild sowie Gebietsauspragung

Die Teilbereiche stellen sich im Fall des Teilbereichs B einerseits als stark versiegelte offentliche Straflen-
Infrastruktur heraus. Andererseits handelt es sich beim Teilbereich A um eine seinerzeit wie ein Wohngebiet ge-
staltete ehemalige Eigenheimausstellung, die trotz der Gewerbegebietsfestsetzung als extensiv versiegelter Be-
reich mit zahlreichen naturndheren Strukturen wie den Gewaéssern, dem Waldbereich (= LSG) oder dem Grin-
land durchsetzt ist. Die Geb&dude sind nicht mehr existent, es ist eine Offenbodenbrache entstanden. Durch die
pragenden Infrastrukturbander BAB A 46, L 58 und L 432 mit teilweise hoher bis sehr hoher Verkehrsdichte so-
wie die nachweislich anthropogene Uberprigung in der Vergangenheit ist diese naturndhere Ausprigung jedoch
zu relativieren. Weiterhin ist die stadtbildprdagende Linde und einige alte Bdume im Gelande an der 6stlichen
Seite der SchmiedestraRe im Bereich der geplante Zu- und Abfahrt zum EH zu erwahnen.

Weitere Vorbelastungen im Stadtbild sind die weithin sichtbaren technogenen Strukturen des bislang bestehen-
den sehr dominanten Wasserturms, des Schornsteins des Asphaltmischwerkes, des bestehenden Werbepylons
der Fertighausausstellung ,Eigenheim & Garten®, ein Mobilfunkmast sowie der Ostlich des Teilbereichs A befind-
lichen Hochspannungsleitungen.

Die Teilbereiche befinden sich auf einer Kuppenlage auf einem Héhenzug von Wuppertal. Durch Umzdunung des
groRBe Flachen einnehmenden Grundstiickes und der sichtverschattenden Randbebauung einerseits und des
Brachflachencharakters der Feuchtwiese und der Gehdlze im westlichen Teil ist der Teilbereich A fiir die Bewoh-
nerschaft wenig attraktiv und nicht 6ffentlich zuganglich. Im westlichen Teil befindet sich ein geschotterter Weg
mit Wendekreis, von dem ein schmaler , Trampelpfad” Richtung BAB A 46 ausgeht, jedoch nicht weiterfiihrend
angebunden ist.
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6. Planinhalt

6.1 Bebauungs- und ErschlieBungskonzept

Die stadtebauliche Konzeption sieht die Schaffung eines Einrichtungshauses (EH) in verkehrsglinstiger Lage vor,
das den starken Abfluss von Kaufkraft im Bereich Mébel einddmmt und die Einzelhandelssituation bzgl. Mdbel in
der Region verbessert. Dazu kristallisierte sich nach langjahriger Suche durch den Investor (IKEA) in Abstimmung
mit der Stadt Wuppertal der Standort an der SchmiedestraRe heraus. Die v. a. als Gewerbegebiet ausgewiesene
Flache, die seit Jahren baulich unternutzt ist, soll zum Sonstigen Sondergebiet fiir ein EH umgewidmet werden.
Eingebettet ist die geplante Bebauung in unmittelbarer Nahe zur Bundesautobahn-Anschlussstelle Wuppertal-
Oberbarmen (Nr. 37) in eine Umgebungsbebauung aus Misch- und Gewerbegebieten und kleinflachigen allge-
meinen Wohngebieten, 6stlich an die Kleingartenanlage ,,Mollenkotten®, eine bandférmige, schmale Parkanlage
sowie allgemeines Wohngebiet und Waldflachen.

Dem Bebauungsplan ist hinweislich das zugrundeliegende stddtebauliche Konzept beigefiigt, welches die ndhe-
ren Darstellungen der Frei- und Verkehrsanlagen fiir das geplante Einrichtungshaus enthélt. Dieses Konzept ist
rechtlich nicht bindend und nur als Grundlage fiir die tatsdchlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes zu ver-
stehen. Abweichungen von dem Konzept sind innerhalb der Bandbreite der Festsetzungen maoglich. Der Gebau-
deneubau und die nicht-6ffentlichen ErschlieBungsanlagen sind im Teilbereich A vorgesehen. Diese werden
nachfolgend beschrieben:

V. a. westlich des Gebaudes ist eine groRflachige ebenerdige Kundenstellplatzanlage mit ca. 1.100 Parkplatzen
vorgesehen. Weiterhin befindet sich eine gro¥flachige Aufforstungsflache 6stlich hinter dem Gebdude. Randlich
sind zudem umfangreiche Griinflachen vorhanden.

Um das Geldande verlauft eine private ErschlieRungsstraRe, die verschiedene Anschliisse an die Fahrgassen der
Stellplatzanlage und die Mitarbeiterstellpldtze. Im riickwartigen Bereich des Gebaudes finden sich Anlieferungs-
zonen incl. Wenderadius fiir LKW, die Mitarbeiterstellplatze und die Entsorgung. Die mogliche Anlieferverkehr-
sowie die Notzu- und -ausfahrt fir Rettungsfahrzeuge befindet sich separat am Eichenhofer Weg. Die Lage der
Funktionsbereiche kdnnen dem stadtebaulichen Konzept nachrichtlich entnommen werden. Eine bindende Wir-
kung kommt dem stadtebaulichen Konzept jedoch nicht zu, soweit erforderlich sind in der Festsetzungskarte je-
doch entsprechende verbindliche Regelungen enthalten.

Im Zuge der Entwicklung des favorisierten stadtebaulichen Konzeptes wurden zwei ganzlich andere Konfigurati-
onen, insbesondere im Hinblick auf die Vermeidung von Eingriffen in die bestehenden Biotope geprift. Es zeigte
sich aber, dass diese unter den gegebenen Rahmenbedingungen nicht zielfiihrend sind. Eine Variantenplanung
durch den Bau eines Parkdecks, einer Parkpalette oder einer Tiefgaragen zur Komprimierung der GréRe der
Stellplatzanlage ist mit Blick auf die Gesamtplanung kritisch und letztendlich nicht als sinnvoll zu bewerten.
Parkhduser werden von den Kunden nicht gerne angenommen, so dass erhéhte Parksuchverkehre nach ,offe-
nen” Stellplatzen und damit auch Riickstauproblematiken nicht ausgeschlossen werden kdénnen. Dieser Aspekt
tritt insbesondere in den ,, dunklen” Jahreszeiten starker in Erscheinung, da hier ein Parkhaus dem erhohten
Sicherheitsempfinden der Kunden mehr entgegen steht, als eine lbersichtliche, einsehbare, offen ebenerdige
Stellplatzanlage. Es ergeben sich zudem weitere Planungsnachteile. So sind Parkhauser beim Transport und
beim Verstauen der dort zu kaufenden , Kofferraumwaren” starker hinderlich. Es missen hierfiir genligend leis-
tungsfahige und barrierearme Zugange und Fahrstiihle beriicksichtigt werden, zudem dauerhaft nutzbare und
zugéngliche Flucht- und Rettungswege sowie Aufstellflachen fir die Feuerwehr. Es ergeben sich auch weiterhin
rund um das Parkhaus zuséatzliche ErschlieBungsflachen mit den entsprechenden Bodenversiegelungen. Ein auf-
stehendes Parkdeck, wie dieses in der Vorgédngerplanung aufgrund des engen Raumprogrammes vorgesehen
war, hat zudem zusatzliche bzw. starkere Schallemissionen zur Folge. Aufgrund der schallharten Fahrflachen ei-
nes Parkdecks wie z.B. Pfeiler, Treppenhauser, Fahrstuhlschdchte, Unterziige und Deckenkonstruktionen erge-
ben sich an den offenen Fassadenseiten Schallverstirkungen bzw. eine gerichtete Abstrahlung®. Zudem ergeben
sich zusatzlichen Gerdusche durch das Uberfahren von Dehnungsfugen und Ubergangsstellen sowie hthere Mo-

2 Ermittlung des Innenschallpegels nach VDI 2571, Schallabstrahlung von Industriebauten,1976.
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torgerausche in den Auffahrtsrampen (siehe auch Schalltechnische Untersuchung zum Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan 1136V, Kéhler & Leutwein, Juni 2013). Durch die Zentralisierung der Stellplatze ergeben sich hdhe-
re Belastungen flir die Bewohner an der Schmiedestralle im Gegensatz zu einer ebenerdigen Anordnung der
Stellplatze in der Flache®. Hinzu kommen auch die erhdhten Bau- sowie hoheren Unterhaltungskosten fiir ein
Parkhaus der bendtigten GroRRenordnung gegenliiber einer ebenerdigen Stellplatzanlage die den Faktor von bis
zu 1:5 betragen kénnen”, so dass diese Variante auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht befiirwortet
wird.

Bei der praferierten ebenerdigen Stellplatzanlage ist auRerdem eine stadtebauliche und gestalterische Begrii-
nung der Flachen mit Gehdlzen und damit zumindest einer teilweisen Einbindung in das Planungsareal moglich,
wahrend Parkdeck und Parkpalette als zusatzlich technogene Fremdkoérper zum eigentlichen Baukoérper aus
stadtebaulich-gestalterischen Griinden als nachteilig erweist. Die aufgezeigten Vorteile einer ebenerdigen Stell-
platzanlage (Schallemissionen, stadtebauliche Einbindung, Vermeidung der Angstraumproblematik, komfortab-
lere Nutzbarkeit, wirtschaftliche und betriebsokonomische Faktoren) liberwiegen gegenlber einer anderen L6-
sungen unter Berlicksichtigung der Kleingewasserflachen, insbesondere des zentral gelegenen Teichs 1 und
Tumpels 3, deren dauerhafte Erhalt mit naturschutzfachlich hochwertigen Biotoptypen nicht sicher prognosti-
ziert werden kann. Darliber hinaus kann das in einer offenen und mit Griinflichen gestalteten Parkplatzanlage
anfallende Niederschlagswasser teilweise Gber die belebte Bodenschicht in Richtung der Meine abgeleitet wer-
den.

Zwar wird nicht verkannt, dass es sich bei dem Projekt um eine lukrative Einzelhandelsnutzung handelt in der
die Wirtschaftlichkeitsschwellen hoher anzusetzen sind, andererseits ist durch eine direkte Verstellung des Ein-
gangsbereichs durch einen Hochbau, z. B. einer Parkpalette, die Nicht-Sichtbarkeit des Eingangsbereiches uniib-
lich und fir das Vorhaben nicht forderlich. Die Anbindungsfreundlichkeit fiir Kunden mit Kundenwagen wirde
durch die vorgenannten Garagen-Parkldésungen ebenfalls leiden und damit den Erfolg und die 6konomischen
Aufwendungen des Vorhabens und dessen nachhaltige Nutzung in Frage stellen. Insbesondere eine Tiefgarage
verursacht zudem unverhaltnismafRig hohe Kosten, so dass diese spezielle Sonderbauform lediglich regelmaRig
im urban stark verdichteten Raum anzutreffen ist. Abgemildert wird dieses hier allerdings durch die gegebenen
Hangneigungen, so dass ein Parkhaus oder eine Parkpalette in die HOhensituation eingeschoben werden kdnnte.
Die erhohten Aufwendungen zur Andienung des Parkhauses oder Parkpalette durch das Abfangen des Erddru-
ckes, Staunasse, Bellftung, Brandschutz und Rettungswege bleiben allerdings bestehen. Angaben zur Ausnut-
zung des Geldndes finden sich im Abschnitt 2.7.

6.2 Art der baulichen Nutzung

Im Teilbereich A sollen ein groRflachiger Einzelhandelsbetrieb (EH), ein Verkehrslenkungsturm, eine groRflachige
Stellplatzanlage mit UmfahrungsstraRe, eine Mitarbeiterstellplatzanlage mit Anlieferungszone sowie Zu- und Ab-
fahrten errichtet werden. Diese gewiinschte Nutzung ist nach den Vorschriften des § 11 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO
nur im Kerngebiet oder in einem dafiir festgesetzten Sonstigen Sondergebiet zulassig.

Im Rahmen des § 11 BauNVO ist die Gemeinde weder an bestimmte Nutzungsarten noch an die Moglichkeiten
der Feinsteuerung gemaR § 1 Abs. 4 bis 10 BauNVO gebunden. Vielmehr liegt die Definitionsmacht dariber,
welche Anlagen zuldssig oder ausnahmsweise zulassungsfahig sind, bei ihr. Sie kann auf der Grundlage von § 11
Abs. 2 BauNVO die Art der baulichen Nutzung liber die Moglichkeiten des § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 9
BauNVO hinaus naher konkretisieren und zu diesem Zweck die Merkmale bestimmen, die ihr am besten geeig-
net erscheinen, um das von ihr verfolgte Planungsziel zu erreichen.

Das Sonstige Sondergebiet fur den groRflachigen Einzelhandel mit der ndheren Zweckbestimmung ,Einrich-
tungshaus” dient der Unterbringung eines Einrichtungshauses mit dem Kernsortiment Mobel. Zusatzliche Fla-
chen fir die Gastronomie sowie Kundenservice und Kinderspielbereiche sind zulassig.

® DIN 1SO 9613-2 (Dampfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien, 1999).
4 BMVBS-Forschungskonferenz "Urbane Mobilitat" Berlin, Mai 2009.
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Es ist dabei zuldssig sich des unbestimmten Rechtsbegriffs der ,Einrichtungshauses” zu bedienen, da sich der
nahere Inhalt unter Berlicksichtigung der 6rtlichen Verhaltnisse (z.B. der ,,Wuppertaler Sortimentsliste”) und des
erkennbaren Willen des Normgebers erkennen ldsst. Im Folgenden werden die festgesetzten sortimentsspezifi-
schen Verkaufsflaichenobergrenzen erlautert. Durch diese Festsetzung wird gewahrleistet, welche Sortimente in
welchem Umfang zuldssig sind und ob sie gem. der Wuppertaler Sortimentsliste zentren oder nicht zentrenrele-
vanten sind.

Die Zweckbestimmung wird wie folgt unterteilt und konkretisiert:

Die Verkaufsfliche des EHs wird auf insgesamt max. 25.500 m? Verkaufsfliche beschrankt. Hiervon entfallen
rund 72 % auf das Mobelkernsortiment und rund 28 % auf Randsortimente. Hinzu kommen weitere Servicefla-
chen fir ein Restaurant, Kundenservice und die Flachen fiir die Kinderbetreuung. Das nicht zentrenrelevante
Sortiment hat gemaR der Wuppertaler Liste (Entwurfsstand Februar 2015) einen Anteil von ca. 90,2% (s. nach-
folgende Tab.) und setzt sich aus dem Kernsortiment Mébel sowie 4.520 m? weiteren gemaR Wuppertaler Liste
nicht zentrenrelevanten Sortimenten zusammen. Aktuell wird das Einzelhandelskonzept fiir die Stadt Wuppertal
erarbeitet, in diesem ist auch die vorgesehene kommunale Sortimentsliste enthalten (siehe VO/1015/15)

Der Anteil der zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente an der Gesamtverkaufsflache belauft sich —
unter Beachtung der aktuellen Wuppertaler Liste — auf 9,8 % (2.500 m?) (s. nachfolgende Tab.). Bei den zentren-
relevanten Sortimenten wird ein Flichenpool zugrunde gelegt, der insgesamt rd. 3.000 m? Verkaufsfliche um-
fasst, um mdgliche leichte Verschiebungen in den einzelnen Verkaufsflichen mit zu beriicksichtigen. Durch die
Festsetzung der maximalen Gesamtverkaufsflache von 2.500 m? fur zentrenrelevante Sortimente geht, wie in [4]
beschrieben — die Ausschopfung der Verkaufsflache in einer Branche mit der Reduzierung der Verkaufsflache in
einem anderen Sortiment einher, so dass — z. B. saisonal bedingte — Verschiebungen zwischen einzelnen zent-
renrelevanten Sortimenten moglich sind, ohne den Bebauungsplan jeweils dndern zu missen. Die Obergrenze
von 2.500 m? bleibt in jedem Fall gewahrt.



Einrichtungshaus Dreigrenzen 35
Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 1202

Folgende Sortimente sind in dem EH zulassig:

Zusammenstellung der Sortimente inkl. der verschiedenen Sortimentsbereiche. Quelle: GMA [4]
. - Verkaufsflache
Art Sortimente (Flachenpool)
in m? Anteil in %
Mobel - Kernsortiment (nicht zentrenrelevant) 18.480 72,5
" Heimtexilien 1.100 4
+—
S o Leuchten 670 3
2 c
z % ] Kunst 300 1
O O €
cSE Bau-, Heimwerkerbedarf 960 4
< 0
v Gartenbedarf 430 2
(]
N Teppiche, Bodenbelige 550 2
Zwischensumme nicht zentrenrelevante Sortimente 4.520 17,7
Haushalt , GPK**, Geschenkartikel incl. Kleid -
@ au's a' swaren eschenkartikel incl. Kleideror 1.800 i
c ganisation
©
3 c PBS*, Biiroartikel 400 -
]
g E Spielwaren 400 -
| g
g s
Tt wv Sonstiges (u. a. Wanduhren, Lebensmittel, Elektrokleinge-
] N . 410 -
N rate, Unterhaltselektronik)
Zwischensumme zentrenrelevante Sortimente**x (3.010) 2.500 9,8
Summe 45.050 100
* PBS = Papier-, Bastel- und Schreibwaren / ** GPK = Glas / Porzellan / Keramik
*** = zentrenrelevante Sortimente diirfen max. 2.500 m? Verkaufsflache umfassen / Einteilung der Zentrenrelevanz gem. Wupper-
taler Sortimentsliste Quelle: Flachen nach Angaben des Investors

Grundsatzlich wurde durch die Auswirkungsanalyse [4] festgestellt, dass trotz Friktionen mit dem REHK bei der
geplanten Umsetzung der empfohlenen Sortimentsbeschrankungen keine negativen stadtebaulichen Auswir-
kungen auf zentrale Versorgungsbereiche in Wuppertal oder der Umgebung zu erwarten sind. Gutachterlich
wird die Vertraglichkeit der Sortimentsausweisungen nachgewiesen. Im Ubrigen wird hervorgehoben, dass das
Vorhaben mit einem Verkaufsflaichenschwerpunkt im Mébel- und Einrichtungssegment stadtebaulich vertrdglich
ist und dazu beitragen kann, heute abflieBende Kaufkraft aus Wuppertal und dem direkten Umland an groRe
Einkaufsstandorte wie Dortmund, Disseldorf oder KéIn zuriickzulenken. Es wird darauf hingewiesen, dass we-
sentliche Beeintrachtigungen zentraler Versorgungsbereiche gemall den Gutachten durch die Umverteilungs-
wirkungen in den zentralen Versorgungsbereichen von Wuppertal, Remscheid und Solingen, aber auch der di-
rekt angrenzenden kleineren Stadte und Gemeinden wie beispielsweise Gevelsberg, Schwelm oder Sprockhével
nicht zu erwarten sind. Die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche ist durch die Realisierung
des Vorhabens keinesfalls gefahrdet.

Der im Sondergebiet vorgesehene Verkehrslenkungsturms von bis zu 58,3 m Hohe ist erforderlich, um bereits
von der BAB A 46 sowie von Norden und Westen aus fiir den Kunden den Zielort visuell erkennbar und leicht
anfahrbar zu machen, um Fehlfahrten im direkten Verflechtungsbereich von A 46, A 43 und A 1 zu vermeiden.
Der Standort im Westen des Grundstiicks des Sondergebietes und damit an einer beeintréchtigungsérmeren
Stelle wurde gewadhlt, um einerseits auBerhalb der 100 m Baubeschrdankungszone der BAB A 46 zu liegen als
auch die Turmhohe auf max. 362,3 m tGiber NHN beschranken zu kdnnen (vgl. Visualisierung [15]) . Weiterhin ist
innerhalb des Sondergebietes die Errichtung von unterirdischen Regenriickhalteeinrichtungen zulassig.

6.3 Mals der baulichen Nutzung

Das festgesetzte Mal’ der baulichen Nutzung entspricht den Erfordernissen eines Sonstigen Sondergebietes fiir
grofflachigen Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO. Es wird durch die im Plan festgesetzte Grundflachenzahl
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und durch die maximale Traufhéhe in Metern iber Normalhéhennull bestimmt. Die Hohen werden in Abschnitt
6.4 genannt.

Die Grundflachenzahl (GRZ) wird fiir die im Plangebiet zuldssigen baulichen Anlagen gemaR §§ 16, 17 sowie § 19
BauNVO mit 0,5 festgesetzt:

Mit dieser Festsetzung der maximal zuldssigen GRZ von 0,5 wird die Obergrenze gemaR § 17 Abs. 1 BauNVO
deutlich unterschritten, um die Eingriffe in den Boden auf das erforderliche Mal} zu beschranken. Die Festset-
zung beriicksichtigt dabei den geplanten Erhalt des Timpels 2 (festgestelltes Biotop) sowie die geplanten um-
fangreichen randlichen Griinstrukturen und die Anbauverbotszone der BAB A 46. Diese Flachen flieRen als anre-
chenbare Grundstiicksflachen in die GRZ Berechnung ein, so dass die zuldssige GRZ insgesamt niedriger festge-
setzt werden kann. Dies fiihrt insgesamt zu einer eher extensiv versiegelten gewerblichen Bauflache.

6.4 Bauweise, (iberbaubare und nicht tGberbaubare Grundstticksflachen

Innerhalb des Sondergebietes wird gemall § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 Abs. 2 BauNVO eine abweichende
Bauweise (a) festgesetzt. Diese Festsetzung ist notwendig, da in der offenen Bauweise Gebdude mit seitlichem
Grenzabstand nur eine Lange von max. 50 m haben dirfen und das geplante Gebaude diese Lange von mehr als
50 m Uberschreitet. Diese Festsetzung trdagt damit dem planerischen Ziel Rechnung, die fiir das Vorhaben der
geplanten Art erforderliche Gebaudekubatur zu ermdglichen.

Fiir das geplante EH ist im Bebauungsplan tber die Festsetzung von Baugrenzen eine liberbaubare Grundstiicks-
fliche vorgesehen. Das ,Baufenster” mit ca. 32.000 m? basiert hinsichtlich GroBe und Lage auf dem stadtebauli-
chen Entwurf.

Es wurde berlicksichtigt, dass die Baugrenze auBerhalb der Anbauverbotszone von 40 m entlang der BAB liegt.
Die festgesetzten Baugrenzen lassen hinsichtlich der endgiiltigen Stellung und GréRe der Bauvorhaben einem
geringen Gestaltungsspielraum zu, wenngleich die Kubatur durch die Festsetzung maximaler Gebdudehdhen be-
grenzt ist (siehe 6.6).

Der Standort des geplanten Verkehrslenkungsturms liegt im Westen des SO-Gebietes und ist in der Plankante
festgelegt. Die Platzierung des Verkehrslenkungsturms wurde in der Ndhe der Schmiedestralle gewahlt. Dies
aufgrund der Ergebnisse der visuellen Standortanalyse sowie aufgrund der geringeren Zahl der Wohnbevoélke-
rung (im Vergleich zum Wohngebiet Erlenrode) zu erwartenden geringen Eingriffsintensitat. Die Einhaltung der
vorgeschriebenen Abstandsflachen wurde beachtet.

Der Verkehrslenkungsturm stellt eine visuelle Beeintrachtigung innerhalb eines mit technogenen Elementen an-
gereicherten Raumes (u.a. Werbepylon der ,Fertighauswelt”) dar und ist aufgrund der Kuppenlage weithin
sichtbar. Eine stark beeintrichtigende Wirkung auf die Anwohner liegt aufgrund des ausreichenden Abstands
zur nachstgelegenen Wohnbebauung von mehr als 50 m nicht vor. Durch die Abschaltung der Beleuchtung in
den Nachtstunden . kommt es nicht zu einer unzuldssigen Raumaufhellung bei Anwohnerhdusern oder zu einer
»psychologischen Blendung”, d. h. einer ungewollten Ablenkung der Blickrichtung zur dominanten Lichtquelle.
Der Verkehrslenkungsturm wird fiir diesbeziglich fir die Realisierung des EH zwingend benétigt, so dass die
verbleibenden Nachteile hingenommen werden sollen.

6.5 Stellplatze

Fahrgassen, Stellplatze und Nebenanlagen sind gem. § 23 Abs. 5 BauNVO auch aullerhalb der Baugrenzen in
den Freianlagen im Sondergebiet zuldssig, um groflitmoglichen Gestaltungsspielraum hierfiir zu erhalten und die
Vorhaltung der fiir den Betrieb des EH notwendigen Stellpladtze sicherzustellen.

Im slidwestlichen Bereich ist innerhalb der Baugrenzen eine grofRflachige ebenerdige Stellplatzanlage fir Kun-
denstellpldtze geplant. Diese umfasst insgesamt 1.100 nutzbare Stellpldtze. Bei der weiterfilhrenden Planung
werden Stellplatze fir besondere Nutzergruppen (Behinderte, Familien, Fahrzeuge mit Anhanger) beriicksich-
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tigt. Neben dem groRen Areal an Stellplatzen vor dem Eingangsbereich gibt es einen kleinen Bereich von 41
Stellplatzen an der nordlichen Seite des EHs sowie im rlickwartigen Bereich mit 118 Stellplatzen. Diese dienen
der Aufnahme von Kfz an besonders stark frequentierten Tagen sowie — insbesondere im riickwartigen Bereich —
als Mitarbeiterstellplatze.

Um das Gelande verlauft eine private ErschlieBungsstraBe in Form einer Umfahrung, die verschiedene Anschlis-
se an die Fahrgassen der Stellplatzanlage, an die Anlieferungen und an die Mitarbeiterstellplatze hat. Im riick-
wartigen Bereich der Gebaude finden sich Anlieferungszonen incl. eines Wenderadius fir Lkw mit einem mogli-
chen separaten Anschluss an den Eichenhofer Weg, die zugleich als Notausfahrt fiir Rettungsfahrzeuge dient.
Ferner findet sich dort die Entsorgung.

6.6 Hohe der baulichen Anlagen, Geldandehdhen

Die maximalen Traufhéhen im SO wurde gem. § 16 und 18 BauNVO auf 328,0 m U NHN festgesetzt. Dies ent-
spricht einer Gebaudehohe von bis zu 17,1 m fir das EH. Mit dieser Festsetzung der maximalen Traufhéhen fligt
sich die geplante Bebauung in die Geldandetopographie und die teils technogene Umgebung der Infrastruktur
ein. Es ist festgesetzt, dass durch untergeordnete technische Aufbauten, Aufzugsiiberfahrten, Treppenhéauser, o.
a. die zulassigen Gebdudehdhen um bis zu 5 m Uberschritten werden dirfen, sofern die Gesamtflache der Auf-
bauten weniger als 5 % der Gebdudeflache betrdgt. Die Festsetzung soll den nétigen Spielraum fiir technische
Dachaufbauten gewahrleisten. Werbeanlagen sind hiervon ausgeschlossen.

Durch den vorhandenen Waldbereich, die grof3flachige Neuaufforstung sowie durch zuséatzliche Pflanzgebote
mit weiteren Gehodlzen wird das Gebiet deutlich visuell und raumlich umgrenzend abgeschirmt.

Die Konstruktionshéhe des Verkehrslenkungsturms im SO wird auf maximal 362,3 m . NHN begrenzt, was je
nach Standort einer Gesamthohe von bis zu 58,3 m entspricht. Diese Hohe gilt fiir die Oberkante des Schriftzu-
ges des Turmes (vgl. Visualisierung [15]).

Die Hohe wird erforderlich, um den anreisenden Kunden bereits von der BAB A 1, A 46 und der L 58 aus dem
Zielort moglichst frihzeitig signalisieren zu kénnen und Fehlfahrten zu verhindern. Dies stellt innerhalb einer mit
technogenen Elementen vorbelasteten Umgebung eine weitere stadtebauliche aber auch erforderliche Beein-
trachtigung dar, die hinzunehmen ist.

6.7 Gestaltung der baulichen Anlagen (Teilbereich A)

Gemal dem stadtebaulichen Entwurf ist im Ostlichen Teil das EH vorgesehen. Dieses weist eine Ausrichtung des
Eingangsbereichs Richtung Westen aus. V. a. westlich des Geb&udes ist eine grofflachige ebenerdige Kunden-
stellplatzanlage vorgesehen. Randlich verlduft eine UmfahrungsstraBe, die im riickwartigen Teil der Geb&dude die
Mitarbeiter- bzw. Bedarfsstellpldtze verbindet und fortlaufend zur Ausfahrt fihrt. Der riickwartige Teil wird mit
einer moglichen Zu- und Abfahrt fiir die Anlieferverkehre vom Eichenhofer Weg verbunden, die zugleich als
Notausfahrt fir Rettungsfahrzeuge fungiert. Dies hat den Vorteil der Separierung von Kunden- und Anlieferver-
kehre und Verhinderung von gegenseitigen Behinderungen. Von der 6stlichen Geltungsbereichsgrenze sowie
von der SchmiedestraRe aus fiihren {iberdies separate 6ffentlich zugangliche Gehwege zu dem Eingangsbereich
des EH, um eine gute fulllaufige Anbindung des Plangebietes sicherzustellen. Darliber hinaus ist entlang der
nordlichen Umfahrungsstrae eine Gehwegverbindung zwischen SchmiedestraBe und Eichenhofer Weg sicher-
gestellt. Um den Unwagbarkeiten des Baugeschehens Rechnung zu tragen, sind die einzelnen vorbeschriebenen
Projektelemente nicht alle als Festsetzung in den Plan Glbernommen worden. Diesbeziiglich kénnen sich im
Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens noch Anderungserfordernisse ergeben (z.B. Feuer-
wehraufstellflichen, Stiitzmauern Stellplatzaufteilung oder dhnliches), so dass eine zu enge Festlegung auf der
Ebene des Bebauungsplanes nicht zielfiihrend ist.

Das SO-Gebiet wird — mit Ausnahme der westlichen Seite mit der Zu- und Abfahrt — randlich mit bepflanzten
Grunflachen umgeben, welche auch im Bebauungsplan festgesetzt werden sollen. Diese werden mit unter-
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schiedlichen Geholzen bepflanzt, die die harten Kanten der Architektur abmindern und das Geldnde in die Land-
schaft einbinden. Die AnwohnerstralRe parallel zur Schmiedestralle erhalt ebenfalls einen mit Gehélzen und He-
cken begriinten Seitenstreifen. In der Anbauverbotszone auRerhalb der Leitungstrassen sollen offene Strukturen
mit Baumgruppen kombiniert werden. Zudem wird im ruhigeren norddstlichen Randbereich ein Insektenhotel
aufgestellt. Hierzu sind Regelungen im stadtebaulichen Vertrag vorgesehen.

6.8 Waldbereiche

Ein groRflachiger Bereich im dstlichen Bereich und am schmalen siidlichen Randbereich des Teilbereichs A wur-
de als Wald festgesetzt. Hier wird auf insgesamt 7.450 m? Flache neu aufgeforstet.

Es ist festgesetzt, die Aufforstungsflache zu 75 % mit Stieleichen (Quercus robur) und zu 25 % mit Hainbuchen
(Carpinus betulus) als einheimische 3-jahrige verschulte Gehdlze, Hohe 80-120 bzw. 60—100 cm aufzuforsten, zu
pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Die Aufforstung dient der Entwicklung eines hochwertigen 6kologischen
Zustandes, forstlich-6konomische Aspekte sind diesem unterzuordnen. Der Pflanzabstand betragt im Mittel 2 x
1,0 m, die Geholze sind truppweise zu pflanzen. Dabei sind aus naturschutzfachlicher Sicht kiinstliche Formen
wie starre Reihen, Abstande und Pflanzschemata unbedingt zu vermeiden und vielmehr ein zufalliger, kleinteilig
abwechselnder Aufbau zu bevorzugen. Im Ubergang zur offenen Landschaft ist ein 5 - 10 m breiter gestufter
Waldrand zu entwickeln. Ndhere Regelungen hierzu erfolgen innerhalb des abzuschlieRenden stadtebaulichen
Vertrages.

6.9 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Im Teilbereich A liegen parallel zur BAB A 46 innerhalb der Anbauverbotszonen unterirdisch verlegte Hauptver-
und Entsorgungsleitungen, die nachrichtlich ibernommen wurden. Diese Leitungstrassen erhalten beidseitig 2,0
m breite Flachen fiir die Belastung mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten des Betreibers, der Wupperta-
ler Stadtwerke, WSW. Es handelt sich um Gasleitungen, eine Trinkwasser-, eine Mischwasser- und eine Stromlei-
tung mit 10 kV (Mittelspannung). Die jeweiligen grundbuchlichen Sicherungen sollen spatestens vor dem Sat-
zungsbeschluss erfolgen.

Am suidostlichen Rand des Teilbereichs B verlauft ein Lichtwellenkabel, dessen Schutzstreifen in den Geltungsbe-
reich hineinreicht. In 6ffentlichen Verkehrsflaichen wurde auf die Darstellungen und Festsetzung von Leitungen
und Schutzstreifen verzichtet.

6.10 Belastungsflachen

Gekennzeichnet wurde im westlichen Teil des Planbereiches eine festgestellte relevante Belastung von an-
geschiitteten Boden mit PAK. Diese ist in der Planzeichnung als ,,Umgrenzung einer Flache, deren Boden erheb-
lich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet ist” (gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) aufgenommen. Die erforderli-
chen MaRnahmen zum Umgang mit den vorgefundenen Belastungen werden im Rahmen eines Bodenmanage-
ments als Selbstverpflichtung in Abstimmung mit der Unteren Bodenbehdrde festgelegt und in den stadtebauli-
chen Vertrag aufgenommen.

6.11 ErschlieBung - Leistungsfahigkeit

Die geplante Situation des andienenden Strallennetzes folgt der Verkehrsuntersuchung zu diesem Bauleitplan-
verfahren des Biros Brilon Bondzio Weiser (BBW) [9].

Die folgende Abbildung zeigt das fiir die Untersuchung relevante StraRennetz. Es wird gebildet aus den StraRRen-
zigen:
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- SchmiedestralRe (L 58),
- Eichenhofer Weg und
- Mollenkotten (L 432)

sowie den Knotenpunkten (vgl. Abb. 8)

(KP 1) Mollenkotten / BAB-Anschlussstelle
(KP 2) SchmiedestralRe / Mollenkotten,

(KP 3) SchmiedestraRe / Eichenhofer Weg und
(KP 6) SchmiedestraRe / BAB-Anschlussstelle.

-

AN

-

Schmiedestralie

Abbildung 7: Relevantes Straennetz, Quelle: Verkehrsuntersuchung (VUS) [9]
6.11.1 Andienende StraRRen

SchmiedestrafSe (L 58)

Die Planungen sehen gemalR VUS [9] eine Anbindung des Vorhabens an die SchmiedestraRe vor. Bei der Schmie-
destraBe handelt es sich um eine angebaute Hauptverkehrsstralle mit regionaler Verbindungsfunktion. Dariber
hinaus Gbernimmt die SchmiedestralRe auch eine ErschlieBungsfunktion fiir die angrenzenden Grundstiicke. Die
Schmiedestralle verfligt im heutigen Ausbaustand im Abschnitt zwischen dem Kreisverkehrsplatz Mollenkotten
(KVP) und der sudlichen Anschlussstelle (BAB Rampe Siuid) Gberwiegend lber einen dreistreifigen Querschnitt,
mit zwei Fahrstreifen in Fahrtrichtung Siiden und einem Fahrstreifen in Fahrtrichtung Norden. Im Zuge der
SchmiedestraRe sind keine Radverkehrsanlagen angelegt.

Eichenhofer Weg
Beim Eichenhofer Weg handelt es sich um eine angebaute ErschlieBungsstralRe mit nahraumiger Verbindungs-
funktion. Die Querschnittsbreite des Eichenhofer Wegs liegt etwa zwischen 5,40 und 6,20 m.

Mollenkotten (L 432)
Die StraBe Mollenkotten kann als eine angebaute HauptverkehrsstraBe mit regionaler Verbindungsfunktion
klassifiziert werden. Die StraBe Mollenkotten verfiigt im heutigen Ausbaustand im Abschnitt zwischen der BAB-
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Anschlussstelle (BAB Rampe Nord) und dem Knotenpunkt SchmiedestralRe lber einen dreistreifigen Querschnitt
mit baulicher Mitteltrennung. In diesem Abschnitt befindet sich sowohl auf der Nordseite als auch auf der Sud-
seite jeweils eine Grundstiickszufahrt. Auf der Stidseite sind Parkplatze in Schrégaufstellung angelegt. Im Zuge
der Stralle Mollenkotten sind derzeit keine Radverkehrsanlagen angelegt.

Abbildung 8: Ubersicht Knotenpunkte, Quelle: VUS [9].
6.11.2 Planung: vorhabenbezogenes Verkehrsaufkommen

Allgemeine Verkehrsentwicklung — Prognose-Nullfall

Eine detaillierte Prognose der allgemeinen verkehrlichen Entwicklungen im Umfeld des Vorhabens ist nur mit-
tels eines rechnergestiitzten Verkehrsmodells moglich. Ein solches Verkehrsmodell mit einem geeigneten Pro-
gnosehorizont (z.B. Jahr 2025) liegt in Wuppertal nicht vor. Die Abschatzung der kiinftigen allgemeinen verkehr-
lichen Entwicklung erfolgt daher anhand des Indikators "Bevélkerungsentwicklung".

Die Bevolkerungsprognose des Landebetriebs IT NRW weist fiir die Stadt Wuppertal zwischen 2011 und 2030 ein
Riickgang der Bevolkerung um 8 % auf dann 321.754 Einwohner aus. Tendenziell ware demnach eher mit einem
Rickgang des Verkehrsaufkommens zu rechnen. Aktuell ist aber eine Stagnation der Einwohnerzahl zu verzeich-
nen. Zur sicheren Seite hin wird fiir den Prognose-Nullfall von einem gegentiber den gezahlten Verkehrsbelas-
tungen gleichbleibend hohen Verkehrsaufkommen ausgegangen

Tagesgang der Verkehrsnachfrage
Die Daten entstammen automatischen Zdhlanlagen an bestehenden Einrichtungshausern des Investors.

MaRgebend fiir die Ableitung der Gesamtspitzenstunde ist die Uberlagerung mit den Analyse-
Verkehrsbelastungen. Fir die malRgebende werktagliche Spitzenstunde 16:15 bis 17:15 Uhr ergeben sich fol-
genden Anteile am taglichen Gesamtverkehr:
e Quellverkehr: 8,58 % des Tagesverkehrs: 368 Kfz/h
o Zielverkehr: 8,90 % des Tagesverkehrs: 382 Kfz/hFiir die maRRgebende samstagliche Spitzenstunde 12:00
bis 13:00 Uhr ergeben sich folgenden Anteile am taglichen Gesamtverkehr:
e Quellverkehr: 9,35 % des Tagesverkehrs: 693 Kfz/h

e Zielverkehr: 10,50 % des Tagesverkehrs: 778 Kfz/h
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Die Tagesganglinie zeigt, dass an einem Normalwerktag im Zeitraum von 10:00 bis 12:00 Uhr sowie ab 17:00 Uhr
hohere prozentuale Anteile am Tagesverkehr erreicht werden. Allerdings liegen die Grundbelastungen im rele-
vanten Strallennetz in diesen Zeitraumen deutlich niedriger. Auch am Samstag ergeben sich insbesondere ab
14:00 Uhr hohere Anteile am Tagesverkehr. Zu dieser Zeit ist das Niveau der Grundbelastungen im Strallennetz
ebenfalls deutlich niedriger.

Réumliche Verteilung

Die raumliche Verteilung des durch das Vorhaben induzierten Neuverkehrs wurde auf der Grundlage der Ein-
zugsgebiete gemaR Einzelhandelsgutachten auf das bestehende Strallennetz umgelegt. Dabei zeigt sich, dass
Uber 86 % des Verkehrs liber die BAB A 46 an- und abreisen wird. Knapp 9 % des Quell- und Zielverkehrs wird
von Siden Uber die SchmiedestraBe an- und abreisen. Die SchmiedestraBe ndrdlich des KVPs, die StraBe Mol-
lenkotten westlich des BAB-Anschlussstelle sowie der Eichenhofer Weg spielen fiir die An und Abreise nur eine
untergeordnete Rolle. Die Abbildung 9 zeigt die Verteilung des Neuverkehrs im bestehenden StraRennetz.
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Abbildung 9: Verteilung des Neuverkehrs im StraBennetz; Quelle: Eigene Darstellung.

Uberlagerung der Verkehrsbelastungen

Durch die Uberlagerung des durch das Vorhaben zu erwartenden Verkehrsaufkommens mit den allgemeinen
Verkehrsentwicklungen des Prognose-Nullfalls ergibt sich das fiir die Beurteilung der kiinftigen Situation mal3-
gebende Verkehrsaufkommen des Prognose-Planfalls.

Die folgende Abbildung 10 zeigt die Summe des zufiihrenden Verkehrs an den malRgebenden Knotenpunkten in
den drei Spitzenstunden. In Klammern sind jeweils die Verkehrszunahmen gegeniiber den Analyse-
Verkehrsbelastungen aufgefihrt. Es wird deutlich, dass an den beiden Knotenpunkten Mollenkotten / BAB-
Anschlussstelle (KP 1) und Schmiedestrae / Mollenkotten (KP 2) in der werktaglichen Spitzenstunde die hochs-
ten Verkehrsbelastungen auftreten.

An den Knotenpunkten SchmiedestralRe / BAB-Rampe Suid (KP 6) und Schmiedestrae / Anbindung des Sonder-
gebietes (KP 8) werden in der samstaglichen Spitzenstunde die héchsten Verkehrsbelastungen erreicht.
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Abbildung 10: Verkehrsbelastungen in den Spitzenstunden (Summe des zufiihrenden Verkehrs in Kfz/h); Quelle: VUS [9]
6.11.3 Beurteilung der kiinftigen Situation

Ob das zukinftige Verkehrsaufkommen mit dem heutigen Ausbaustand abgewickelt werden kann, wurde zu-
nachst fir den im Analysefall am hochsten belasteten Knotenpunkt mit Hilfe der Berechnungsverfahren aus dem
Handbuch fir die Bemessung von StraRenverkehrsanlagen (HBS) Uberprift. Dies ist der KVP SchmiedestraRe /
Mollenkotten.

Die Berechnungen fiir den Prognosefall zeigen, dass der einstreifige KVP bei dem heutigen Ausbaustand nicht in
der Lage ist, die zukilinftigen Verkehrsbelastungen in der nachmittaglichen Spitzenstunde am Werktag leistungs-
fahig abzuwickeln. Die slidliche Zufahrt ist um 9 % Uberlastet. Somit ist ein Ausbau oder Umbau des KVPs erfor-
derlich.

Bei einem Variantenvergleich zwischen KVP mit Bypassen, KVP mit Vorsortierung und Umgestaltung des jetzigen
KVP in ein signalisiertes Knotenpunktsystem stellte sich ein KVP mit Vorsortierung (,Spiralkreisel“) zweckmaRi-
gerweise als geeignet heraus. Er hat den Vorteil, dass er mit zweistreifigen Zufahrten und zweistreifigen Berei-
chen innerhalb des KVP sehr leistungsfahig und von den Abmessungen her kompakt gebaut werden kann. Durch
das Ansetzen neuer Fahrstreifen (,,Bypdsse”) auf der Innenseite der Kreisfahrbahn werden Fahrstreifenwechsel
vermieden und Fahrwegliberschneidungen in den Ausfahrten verhindert. Damit entfallen zwei wesentliche Un-
fallursachen an konventionellen zweistreifigen Kreisverkehren. Bei der beschriebenen Form des KVP mit Vorsor-
tierung ist das Wenden grundsatzlich moglich.

Die verkehrstechnischen Berechnungen fir einen o. g. KVP zeigen, dass die Prognosebelastungen leistungsfahig
und mit einer guten Verkehrsqualitat (QSV B) abgewickelt werden kdnnen. Somit stellt ein KVP mit Vorsortie-
rung bei rein isolierter Betrachtung eine sinnvolle Ausbauform dar. Eine weitere Prifung war die Umgestaltung
des Kreisverkehrs in eine signalisierte Einmiindung. Bei dieser Umgestaltung entfallt das Wenden im KVP. Bei
der heutigen Anbindung des Eichenhofer Wegs und des Besucherparkplatzes der Fertighauswelt an die Schmie-
destraRe ist das Wenden im Kreisverkehr jedoch Voraussetzung, damit die Verkehrsteilnehmer in alle Richtun-
gen, also auch liber die BAB A 46 in Fahrtrichtung Osten, abreisen kdnnen. Bei einer Umgestaltung des KVPs in
eine signalisierte Einmiindung ist der Eichenhofer Weg somit in die Signalisierung zu integrieren, um das Links-
einbiegen in die SchmiedestralRe zu ermdglichen. Da die beiden Zufahrten Mollenkotten und der Eichenhofer
Weg gegeneinander versetzt sind ist eine gleichzeitige Freigabe der Nebenrichtungen nicht méglich. Ferner ist
die bedingt vertragliche Freigabe von Fullgangern und Radfahrern aus Sicherheitsgriinden nicht vertretbar.
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Die Berechnungen zeigen insofern, dass durch die beschriebenen Zwangspunkte kein leistungsfahiger Verkehrs-
ablauf moglich ist. Daher stellen auch der Umbau und die Signalisierung des Knotenpunktes keine funktionsfahi-
ge Losung dar.

Mafnahmenkonzept

Zur Gewabhrleistung eines leistungs- und funktionsfahigen Verkehrsablaufs des andienenden StralRenverkehrs-
netzes inklusive des vorhabenbezogenen Mehrverkehrs sind verschiedene bauliche und signaltechnische MaR-
nahmen erforderlich. Diese wurden in der VUS [9] schrittweise mit Hilfe der mikroskopischen Verkehrsflusssimu-
lation entwickelt.

6.11.4 Bereich Nord

Der Bereich Nord umfasst den Abschnitt der SchmiedestraRe sowie den Abschnitt Mollenkotten bis zur BAB-
Anschlussstelle. Im Einzelnen umfasst der Bereich die folgenden Knotenpunkte (KP): Mollenkotten / BAB-
Anschlussstelle (KP 1), (KP 2) SchmiedestraRBe / Mollenkotten (KP 2) und SchmiedestraRe / Eichenhofer Weg (KP
3). (Verortung KPs: Abb. 8)

Knotenpunkt Mollenkotten / BAB-Anschlussstelle Nord (KP1)

Die Planungen sehen den Ausbau und eine dreiphasige Signalisierung mit kurzer Umlaufzeit der heute vorfahrt-
geregelten Einmindung vor. Die kurze Umlaufzeit reduziert die auftretenden Riickstaus im Zuge der StralRe Mol-
lenkotten und verhindert somit ein Zustauen des benachbarten geplanten KVPs mit Vorsortierung.

In Kombination mit dem benachbarten Kreisverkehr ist der folgende Ausbaustand erforderlich:

e Mollenkotten West: 1 Fahrstreifen fiir Geradeausfahrer und Rechtsabbieger
e Rampe BAB Siid: 1 Linksabbiegefahrstreifen, 1 Rechtsabbiegefahrstreifen
e Mollenkotten Ost: 1 Geradeausfahrstreifen, 2 Linksabbiegefahrstreifen

Uber den westlichen Arm der StraBe Mollenkotten sowie den siidlichen Arm der BAB-Rampe sind signalisierte
Querungen fir FuBBganger angelegt. Die Ausfahrt auf die Rampe Nord zur BAB A 46 muss zweistreifig verlangert
werden. Das signaltechnische Konzept der LSA wird auf den Bedarf abgestimmt. Die Fullgdanger und Radfahrer
werden bedingt vertraglich mit dem Kfz-Verkehr frei gegeben. Die Berechnungen fiir den Prognose-Planfall zei-
gen, dass in der werktdglichen Nachmittagsspitze mittlere Zeitverluste fiir den Verkehr in der westlichen Zufahrt
Mollenkotten auftreten. Somit kann der signalisierten Einmiindung eine noch gute Qualitat des Verkehrsablaufs
(QSV B) zugeordnet werden. In der mittdglichen Spitzenstunde am Samstag treten die hochsten Zeitverluste
ebenfalls fur die Verkehrsteilnehmer in der westlichen Zufahrt auf, was einer befriedigenden Verkehrsqualitat
(QSV C) entspricht.

KP Schmiedestrafe / Mollenkotten (KP 2)

Die Planungen sehen die Anlage KVPs mit Vorsortierung mit jeweils zweistreifigen Zufahrten vor. Bei dem ge-
planten KVP handelt es sich um einen abschnittsweise zweistreifigen KVP, bei dem eine Vorsortierung in den Zu-
fahrten erfolgt. Durch das Ansetzen neuer Fahrstreifen auf der Innenseite der Kreisfahrbahn werden Fahrstrei-
fenwechsel vermieden und Fahrwegiliberschneidungen in den Ausfahrten verhindert. Damit entfallen zwei we-
sentliche Unfallursachen an konventionellen zweistreifigen KVPs. Bei der gewdhlten Form des KVP mit Vorsor-
tierung ist das Wenden grundsatzlich moglich. Da tiber die mehrstreifigen KVP-Zufahrten keine unsignalisierten
Querungsstellen fiir FuBganger angeboten werden sollen, wird die bestehende Querung liber den nérdlichen
Arm der SchmiedestraBe in Hohe der Bushaltestelle zuriick verlegt. Da nur an dieser Stelle nennenswerte Que-
rungen zu erwarten sind, entsteht fir FuBganger dadurch keine KomforteinbuBe. Die Querungsstelle liber den
westlichen Arm der StralRe Mollenkotten entfallt. FuRganger im Zuge der SchmiedestraRe miissen daher den
Gehweg auf der Ostseite nutzen.

Der geplante KVP SchmiedestraBe / Mollenkotten (KP 2) kann die zukiinftige Verkehrsnachfrage im Prognose-
Planfall sowohl werktags als auch samstags problemlos abwickeln. Er verfigt Gber eine sehr gute Verkehrsquali-
tat (QSV A). Fir mogliche Belastungsschwankungen verfilgt er iber eine ausreichende Kapazitatsreserve.



Einrichtungshaus Dreigrenzen 44

Begrindung zum Bebauungsplan Nr. 1202

Knotenpunkt Schmiedestraf3e / Eichenhofer Weg (KP 3)

Der KP wird wie bisher vorfahrtgeregelt betrieben. Das Linkseinbiegen vom Eichenhofer Weg in die Schmiede-
stralle bleibt untersagt. In der nordlichen SchmiedestraRe wird ein Linksabbiegefahrstreifen angelegt. Die Ful3-
gangerschutzanlage stdlich der Einmindung verbleibt in ihrer heutigen Lage und kann auch weiterhin in Einzel-
steuerung betrieben werden.

6.11.5 Bereich Mitte

Der Bereich Mitte umfasst die SchmiedestraRRe beginnend nérdlich der Einmiindung HaRBlinghauser Stral3e bis
einschlielRlich Anbindung der Fertighausausstellung (KP 4). Im Einzelnen sind vorgesehen:

e die Anderung der Fahrstreifenaufteilung im Querschnitt SchmiedestraRe:
Aufgrund der Steigung wird im Zuge der SchmiedestraBe eine zweistreifige Fihrung in Fahrtrichtung
Nord vorgeschlagen. Dies beinhaltet unter anderem die Uberholméglichkeit von langsamen Lkw. Die
Fahrbahnbreite auf der Autobahnbriicke bleibt dabei erhalten.

e Anlage eines Linksabbiegefahrstreifens auf das Gelande der Fertighausausstellung
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Abb. 12: Verkehrstechnische Skizze des geplanten Ausbaustandes fiir den Bereich zwischen dem Eichenhofer Weg und der BAB Rampe
Sud; Quelle: VUS [9]

6.11.6 Bereich Sid

Der Bereich Siid umfasst den Abschnitt der Schmiedestralle von der geplanten Anbindung des Sondergebiets bis
zur Briicke Gber die BAB A 46. Er umfasst die KP SchmiedestraRe / HaRBlinghauser StralRe (KP 5), SchmiedestraRe
/ BAB-Rampe Stid (KP 6) sowie SchmiedestraBe / Anbindung Sondergebiet (KP 8). (vgl. Abb. 13)

Knotenpunkt SchmiedestrafSe / Haf3linghauser StrafSe (KP 5)

Die HaRlinghauser Straf3e bleibt wie heute vorfahrtgeregelt an die Schmiedestralle angebunden. Fahrtrichtungs-
einschrankungen sind nicht vorgesehen. Durch die Zweistreifigkeit der SchmiedestralRe in Fahrtrichtung Norden
besteht gegeniiber heute eine bessere Moglichkeit des Linksabbiegens in die HaRlinghauser Stral3e. Ein separa-
ter Abbiegestreifen ist hingegen nicht méglich und bei den geringen Verkehrsstarken der Linksabbieger nicht er-
forderlich. Darliber hinaus besteht wie heute die Méglichkeit des Wendens am geplanten KVP.

Anliegerfahrbahn

Die Planungen sehen eine Anliegerfahrbahn (der Begriff wird hier synonym zum Begriff , Anliegerstralle” ver-
wendet) zur ErschlieBung der auf der westlichen Seite der Schmiedestralle gelegenen Grundstiicke vor. Diese
Anliegerfahrbahn wird als EinbahnstraBe in Fahrtrichtung Siiden betrieben. Die nérdliche Einfahrt erfolgt am
Knotenpunkt Schmiedestrale / BAB-Anschlussstelle Stid (KP 6). Die Ausfahrt in die SchmiedestraRe erfolgt unter
Signalschutz am Knotenpunkt SchmiedestraRe / Anbindung Sondergebiet (KP 8). Uber die Signalanlagen ist die
Anliegerstral3e aus allen Richtungen erreichbar und kann auch in alle Fahrtrichtungen verlassen werden

Knotenpunkt Schmiedestraf3e / BAB-Anschlussstelle Siid (KP6)
Die Planungen sehen den Ausbau des heute dreiarmigen Knotenpunktes in einen vierarmigen Knotenpunkt vor.
Dabei ist der folgende Ausbaustand erforderlich.
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. SchmiedestraBe (Sud): 2 Geradeausfahrstreifen, 1 Rechtsabbiegefahrstreifen, 1 Linksabbiege-
fahrstreifen

. BAB-Rampe Siid: 2 Linksabbiegefahrstreifen, 1 Rechtsabbiegefahrstreifen

. SchmiedestralRe (Nord): 1 Geradeausfahrstreifen, 1 Linksabbiegefahrstreifen

. Anliegerfahrbahn: wegfihrende Einbahnstralle (neuer 4. Arm)

Der umfangreiche Ausbau in der BAB-Rampe Siid mit den zwei Linksabbiege- und dem separaten Rechtsabbie-
gefahrstreifen ist dem zusatzlichen durch das Vorhaben induzierten Verkehr und der vom Baulasttrager gefor-
derten Riickstausicherung fiir die BAB-Rampe geschuldet. Uber den nérdlichen Arm der SchmiedestraRe sowie
den 6stlichen Arm der BAB-Rampe sind signalisierte Querungen fiir FulRgéanger angelegt.

Die Berechnungen gemall dem Handbuch fiir die Bemessung von StraBenverkehrsanlagen (HBS) zeigen, dass die
prognostizierten Verkehrsbelastungen in den malRgebenden Spitzenstunden am Werktag (Nachmittagsspitze)
und am Samstag (Mittagsspitze) problemlos abgewickelt werden kénnen. Den Knotenpunkt kann bei isolierter
Betrachtung insgesamt eine befriedigende Qualitat des Verkehrsablaufs (QSV C) zugeordnet werden. Der Kno-
tenpunkt verfligt bei dem entwickelten Ausbaustand Uber ausreichende Kapazitatsreserven, um mogliche Belas-
tungsschwankungen auffangen zu kdnnen. Die Gesamtauslastung des KPs liegt bei 46 % am Werktag und bei 47
% am Samstag.

Knotenpunkt Schmiedestraf3e / Anbindung Sondergebiet

Die Anbindung des Vorhabengebietes (= SO-Gebiet) und dessen Kundenstellplatze erfordern den Bau einer sig-
nalisierten Kreuzung. Aufgrund der Nahe zur vorhandenen Autobahnanschlussstelle Rampe Siid muissen die
Abbiegefahrstreifen zweistreifig ausgefiihrt werden, um die an einer Signalanlage systematisch auftretenden
Rickstaus aufnehmen zu kénnen. Weiter muss zur leistungsfahigen Abwicklung der Verkehre eine koordinierte
Steuerung der Signalanlagen entwickelt werden. Die Planungen sehen den folgenden Ausbaustand vor:

. SchmiedestraBe (Sud): 2 Geradeausfahrstreifen, 1 Rechtsabbiegefahrstreifen

. Anbindung Sondergebiet: 2 Rechtsabbiegefahrstreifen, 1 Linksabbiegefahrstreifen
. SchmiedestralRe (Nord): 1 Geradeausfahrstreifen, 2 Linksabbiegefahrstreifen

. Anliegerfahrbahn: 1 Kombifahrstreifen (links / geradeaus / rechts)

Uber den siidlichen Arm der SchmiedestraRe sowie den &stlichen Arm der Anbindung des Sondergebietes sind
signalisierte Furten fur FuBganger und Radfahrer angelegt. Die Anliegerfahrbahn wird als vierter Arm in die Sig-
nalisierung des Knotenpunktes integriert, um ein sicheres Ausfahren in alle Richtungen zu ermdoglichen. In der
stdlichen Zufahrt der SchmiedestralRe ist auf dem Rechtsabbiegefahrstreifen die Anlage einer KAP-
Bushaltestelle vorgesehen (heifRt: Bauform der Bushaltestelle, dessen Rand bis an den durchgehenden Fahrstrei-
fen des StraRenverkehrs vorgezogen ist.). Diese Haltestelle soll die vorhandene Haltestelle an der Einmiindung
Kattenbreuken (Fahrtrichtung Norden) ersetzen. In sldlicher Fahrtrichtung bleibt die Haltestelle im Bereich Kat-
tenbreuken erhalten. Hier ist die Anlage eines durchgangigen Gehwegs zwischen der Haltestelle und dem neuen
signalisierten Knotenpunkt SchmiedestraRe / Anbindung Sondergebiet vorgesehen.

Die Berechnungen gemals HBS zeigen, dass die prognostizierten Verkehrsbelastungen in den mafigebenden Spit-
zenstunden am Werktag (Nachmittagsspitze) und am Samstag (Mittagsspitze) problemlos abgewickelt werden
kénnen. Dem Knotenpunkt kann bei isolierter Betrachtung insgesamt eine befriedigende Qualitat des Verkehrs-
ablaufs (QSV C) zugeordnet werden. Der Knotenpunkt verfiigt bei dem entwickelten Ausbaustand lber ausrei-
chende Kapazitatsreserven, um mogliche Belastungsschwankungen auffangen zu kénnen. Die Gesamtauslastung
des Knotenpunktes liegt bei 45 % sowohl am Werktag als auch am Samstag.

6.11.7 Fihrung des Radverkehrs

Durch das Vorhaben werden die Verkehrsanlagen im Zuge der SchmiedestralRe und im Mollenkotten gegenliber
heute ausgebaut. Darlber hinaus ist zukilinftig mit einem héheren Verkehrsaufkommen im StraRenverkehr zu
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rechnen. Dies flihrt dazu, dass die Radfahrer zukiinftig nicht mehr in allen Bereichen des betrachteten Straf3en-
netzes im Mischverkehr auf der Fahrbahn gefiihrt werden kénnen.

Es wurde daher ein Konzept zur Fihrung des Radverkehrs entwickelt, das gegenliber heute eine Verbesserung
darstellt. Die Planung sieht die folgende Verkehrsfiihrung vor:

. Sowohl im Bereich des KVP mit Vorsortierung als auch im Mollenkotten zwischen der Autobahnan-
schlussstelle und dem Kreisverkehr werden gemeinsame Geh- und Radwege anlegt.

. Nordlich des KVP mit Vorsortierung sind in der SchmiedestralRe bereits Angebotsstreifen fir den Rad-
verkehr vorhanden. Die Uberfiihrung von den Angebotsstreifen auf den gemeinsamen Geh- und Radweg
erfolgt Giber eine neue Querungsstelle, die etwa 50 m vom Kreisverkehr abgesetzt ist.

. In stdlicher Fahrtrichtung wird der Radverkehr im Zuge der SchmiedestralRe zwischen der FulRganger-
Signalanlage am Eichenhofer Weg und der neuen AnliegerstralRe auf der StraRe gefiihrt. Im weiteren An-
schluss kann die AnliegerstraRe genutzt werden.

. In noérdlicher Fahrtrichtung wird der Radverkehr im Zuge der SchmiedestralRe ab der vorhandenen Tank-
stelle bis zur Autobahnbriicke auf einem gemeinsamen Geh- und Radweg gefiihrt.

. Ab der Autobahnbriicke ist in noérdlicher Fahrtrichtung ein Angebotsstreifen bis zur FuRganger-

Signalanlage vorgesehen.

- ] "f —
L)

Abb. 13: Bereich Siid - verkehrstechnische Skizze; Quelle: VUS [9]
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6.11.8 Anlieferung

Die Anlieferung erfolgt Gber den Eichenhofer Weg. Der Eichenhofer Weg dient bereits heute der ErschlieBung
von anliegenden Gewerbebetrieben. Durch die vorhabenbedingten, vergleichsweise geringen zusatzlichen
Schwerverkehrsfahrzeuge, wird sich gegenliber der heutigen Situation keine wesentliche Beeintrachtigung ein-
stellen. So sind gem. [10] 16 Lkw fur die Anlieferung (je Halfte tags / nachts) prognostiziert.

6.11.9 Privater Flachenbedarf

Flr den Ausbau bzw. Sicherung der o.g. VerkehrsmalBnahmen ist die Festsetzung von Straenbegrenzungslinien
auch im privaten Grundstiicksbereich erforderlich. Es werden folgende Grundstiickteile davon erfasst:

e Schmiedestrafse 52, Gemarkung Ndchstebreck, Flur 390, Flurstiick 10 (Teilstiick von 35 m?) sowie Flur-
stiick 11 vollsténdig (4 m?)

e SchmiedestrafSe 56, Gemarkung Ndchstebreck, Flur 390, Flurstiick 68 (Teilstiick von 27 m?),
Flurstiick 72 (vollsténdig 62 m?)

e Schmiedestrafle 84, Gemarkung Ndchstebreck, Flur 389, Flurstiick 31 (Teilstiick von 14 m?)

Beim Grundstiick SchmiedestraRe 84 wird durch die geplanten StraRenbegrenzungslinien nur der Grundsticks-
teil erfasst, der bereits heute als 6ffentliche Verkehrsflaiche (FuBweg) genutzt wird. Durch die Festsetzungen im
Plan werden die gegebenen Verhaltnisse nun verbindlich festgeschrieben. Im Rahmen der Variantenprifung
zeigte sich aber auch, dass auf die Belastung der Grundstiicke auch zukiinftig nicht verzichtet werden kann. Da
die bestehende Nutzung der Teilflaichen als 6ffentliche Verkehrsflache schon seit Jahrzehnten erfolgt, ist Ein-
schrankung durch Inanspruchnahme des Grundeigentums gerechtfertigt. Dies dient dem Gemeinwohlinteresse,
da eine Anlegung eines kombinierten Rad- und FufSweges erforderlich ist, dessen Mindestbreite von 2,5 m nach
der im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vorgenommenen Variantenpriifung nur unter Inanspruchnahme
des Grundstiicksteils realisiert werden kann. Die Fiihrung des Radfahrers auf dem Gehweg erfolgt aus Griinden
der Verkehrssicherheit. Es ergibt sich ein Ubernahmeanspruch fiir die belasteten Flichen durch die Stadt.

Bei dem Grundstilick SchmiedestraRe 56 wird sowohl das Flurstiick 68 als auch das Flurstiick 72 bereits als 6f-
fentliche Verkehrsflache ausgebaut ist und ebenfalls seit Jahrzehnten entsprechend genutzt wird. Fiir einen ge-
ringen Teil (ca. 1m?2) des Flurstiicks 68 ist eine zusatzliche Inanspruchnahme erforderlich. Die durchgefiihrten
Variantenbetrachtungen zeigten bedauerlicherweise keine Alternativen zur Fithrung des kombinierten FuR- und
Radweges auf, um auf die Inanspruchnahme verzichten zu kénnen. Die Fiihrung des Radfahrers auf dem Gehweg
erfolgt aus Griinden der Verkehrssicherheit. Es handelt sich hierbei um eine bereits befestigte Vorgartenflache,
die als Teil der Zuwegung genutzt wird. Es ist weiterhin auf die vorgenannten Ausfiihrungen zu verweisen.

Beim Grundstilick SchmiedestraRe 52 ist erstmalig ein Eingriff in den Grundbesitz erforderlich. Im Bereich des
Grundstickes 52 liegt eine Engstelle vor, die durch Inanspruchnahme eines Teils an privaten Stellplatzfiiche
bzw. Grundsttickszufahrt genutzt wird. Diese Nutzungsmdéglichkeit wird durch die Planung nicht (iber die Mafsen
beeintrdichtigt. Vielmehr ist auch zukiinftig die Fliche vor den auf dem Grundstiick befindlichen Gebduden als
ausreichend grofle Stellplatzfldche/Grundstiickszufahrt nutzbar. Der Anliegergebrauch wird durch die Planung
nicht beeintrdichtigt. Dabei wird nicht verkannt, dass die Festsetzung einer StrafSenverkehrsfliche letztlich einem
Vollrechtsentzug gleichkommt. Die Inanspruchnahme des Grundstiicks wird allerdings im Gemeinwohlinteresse
fiir die Anlegung eines kombinierten Rad- und FufSweges erforderlich, dessen Mindestbreite von 2,5 m nach der
im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens vorgenommenen Variantenpriifung nur unter Inanspruchnahme des
Grundstlicks der Einwender realisiert werden kann. Am heutigen einstreifigen Kreisverkehr wird der Radverkehr
im Mischverkehr auf der Kreisfahrbahn gefiihrt. Umlaufende Radverkehrsanlagen sind nicht vorhanden. Durch
den geplanten mehrstreifigen Ausbau des Kreisverkehrs ist eine Verlagerung des Radverkehrs auf umlaufende
Radwege auch Sicherheitsgriinden erforderlich. Eine geniigende Verkehrssicherheit ist bei einer Fiihrung des
Radfahrers durch den geplanten Kreisverkehr im Kreuzungsbereich SchmiedestrafSe (L 58) / Mollenkotten nicht in
gleichem Mafe gewdhrleistet wdre. Eine Verschwenkung der Schmiedestrafse mit dem Ziel, den planbedingten
Eingriff weiter zu minimieren, ist aufgrund fahrdynamischer Zwénge (Radien, Schleppkurven und fahrbahnbrei-
ten) nicht méglich. Da der Eingriff in den Grundbesitz zur Ertlichtigung der 6ffentlichen Verkehrsflache zwingend
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erforderlich ist, ist die Belastung des Grundbesitzes hinzunehmen. Es besteht seitens der Stadt ein Ubernahme-
anspruch fiir die benétigten Flachen.

Im Zuge des Planverfahrens soll mit den betroffenen Grundeigentiimern lber den freihdandigen Ankauf verhan-
delt werden.

Bei dem Grundbesitz Mollenkotten 281 handelt es sich um ein Grundstiick des Landesbetriebes Straen, dass an
dieser Stelle ein Salzlager vorhalt. Mit dem Landesbetrieb besteht prinzipielle Einigkeit Gber die Abtretung des
erforderlichen Grundstiicksbedarfes, um den Kreisverkehr ausbauen zu kénnen. Eine vertragliche Vereinbarung
zwischen der Stadt und dem Landesbetrieb wird in Kiirze gefasst.

6.11.10 Zusammenfassung: Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung (VUS)

Zunéachst wurde in der VUS [9] das heutige Verkehrsaufkommen im Umfeld des Bauvorhabens erfasst und die
vorhandene Verkehrssituation analysiert. Anschliefend wurde das zusatzliche Verkehrsaufkommen (Neuver-
kehr) fur das Vorhaben der Errichtung des Einrichtungshauses im Worst-Case-Fall berechnet und mit dem Analy-
sefall Gberlagert (Prognose-Planfall).

Auf Grundlage der malRgebenden Knotenstrombelastungen wurden fiir die relevanten Knotenpunkte im Umfeld
des SO-Gebietes sowie fir die neu geplante Anbindung des Sondergebietes an die Schmiedestralle die Kapazitat
und die Qualitat des Verkehrsablaufs anhand der im Handbuch fiir die Bemessung von StraRenverkehrsanlagen
(HBS) vorgegebenen Verfahren berechnet. Dabei zeigte sich, dass die Prognosebelastungen mit dem heutigen
Ausbaustand der relevanten Knotenpunkte nicht leistungsfahig abgewickelt werden kdnnen.

Daher wurde im Rahmen der vorliegenden Untersuchung der erforderliche Ausbaustand hergeleitet, der die zu-
kiinftige Verkehrsnachfrage in den maRgebenden Spitzenstunden am Werktag und am Samstag leistungsfahig
bewaltigt.

Die Berechnungsergebnisse dienten in der vorliegenden Situation jedoch nur zur ersten Einschatzung der zu-
kiinftigen Verkehrsqualitdt, da die Berechnungsverfahren aus dem HBS sowohl die auftretenden Wechselwir-
kungen benachbarter Knotenpunkte (z.B. Pulkbildung oder Riickstaubildung an Signalanlagen) als auch die Effek-
te kurzer Abbiegestreifen (z.B. an den Autobahnanschlussstellen) nicht beriicksichtigen.

Aus diesem Grunde erfolgte die vollstandige Beurteilung der heutigen und zukiinftigen Verkehrsablaufe sowie
der Nachweis der verkehrstechnischen Funktionsfahigkeit fir die zukiinftige Situation mit Hilfe der mikroskopi-
schen Verkehrsflusssimulation. Dabei wurden die folgenden Planfalle untersucht:

e Bestand (Analysefall am Werktag),

e Bestand (Analysefall am Samstag),

e Ausbau (Prognose-Planfall unter Einbeziehung des Vorhabens am Werktag) und
e Ausbau (Prognose-Planfall unter Einbeziehung des Vorhabens am Samstag).

Die Verkehrsuntersuchung [9] kommt zu den folgenden Ergebnissen:

e Das geplante Vorhaben , Einrichtungshaus Dreigrenzen” erzeugt ein zusatzliches tagliches Verkehrsauf-
kommen von etwa 8.592 Kfz an einem Spitzenwerktag und von etwa 14.822 Kfz an einem Spitzensams-
tag (jeweils Summe aus Quell- und Zielverkehr).

e In der werktdglichen Nachmittagsspitzenstunde entspricht dies 368 Kfz/h im Quellverkehr und 382 Kfz/h
im Zielverkehr.

e In der Spitzenstunde am Samstag ist mit einem zusatzlichen Verkehrsaufkommen von 693 Kfz/h im
Quellverkehr und von 778 Kfz/h im Zielverkehr zu rechnen.
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e Mit Hilfe der mikroskopischen Verkehrsflusssimulation wurden bauliche und signaltechnische Malinah-
men entwickelt, mit denen das prognostizierte Verkehrsaufkommen an allen relevanten Knotenpunkten
im naheren Umfeld des Bauvorhabens leistungsfahig und mit einer mindestens ausreichenden Ver-
kehrsqualitat (QSV D) abgewickelt werden kann.

e Diese MaRnahmen sind:

o0 Umbau des KVP Mollenkotten / SchmiedestraRe in einen KVP mit Vorsortierung,

o Ausbau und Signalisierung des Knotenpunktes Mollenkotten / BAB-Anschlussstelle Nord,
o Ausbau und Signalisierung des Knotenpunktes Schmiedestrae / BAB-Anschlussstelle Stid,
o Anlage eines neuen signalisierten Knotenpunktes Schmiedestrale / Anbindung SO-Gebiet,
o Optimierung der Verkehrsfiihrung im FuBganger- und Radverkehr und

o Umgestaltung der Verkehrsfiihrung im Zuge der Schmiedestralle.

e Die dargestellten Simulationsergebnisse zur Verkehrsqualitdt gelten bislang fiir eine Festzeitsteuerung.
Durch den Einsatz verkehrsabhangiger Signalsteuerungen werden sich in der Realitat daher noch giinsti-
gere Kennziffern der Verkehrsqualitat (Wartezeiten, Riickstauldngen) einstellen.

e Die Funktionsfahigkeit des geplanten Ausbaustandes im Bereich Mollenkotten im Zusammenspiel mit
einer moglichen Zuflussregelungsanlage in der nordlichen Rampe zur BAB A 46 wurde mit Hilfe der Si-
mulation nachgewiesen.

AbschlieRend ist festzustellen, dass bei Umsetzung der vorgeschlagenen MalRnahmen auch nach Errichtung des
Vorhabens ,Einrichtungshaus Dreigrenzen” ein leistungsfahiger und sicherer Verkehrsablauf gewahrleistet wer-
den kann. Ausfiihrliche Informationen zur heutigen und geplanten Verkehrssituation konnen dem Umweltbe-
richt entnommen werden.

Im Zuge der Planung ist die Belastung von privatem Grundbesitz erforderlich.

6.12  Offentlicher Personennahverkehr

Die Anbindung an das offentliche Verkehrsnetz ist durch zwei Buslinien gegeben. Die Bushaltestelle ,,Dreigren-
zen“ liegt unmittelbar an der geplanten Zufahrt des Geldandes, ein weiterer Haltepunkt befindet sich in der Nahe
des KVP Mollenkotten. Des Weiteren gibt es die Haltestelle ,,Eichenhofer Weg“, welche im Nordosten des Plan-
gebiets liegt. Die Haltestelle ,Dreigrenzen” wird von zwei Buslinien angefahren. Die Linie 602 fahrt werktags im
30-Minuten-Takt und die Linie 606 alle 2 Stunden. An der Haltestelle ,Eichenhofer Weg” fahrt ebenfalls die Linie
606, die ebenfalls die Haltestelle ,Dreigrenzen” bedient. Vom Wuppertaler Hauptbahnhof ist die Haltestelle
,Dreigrenzen” Uber die S-Bahn-Haltestelle ,,Wuppertal-Oberbarmen” innerhalb von ca. 30 Minuten im 30-
Minuten-Takt erreichbar.

In der stdlichen Zufahrt der Schmiedestralle ist auf dem Rechtsabbiegefahrstreifen die Anlage einer KAP-
Bushaltestelle vorgesehen (heiRt: Bauform der Bushaltestelle, dessen Rand bis an den durchgehenden Fahrstrei-
fen des StralRenverkehrs vorgezogen ist.). Diese Haltestelle soll die vorhandene Haltestelle an der Einmiindung
Kattenbreuken (Fahrtrichtung Norden) ersetzen.

In stidlicher Fahrtrichtung bleibt die Haltestelle im Bereich Kattenbreuken erhalten. Hier ist die Anlage eines
durchgingigen Gehwegs zwischen der Haltestelle und dem neuen signalisierten Knotenpunkt SchmiedestraRe /
Anbindung Sondergebiet vorgesehen.

6.13  PflanzmaRBnahmen/Fldchen zum Erhalt

Gemail dem stadtebaulichen Konzept ist eine umfangreiche Begriinung / Eingriinung des Plangebietes vorgese-
hen. Es werden verschiedene Vegetationsformationen zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern mit Vorga-
ben von Artenlisten und Pflanzqualitdten festgesetzt (Pflanzgebote 1 — 4). Diese sind dauerhaft zu pflegen, zu
erhalten und bei Abgang zu ersetzen. So sind eine gro¥flachige Feldgehdlzpflanzung, Schnitthecke, Glatthafer-
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wiese mit Geholzgruppen, Erstaufforstung als Waldausgleich sowie ferner Baumpflanzungen auf der Stellplatz-
anlage vorgesehen.

Sofern es aus betriebstechnischen Griinden erforderlich wird, kann die Flache zum Anpflanzen von Bdaumen
Uberplant werden, dann ist Ersatz durch gleichgroRe Flachen an anderen Stellen im SO-Gebiet nachzuweisen.
Eine entsprechende Festsetzung wurde im Plan aufgenommen. Schutzstreifen von Leitungstrassen sind von
Baumpflanzungen freizuhalten.

Diese Pflanzungen werden als Abschirmung des Sondergebietes zum Waldbereich, als visueller Schutz zum
Wohngebiet Erlenrode und zur BAB A 46 sowie als zur Eingriinung zur Verbesserung der Aufenthaltsqualitat und
als MinimierungsmaBnahmen fiir den Eingriff durchgefihrt.

Ferner werden Flachen incl. des Kleingewdssers Timpel 2 (vgl. [1] bzw. Umweltbericht), eines Eichen-Altholzes
und sonstigen Gehdlzen im Nordwesten des Teilbereichs 1 sowie der Bachlauf ,,Meine“ auf ca. 22 m zum Erhalt
festgesetzt.

7. Immissionsschutz

Grundsatzlich ist den Anforderungen an gesundes Wohnen und Arbeiten entsprechend dem Vorsorgegebot
Rechnung zu tragen.

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1202 - Einrichtungshaus Dreigrenzen - wurde unter Be-
ricksichtigung des StraRenverkehrslarms sowie des Gewerbeldrms innerhalb des Bebauungsplangebietes eine
schalltechnische Untersuchung aufgestellt (SU, LARMSCHUTZ ALTENBERGE — SITZ SENDEN — GMBH, Febr. 2015 [10]).
Die zu erwartenden Larmemissionen und -immissionen wurden entsprechend den geltenden Richtlinien be-
rechnet und nach der DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau), der 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung)
und der TA Larm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm) beurteilt.

Vorbemerkungen - DIN 18005/ DIN 4109 Schallschutz im Stddte-/ Hochbau

Bei Uberschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte nach DIN 18005/07.02 durch die Beurteilungspe-
gel aus dem Verkehrs- und Gewerbeldrm sind zum Schutz gegen AuRRenldarm fir die Anwesenden in Gebduden
die Anforderungen an die Luftschalldimmung von AuBenbauteilen nach DIN 4109/11.89 zu beachten. Ruhrt die
Gerauschbelastung von mehreren (gleich- oder verschiedenartigen) Quellen her, so berechnet sich der resultie-
rende AuBenldarmpegel aus den einzelnen “maligeblichen AulRenlarmpegeln”, die gem. Abschnitt 5.5.7 der DIN
4109/11.89 zu uberlagern sind.

7.1 Verkehrs- und Gewerbeldrm — DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau)

Verkehrslérm im Planungsbereich - ohne aktiven Lérmschutz
Die maximal zu erwartenden Beurteilungspegel im Einwirkungsbereich der BAB A 46 bzw. der SchmiedestralRe (L
58) wurden mit

67 dB(A) tags 61 dB(A) nachts entlang der Baugrenze
fiir den Prognosehorizont 2025 ermittelt.

Fur Sondergebiete gibt die DIN 18005/07.02 keine konkreten Orientierungswerte vor. Unter Beachtung der
Zweckbestimmung ,Einrichtungshaus” innerhalb des Sondergebietes wurde mit der beabsichtigten gewerbli-
chen Nutzung (= Einzelhandel) der Schutzanspruch dem Gewerbegebiet gleichgestellt. Der Orientierungswert
der DIN 18005 fiir Gewerbegebiete mit 65 dB(A) tags bzw. 55 dB(A) nachts wird damit liberschritten. Die Ermitt-
lungen der erwarteten Verkehrslarmbelastungen beriicksichtigen die geplanten verkehrlichen Ertlichtigungs-
maBnahmen (L 58) im Kreuzungsbereich zur Anschlussstelle Wuppertal-Oberbarmen (,Rampe Sid“) sowie in
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Hohe der Zu- und Abfahrt zum SO-Gebiet inkl. der Einrichtung einer Lichtsignalanlage in der Zufahrt zum SO-
Gebiet mit der zukiinftigen Verkehrsbelastung (PLANfall P1) im Bezugsjahr 2025 (Prognose).

Verkehrs-/ Gewerbeldrm - passiver Lirmschutz Planungsbereich
Eine Ausweisung der Lairmpegelbereiche gemaR DIN 4109/11.89 (Schallschutz im Hochbau) erfolgt grundsétzlich
dann, wenn der Orientierungswert durch die Gerduschemissionen des Verkehrslarms lberschritten wird.

Die zu erwartende Larmbelastung durch den Gewerbeldarm wurde mit der Beurteilung der vorliegenden Situati-
on dem maRgebenden schalltechnischen Orientierungswert der jeweiligen Gebietskategorie als maximalen Be-
urteilungspegel gleichgesetzt. Damit wird vorausgesetzt, dass die Einhaltung des Orientierungswertes unter Be-
riicksichtigung der Vorbelastung gewahrleistet ist. Je nach Betriebsart eines Betriebes bzw. Vorhabens, das im
Planungsbereich realisiert werden kann, ist davon auszugehen, dass der Eigenlarm deutlich héher ausfallen
wird, als es aus den Nachbarbereichen als Vorbelastung zu erwarten ist.

Der Larmpegelbereich IV wird unter Bezugnahme auf den Orientierungswert tags fir die Gebietskategorie SO-
Gebiet + 3 dB(A) als Mindestanforderung fiir das Plangebiet, Teilbereich A, festgesetzt.

Die Erhdhung um 3 dB(A) beriicksichtigt hier die notwendige Uberlagerung aller Quellenarten zu einem Sum-
menpegel, aus dem dann der resultierende maRgebliche AuBenlarmpegel bestimmt wird. Da jede Quellenart
das Emissionskontingent gemaR DIN 18005/07.02 bis zur Einhaltung des schalltechnischen Orientierungswertes
ausschépfen kann, ist bei Uberlagerung zwei gleich lauter Schallquellen der Pegel um 3 dB(A) zu erhéhen (Sum-
menpegel).

Es wurde eine entsprechende textlicher Festsetzungsziffer zur Vorkehrung gegen schadliche Umwelteinwirkun-
gen nach § 9, Absatz 1, Nummer 24, BauGB in das Textblatt, Planteil 2 (B 6) sowie als Beschriftung in die Plan-
zeichnung, Planteil 1, aufgenommen.

erforderliches bewertetes
mapgeblicher Au- | Schalldimm-Mafs der Au-

Larmpegelbereich Renldrmpegel La Benbauteile erf. R'w,res.

nach DIN 4109 [dB(A)] [dB(A)]
Wohnrédume | Biirordume
v 66 - 70 40 35
74 71-75 45 40

Die Larmpegelbereiche sind Grundlage fiir die Festlegung der AuBenbauteilddmmung nach DIN 4109/11.89 und
dienen allgemein einer einpragsamen Kennzeichnung der dulleren Larmbelastung. Die MafSnahme dient den ge-
sunden Arbeitsverhdltnissen innerhalb des Einrichtungshauses.

7.2 Verkehrslarm — 16. BImSchV (Verkehrslarmschutzverordnung)

Mit der Bestimmung des Beurteilungspegels ist nach § 1 Abs. 2 und Satz 2 der 16. BImSchV nur auf die zusétzlich
durch den neu gebauten oder wesentlich geanderten Verkehrsweg verursachten Immissionen abzustellen. Eine
Uberlagerung der Beurteilungspegel mehrerer Verkehrswege wird bei der Ermittlung der Anspruchsberechti-
gung auch nicht berlicksichtigt, wenn Gegenstand der Planfeststellung oder einer Plangenehmigung der Bau ei-
nes Verkehrsweges und — als notwendige FolgemaRnahme — die Anderung eines anderen Verkehrsweges sind.
Allerdings ist bei der Erlangung des Baurechts fiir den neuen oder zu andernden Verkehrsweg im Rahmen der
planerischen Abwagung die von diesem ausgehende Belastung entlang anderer vorhandener Verkehrswege zu
bericksichtigen, soweit ursachlich Immissionen mehr als unerheblich hervorgerufen werden. Es ist nur auf die
zusitzlich durch das Neu- oder Ausbauvorhaben verursachten Immissionen abzustellen, eine Uberlagerung der
Beurteilungspegel mehrere Verkehrswege erfolgt wie bereits vorhergehend ausgefiihrt bei der Berechnung
nicht. Danach kann kein Larmschutz gewahrt werden, wenn die Larmbelastung erst bei der Summenwirkung der
Beurteilungspegel den einzuhaltenden Immissionsgrenzwert Gbersteigt.
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7.2.1 Ausbau SchmiedestraRe

Anspriiche auf Durchfiihrung von Larmschutzmalnahmen aus dem Ausbauvorhaben im Verlauf der Schmiede-
stralle (L 58) kdnnen mit Ausnahme an dem Gebdude SchmiedestraRe 62 nicht nachgewiesen werden, da die
Larmbelastungen in Verbindung mit dem erheblichen baulichen Eingriff nicht um mindestens 3 dB(A) erhdht
werden oder auf mindestens 70 dB(A) am Tage bzw. 60 dB(A) in der Nacht erh6ht werden bzw. soweit diese
Werte bereits Uberschritten sind, nicht weitergehend erhéht werden.

An dem Gebdude SchmiedestralRe 62 sind die Anspruchsgrundvoraussetzungen auf Durchfiihrung von Larm-
schutzmaBnahmen dem Grunde nach am Tag gegeben, da sich mit dem Ausbau der SchmiedestraRe die Larmbe-
lastungen geringfligig erhohen. Aufgrund der ErschlieBung des Geb&udes lber die SchmiedestraRe sowie der al-
leinigen Anspruchsgrundvoraussetzung wird auf passiven und nicht auf aktiven Larmschutz abgestellit.

In Hohe der gepl. Zu- und Abfahrt zum SO-Gebiet wiirde sich eine Erhéhung der Larmbelastung im Beurteilungs-
zeitraum Nacht bei bereits schon vorhandenen Larmbelastungen von mehr als 62 dB(A) durch die Storwirkung
der Lichtsignalanlage (LSA) einstellen, so dass auf den Betrieb der Lichtsignalanlage im Beurteilungszeitraum
Nacht verzichtet wird. Die Abschaltung dieser LSA von 22 — 6h ist in der textlichen Festsetzungsziffer B 6.3 fi-
xiert, um diese Erhéhung auszuschlieBen. In dieser Zeit ist der Betrieb der Lichtsignalanlage nur als Bedarfssig-
nalanlage flr die AnliegerstralRe und fir Fuganger und Radfahrer zulassig.

Die Abfahrt von Kunden-Pkw nach 22.00 Uhr (nur Freitags) aus dem SO-Gebiet ist Gber die VUS [9] erfasst. Auf-
grund der Geringfligigkeit der Verkehrsmenge ist die Anzahl an Pkw in der Aufrundung der Verkehrsstarken auf
volle 100 Kfz bereits enthalten.

7.2.2  Ausbau Mollenkotten / AS Wuppertal-Oberbarmen Nord

Im Bereich der Anbindung des Mollenkotten an die AS Wuppertal-Oberbarmen, Rampe Nord, wird mit der bau-
lichen Verdnderung, d. h. Bau von zusatzlichen Abbiegebeziehungen eine Lichtsignalanlage installiert. Die Wir-
kung der Lichtsignalanlage ist auf 100 m Abstand zum Bezugspunkt begrenzt. Der Bezugspunkt ist definiert
durch den maRgebenden Bezugsachsenschnittpunkt. Die Bezugsachse ist die Mitte des duBReren durchgehenden
Fahrstreifens.

Es ergeben sich Anspriiche auf Durchfiihrung von LarmschutzmaRnahmen ebenfalls nur in Verbindung mit der
Anordnung einer Lichtsignalanlage. Der bauliche Eingriff mit Schaffung der neuen Abbiegebeziehungen fihrt bei
gegebener Uberschreitung der Immissionsgrenzwerte nicht zur einer Erhéhung der Larmbelastung von mind. 3
dB(A). Da die notwendige Erhdhung der Lirmbelastung mit der Kennzeichnung als wesentliche Anderung mind.
3 dB(A) betragen muss, begrenzen sich die Anspriiche auf Durchfiihrung von LarmschutzmaBnahmen nur auf die
Gebdude, bei denen die Storwirkung der Lichtsignalanlage mind. 2 dB(A) betragt. Dies betrifft die Gebaude Mol-
lenkotten 274 und 277 sowie Alte Schmiede 2.

Die aus dem baulichen Eingriff und der Wirkung des vorhabenbezogenen Verkehrs ermittelte Erhohung der
Larmbelastung betragt mit Beurteilung des Ausbaus der nérdlichen Rampe in der AS Wuppertal-Oberbarmen
ohne die Storwirkung der Lichtsignalanlage (LSA) weniger als 1 dB(A).

Eine Uberschreitung der maRgebenden Immissionsgrenzwerte ist vor dem Umbau nur fiir die oberen Geschosse
von 4 baulichen Anlagen nachzuweisen. Mit dem Umbau der nérdlichen Rampe der AS Wuppertal-Oberbarmen
erhohen sich die Larmbelastungen an der Bebauung im Zuge der SchmiedestraRe um weniger als 2,1 dB(A), so
dass dem Grunde nach ein Anspruch auf Durchfiihrung von LarmschutzmaRnahmen nicht gegeben ist.

An der o. g. Bebauung geben sich Erh6hungen der Beurteilungspegel durch den baulichen Eingriff in Verbindung
mit der Anordnung der Lichtsignalanlage von mehr als 2,1 dB(A). Die Larmbelastungen betragen dennoch weni-
ger als 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts. Die Anordnung aktiver LirmschutzmaRnahmen zum Schutz der o. g.
baulichen Anlagen scheidet aus, da mit der ErschlieBung der Wohnhauser (iber die Strafle Mollenkotten kein |{-
ckenloser aktiver Lirmschutz hergestellt und auch keine ausreichenden Uberstandslidngen erreicht werden kén-
nen. Des Weiteren wiirden sich hinsichtlich der 3-geschossigen Bauweise der Gebdude notwendige Hohen des
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aktiven Larmschutzes ergeben, die stadtebaulich aber auch kostenmaRig unvertraglich und unverhaltnismaRig
sind. Es ergibt sich ein Anspruch auf passivem Schallschutz.

Eine Abwagung hinsichtlich des Aufwands zur Lésung sogenannter Schutzfalle ist flir die vorliegende Situation
aus o. g. Grinden nicht durchfiihren. Die Notwendigkeit von LarmschutzmalRnahmen ist Gber den Ausbauab-
schnitt hinaus zu priifen, auf den der vom Verkehr im Bauabschnitt ausgehende Larm ausstrahlt. Hier ist festzu-
stellen, dass eine schutzwiirdige Bebauung im Larmschutzbereich nicht vorhanden ist. Da die Steigerung der
Larmbelastung nicht nachgewiesen werden konnte, sind die Verkehrsgerausche auf den o6ffentlichen Verkehrs-
flachen im vorliegenden Fall nicht zu bericksichtigen.

7.3 Gewerbeldarm — TA Larm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm)
7.3.1 Vorhabenbezogener Gewerbeldrm

Die zukiinftig zu erwartende Larmbelastung an der im Einwirkungsbereich des geplanten Einrichtungshauses
vorhandenen Nutzungen (u. a. WA-Gebiet) unter Berlicksichtigung der von dem Bauvorhaben ausgehenden
Emissionen wurde als maximal zu erwartende Ldrmbelastung auf der Grundlage einer Immissionsprognose nach
TA Larm/08.98 wie folgt ermittelt:

39 dB(A) tags 41 dB(A) nachts Erlenroder Weg 5 (WA)
bzw.
53 dB(A) tags 29 dB(A) nachts SchmiedestralRe 78 (Ml)

Eine Uberschreitung der Immissionsrichtwerte ist somit nur Im Bereich des Erlenroder Weges durch die nichtli-
che Anlieferung des Einrichtungshauses gegeben, womit in Verbindung mit den geplanten Offnungszeiten des
gepl. Einrichtungshauses eine Beurteilung der unglinstigsten Nachtstunde nur hinsichtlich der Warenanlieferung
erforderlich ist. Diese ist mit einer maximalen Larmbelastung von 41 dB(A) Gber dem Immissionsrichtwert von
40 dB(A), was die Anordnung eines aktiven Larmschutzes im Bereich der Warenanlieferung in einer Hohe von
6,5 m Giber dem Niveau des Anlieferhofes erfordert.

Diese Larmschutzwand (LSW) muss innerhalb des Baugebietes errichtet werden. Der genaue Ort wird in der
Planzeichnung nicht festgesetzt, um den Bauherrn bei der Errichtung des Einrichtungshauses den notwendigen
Spielraum zu lassen. Dieser Belang wird deshalb innerhalb der Ausfiihrungs- und Genehmigungsplanung erfillt
werden und ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Da eine Losung wie aufgezeigt prinzipiell moglich ist, kann
die konkrete Ausfiihrung im Rahmen des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens festgelegt werden.

Kurzzeitige Gerduschspitzen (Spitzenpegel) sollen zudem den oben genannten Richtwert nach Nummer 6.1 der
TA Lidrm/08.98 am Tage um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) Gberschreiten.
Ein Spitzenwert von 80 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts fiir WA-Gebiete gilt demnach noch als zumutbar.

7.3.2 Vorhabenbezogener Verkehrslarm

Bezliglich der zu erwartenden Verkehrsbelastungen auf dem offentlichen Verkehrsverkehrsnetz entstehenden
deutlichen Mehrverkehrs bei Umsetzung des Vorhabens ist anzumerken, dass durch die bereits heute hohen Be-
lastungen in der SchmiedestralRe, die durch die Verkehrsinduzierung der Gewerbeflachen noch erhéht wirde,
eine hohe Abwaéagungsrelevanz im Bebauungsplanverfahren beziglich der Umweltbelastung durch Larmgerau-
sche auf Menschen gegeben ist und LarmschutzmalRnahmen vorzusehen sind.

Aus der Auswertung der VUS [9] mit der Gegenliberstellung der zu erwartenden Verkehrsbelastungen des
durchschnittlichen taglichen Verkehrs (DTV) in Kfz/24h auf dem o6ffentlichen StraBenverkehrsnetz fir die Ver-
kehrsbelastungen im ISTzustand (Analyse 2014) und im PLANfall P1 (Analyse 2014 + Neuverkehr) wurden die
Emissionspegel ermittelt.
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Die Emissionspegel LME tags/nachts der Analyse (= heutiger Zustand) und dem Planfall werden als Vorprufungs-
kriterium auf der Grundlage des DTV - Kfz/24h nachfolgend einander gegeniber gestellt.

Emissionspegel - Lye (in 25 m Abstand zur Stral3e) in dB(A) tags/nachts:

Stral3e SchmiedestralRe Mollenkotten
Abschnitt *) nordl. KP2 KP2 - KP3 KP3 - KP6 KP6 - KP8 KP1 - KP2
Analyse 61,3/54,3 63,6/56,3 64,4/57,2 65,1/58,0 62,9/56,7
PLANTfall P1 61,4/54,3 64,1/56,4 64,8/57,2 65,6/58,0 63,9/56,8
Anderung (+/-) 0,1/ 0,0 0,5/ 0,1 0,4/ 0,0 0,5/ 0,0 1,0/ 0,1

Anderung = Differenz zwischen Analyse und PLANfall P1

Bei Betrachtung der Grundbelastungen (LME) im 6ffentlichen Verkehrsnetz kann festgestellt werden, dass die
im Zusammenhang mit dem Vorhaben (Einrichtungshaus) im Geltungsbereich des Bebauungsplanes erzeugten
Verkehrsmengen (Neuverkehr), den Emissionspegel in den betrachteten Straenabschnitten im Vergleich zur
Analyse 2014 zwischen 0,1 dB(A) und 1,0 dB(A) tags und maximal 0,1 dB(A) nachts erhéhen. Da der maRgebliche
Schwellenwert von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts fiir allgemeine Wohngebiete (WA) bzw. 72 dB(A) tags und
62 dB(A) nachts fiir Gebdude im AuRenbereich auRerhalb des Einwirkungsbereiches der Lichtsignalanlagen nicht
Uberschritten werden, ist diese Erhohung der Larmbelastung hinnehmbar.

Eine splrbare Erh6hung setzt voraus, dass sich die derzeitige Larmsituation (Analyse ohne Neuverkehr) der be-
troffenen Wohnbebauung/ Grundsticke mit der Prognose des zuséatzlichen Verkehrsaufkommens durch das Ein-
richtungshaus und das Gewerbe (PLANfall P1) um mind. 3 dB(A) verschlechtert, d. h. erhéht. Durch die in der
Schalltechnischen Untersuchung [10] zu § 3 der 16. BImSchV festgelegte Aufrundungsregel reicht eine Steige-
rung von 2,1 dB(A) aus, um eine splirbare Erhéhung von mind. 3 dB(A) zu dokumentieren. Dies ist somit bei der
vorliegenden Planung nicht gegeben.

Der vorhabenbezogene Verkehr fiihrt in diesem Bereich im Beurteilungszeitraum Nacht nicht zu einer weiterge-
henden Erh6hung der zu erwartenden Larmbelastung, da die Warenanlieferung nicht tGber die Schmiedestralle
erfolgt und des Weiteren in der Nacht keine Kundenverkehre gegeben sind. Eine Anlieferung ausschlieRlich tber
den Eichenhofer Weg wurde durch die textliche Festsetzungsziffer B 6.2 verbindlich geregelt.

Letztendlich bleibt beim Themenkomplex Larm festzuhalten, dass es sich bei der Schalltechnischen Untersu-
chung [10] fir ein IKEA-Einrichtungshaus auch um ein realistisches worst-case-Szenario fir alle moéglichen im
SO-Gebiet genehmigungsfahigen Nutzungen handelt. Entsprechend sind bis auf die beschriebenen Regelungen
zur Anlieferungsbeschriankung und Ampelsteuerung keine weiteren Regelungen auf der Ebene des Bebauungs-
planes erforderlich. Die — wie dargestellt — Verdanderungen der 6rtlichen Larmsituation ist rechtlich zulassig und
mit Blick auf die fiir die Stadt Wuppertal wichtige Bereitstellung von Bauflachen fiir den Mobeleinzelhandel er-
forderlich und hinzunehmen.

7.4 Anlagensicherheit / Stérfallanlagen

Auf dem in ca. 580-680 m Entfernung zum Plangebiet, Teilbereich A, gelegenen Betriebsgelinde der Fa.
REMONDIS wird neben einer Anlage zur Lagerung und sonstigen Behandlung von nicht gefihrlichen Abfdllen ei-
ne Anlage zur Lagerung von bis zu 100 t geféhrlicher Abfille betrieben. Die in der Anlage konkret behandelten
Stoffarten und -mengen wurden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens untersucht. Es kann festgehalten
werden, dass als Abfall ausschliefilich Feststoffe auf dem Betriebsgeldnde behandelt werden. Im Vergleich zu An-
lagen, in denen Fliissigkeiten und Gase gehandhabt werden, ist das Gefdhrdungspotential im Falle eines Storfal-
les dementsprechend deutlich reduziert. Die Wahrscheinlichkeit eines Stérfalles wird als duflerst gering einge-
schdtzt. Méglich sind in erster Linie allerdings die Ausbreitung von Brandgasen im Falle eines Inbrandgeratens
der Abfdlle bzw. Verwehungen von Stduben.

Gemindert wird das Gefdhrdungspotential ferner dadurch, dass auf dem Betriebsgeldnde verhdltnismdfig kleine
Gebinde vorgehalten werden. Nach gutachterlicher Einschdtzung mit Detailkenntnissen liegt das Plangebiet nicht
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im relevanten Abstand (angemessener Abstand) zum potentiellen Stérfallbetrieb. Eine Betroffenheit im Sinne des
$ 50 BImschG (Trennungsgrundsatz) liegt somit nicht vor.

8. Umweltbelange/Beriicksichtigung der Schutzgiiter

Allgemeines/Versiegelung

Im Folgenden werden die relevanten Umweltbelange — insbesondere der Landschaftspflegerische Begleitplan
(LBP) [3] und die Spezielle artenschutzrechtliche Priifung [2] ausflhrlicher — dargestellt. Grundsatzlich ist mit der
Umsetzung der Planung eine deutliche Erhdhung des Versiegelungsgrades gegenliber dem bisherigen Bestand
verbunden. Sie fallt auch deswegen hdher aus, da mit der wohngebietsdhnlichen Gestaltung des origindren Ge-
werbegebietes als ehemalige Eigenheimausstellung die zulassige GRZ nicht anndahernd ausgenutzt wurde und
somit ein faktischer Widerspruch zwischen der realen und der seinerzeit als zuldssig erachteten stadtebaulichen
Nutzung besteht. Dies kdnnte zu dem Irrtum verleiten, es mit einem Bereich zu tun zu haben, in dem nur eine
extensive Nutzung zuldssig sei.

Der naturschutzfachliche Beitrag [3] untersucht den Teilbereich A als Haupteingriffsort sowie ferner den Rand-
bereich des Kreisverkehrsplatzes Mollenkotten anhand der festgesetzten Nutzung. Die dort vorhandenen Bio-
toptypen flieRen hingegen in Form von wertsteigernden Faktoren in die Planung ein. Die Aspekte des Arten-
schutzes werden darlber hinaus nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in einem gesonderten Fachgutach-
ten, der speziellen artenschutzrechtlichen Priifung [2], behandelt. Die weiteren Aspekte finden sich zusammen-
fassend in einer Tabelle. Fir detaillierte Informationen wird ausdriicklich auf den Umweltbericht zu diesem Be-
bauungsplan verwiesen.

8.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP)

Wie dem LBP [3] entnommen werden kann, basiert die Erfassung der vorhandenen Biotoptypen auf der Tatsa-
che, dass fiir die Gberwiegende Flache des Plangebietes bereits rechtskraftige Bebauungspldane existieren, nicht
oder nur teils auf 6rtlich anzutreffenden Biotopstrukturen, sondern auf der rechtskraftig festgesetzten Nutzung.
Hierdurch liegt ein zuldssiger Eingriffstatbestand vor, der bei der Bewertung der Eingriffe zu berlicksichtigen ist.

Ortlich vorhandene Biotoptypen flieRen ausschlieRlich als ,wertgebende Faktoren” (Auf- bzw. Abwertung) in die
Bilanzierung ein. Als Bewertungsmethode fiir die Biotoptypen wird das Verfahren gemal SPORBECK (1990) einge-
setzt. Im Anschluss daran werden die erforderlichen Zielsetzungen und MaRnahmen zur Vermeidung, Verminde-
rung und zur Kompensation der Beeintrachtigungen durch den Eingriff in Plan und Erlauterungstext dargestellt.
Zusatzlich erfolgt eine vergleichende und bewertende Gegentiberstellung von Eingriff und Ausgleich (Bilanzie-
rung).

Das Plangebiet fiir den Ausbau der westlich gelegenen SchmiedestralRe und der nordwestliche Bereich der Au-
tobahnabfahrt BAB A 46 erstreckt sich auf bereits lberplante Verkehrsflichen sowie deren Nebenanlagen —
mithin liegt hier kein Eingriff im Sinne des Landschaftsrechts vor. Im westlichen Bereich des Teilbereichs A hin-
gegen finden sich drei gem. § 30 BNatSchG geschiitzte Biotope (vgl. Abschnitt 4.6.1), die ausgeglichen werden
missen. Hier besteht eine rechtliche Sondersituation, in der die gesetzlich geschiitzten Biotope sich gegeniiber
dem bestehenden Baurecht durchsetzen.

Die Planung erstreckt sich in wesentlichen Teilen auf ehemals bebaute Flachen (ehemalige Fertighausausstel-
lung ,Eigenheim & Garten”). Im Zuge des Auslaufens des Pachtvertrages der Fertighausausstellung wurde die
Ausstellung abgebaut. Weitere zur Uberbauung vorgesehene Flichen finden sich iiberwiegend in Bereichen,
welche nach heutigen Bebauungsplanfestsetzungen bereits GE (Gewerbegebiet) Status besitzen. Uberplant
werden zudem ein Teilbereich der Waldflache , Kdmperbusch”, unterschiedlich strukturierte Parkanlagen und
ein Regenriickhaltebecken.

GemaR des landschaftpflegerischen Begleitplans (LBP) werden zur Kompensation von Beeintrachtigungen der
Biotopfunktion und zur Verbesserung des Landschafts- bzw. Ortsbildes die folgenden Ausgleichs- bzw. Gestal-
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tungsmalnahmen durchgefiihrt. Die Durchfilhrung der MaBnahmen wird im Zuge des Verfahrens verbindlich
festgesetzt und im stadtebaulichen Vertrag sichergestellt:

Die Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung erfolgt im LBP [3] in dimensionslosen 6kologischen Werteinheiten (OW). Ein-
griffe finden im Bereich des geplanten SO-Gebietes und durch zuséatzliche StraRenbaumalRnahmen angrenzend
an das geplante SO-Gebiet sowie am Kreisverkehrsplatz Mollenkotten statt. Als Biotoptypen flieBen die Waldfla-
che, das Regenriickhaltebecken, die Parkanlagen (Griinflichen) in unterschiedlicher Auspragung sowie die vor-
handene Bebauung in die Bilanz ein (X 190.360 OW). Es werden umfangreiche interne AusgleichsmalRnahmen
(MinimierungsmaRBnahmen, siehe nachster Abschnitt) gegengerechnet. Dies sind die Anlage von Erstauffors-
tungsflichen, mit Vorwald/Waldmantel, Feldgehélze, Einzelbdumen und Wildblumenflichen (£ 300.785 OW).
Nicht mit einbezogen hingegen wurden die ausgedehnten Restgriinflichen sowie das Anpflanzen von StralRen-
bdumen zur Einbindung in das Stadtbild. Weiterhin wurden die bereits realisierten CEF-MalBnahmen (vorgezo-
gene AusgleichsmaRnahmen) im Bereich Porschestr. (Anlage von Ersatzgewdssern & Feuchtgriinland entspre-
chend ca. 2.330 m?) sowie der externe Ausgleich am Marscheider Bachtal (Moor-/Bruchwald) fléchenmdpfig be-
riicksichtigt (ca. 1.800 m?), jedoch nicht in der Eingriff-Ausgleich-Bilanzierung. Insgesamt verbleibt ein Uber-
schuss von 110.665 OW. Weitere Einzelheiten regelt der stidtebauliche Vertrag. Nach Durchfiihrung aller fest-
gesetzten bzw. vertraglich geregelten MalBnahmen gilt der Eingriff in den Naturhaushalt im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes als kompensiert. Der Eingriff ist damit ausgeglichen. Der verbleibende Waldanteil von 2.000
m? wird auf einer externen Kompensationsfliche im Bereich Hasenkamp ersetzt, hierfiir wird innerhalb des
stadtebaulichen Vertrages eine verbindliche Regelung Gibernommen.

Die neben den festgesetzten Pflanzflachen verbleibenden Freiflachen haben meist nur gliedernden Charakter
ohne nachhaltigen Wert fiir Natur- und Landschaft. Die Flachen dienen mithin ausschlieBlich der Einbindung in
das Stadtbild und werden in der Bilanzierung nicht weiter betrachtet. Festgesetzt wird fiir diese Flachen (Stell-
platzflachen in den Freianlagen): Fir jeweils 8 erstellte Stellpldtze in den Freianlagen erfolgt die Pflanzung eines
Hochstammes.

8.2 Artenschutz

In der Speziellen artenschutzrechtlichen Priifung (SAP) (Biro LIEBERT, Arbeitsstand: Jan. 2014) [2]) wurde der
Teilbereich A (= Kernzone) und ein erweiterter Wirkbereich im Osten und Stiden bezlglich des faunistischen Be-
satzes lberprift. Es wurden die Tiergruppen Reptilien, Amphibien, Falter, Vogel, Fledermause und Haselméause
untersucht. Diese wurden nach géngigen Standards kartiert, erfasst und bewertet. Im Ergebnis ist festzuhalten,
dass es an streng geschiitzter Arten einen Einzelfund der streng geschiitzten Art Kammmolch gibt sowie ver-
schiedene besonders geschiitzte Arten erfasst wurden, z. B. die Amphibien Erdkréte oder Teichmolch. Weitere
vorgefunden artenschutzrechtlich relevante Tierarten, die durch ihre Betroffenheit eine CEF- oder sonstige
Malnahme auslésen, sind Turmfalke und baumhdéhlenbewohnende Fledermausarten, Chiroptera spec. Durch
MalRnahmen kann die artenschutzrechtliche Betroffenheit der Arten vermieden oder soweit gemindert werden,
dass eine signifikante Betroffenheit in Bezug auf artenschutzrechtliche Verbotstatbestande nicht mehr eintritt.

Es wurden ca. je 100.te an Tiere der Amphibienarten Teich- und Bergmolch in den Gewdssern bzw. im Landhabi-
tat gefunden. Weiter fanden sich Einzeltiere von Grasfroschen in den Gewadssern und im Landhabitat sowie
Laichballen im nordwestlich gelegenen Teich. Die groBte Population bildete die Erdkréte mit 400 - 600 Tieren,
Quappen und Laichschniire der Erdkroten wurden v. a. im Regenriickhaltebecken nachgewiesen.

An Reptilien wurden zwei Einzeltiere der Waldeidechse sowie eine Ringelnatter gefunden, wahrend an Faltern
keine Funde nachzuweisen waren.

Im Rahmen der Untersuchungen konnte im RRB (Teich1) neben den Amphibien auch ein Fischbesatz nachgewie-
sen werden. Uber Sichtbeobachtungen konnten diverse Zuchtformen von Karpfen sowie Kleinfische (Rotauge,
Rotfeder) nachgewiesen werden. Auch Stichlinge konnten im Rahmen der Amphibienerfassung Gber die Molch-
reusen als ,Beifang” nachgewiesen werden. Artenschutzrechtlich sind diese Nachweise ohne besondere Bedeu-
tung.
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Dagegen war die avifaunistische Situation mit Rote Liste und planungsrelevanten Arten durch folgende Funde
gepragt:

Vogelart Vorkommen im : .

. . otentielle Betroffenheit
deutsch wissenschaftlich Projektgebiet P ! !
Graureiher Ardenis cinera sporadische Nah- nicht betroffen

rungsgast

dische Nah-

Habicht Accipiter gentilis sporadische a nicht betroffen
rungsgast
. regelmaRiger Nah- .
Mausebussard Buteo buteo nicht betroffen
rungsgast
Verlust einer Fortpfl -und
Turmfalke Falco tinnunculus Brutvogel eriust einerror p anzungs-un
Ruhestatte
Dendrocopos sporadischer Nah-
Kleinspecht . p rungsgast/ Durch- nicht betroffen
minor .
zigler
Phvlloscopus sibi nicht betroffen, da kein Verlust von
Waldlaubsanger Iat);ix p Brutvogel Fortpflanzungs- und Ruhestatten,
sowie keine Storung

Weitere Details kdnnen der SaP [2] enthommen werden. Insbesondere wird dort zwischen Plangebiet (= Teilbe-
reich A) und dem erweiterten Wirkraum (= slidlich und westlich angrenzende Bereiche) differenziert.

Wahrend bzgl. der Tiergruppe Haselmaus kein Nachweis erfolgte, wurden diverse Jagd- und Teiljagdgebiete ver-
schiedener Fledermausarten gefunden. Der Teilbereich A ist jedoch kein Zwischenquartier fiir diese Saugetiere.

Vorhabenbedingt werden u. a. Lebensstatten (Fortpflanzungsgewéasser und Landlebensraume) der Amphibien-
arten Bergmolch, Teichmolch, Kammmolch und Erdkréte tGberplant. Diese werden an anderer Stelle neu ange-
legt. Hervorzuheben ist die Art Kammmolch, die zu den Arten des Anh. IV der FFH-Richtlinie zdhlt und somit
streng geschiitzt ist. Diese befindet sich hier in einem duRerst untypischen Lebensraum, was eine dauerhafte
Population in diesem Lebensraum eher ausschlieBt. Zum Ausgleich des Verlustes von Lebensstadtten sind im
Rahmen des rechtlichen Artenschutzes, insbesondere fiir die Art Kammmolch vorgezogene AusgleichsmaRnah-
men vorgesehen. Die CEF-MaRnahmen (continuous ecological function; vgl. § 44 Abs. 5 BNatSchG) zur Anlage
von Ersatzgewassern fir Amphibien wurde im August 2013 als vorgezogene Mallnahmen in raumlicher Nahe am
stdlichen Rand des Kamperbusches, auRerhalb des Plangebietes umgesetzt. Die Mallnahmen entsprechen den
Entwicklungszielen des Landschaftsplanes und haben ebenfalls kompensatorische Effekte bezliglich der beson-
ders geschitzten Amphibienspezies einstellen werden. Grundsatz dieser Planung ist die Schaffung mehrerer Er-
satzlaichgewdsser mit optimiertem Landlebensraum. Zur Verringerung von baubedingten Individuenverlusten
im Bereich des aktuellen Laichhabitats werden vorhandene Amphibien vor Beginn der Bauarbeiten abgefangen
und in die neu angelegten Habitate berfiihrt. Weiterhin werden im sidlichen Randbereich des Teilbereichs A
innerhalb der Pflanzgebote kleinere, z. T. langliche Teichanlagen, realisiert, die als Habitate fir Amphibien die-
nen. Die konkreten MaRnahmen werden im stadtebaulichen Vertrag zu diesem Bebauungsplan festgelegt. Be-
schrieben werden die MaRnahmen hingegen im Umweltbericht sowie im SaP [2].

Durch den Riickbau der Fertighausausstellung "Eigenheim & Garten” kam es zu einem Verlust einer Fortpflan-
zungs- und Ruhestatte des Turmfalken. Als vorgezogene MaRnahme wurden bereits im April 2013 zwei Nisthil-
fen am Wasserturm SchmiedestraRe in Wuppertal angebracht. Aus dem Jahr 2014 liegt ein Brutnachweis, je-
doch kein Bruterfolg vor. 2014 konnte jedoch ein Bruterfolg erbracht werden. Ein weiterer wurde an einem
Baum in der Ndhe der Ersatzgewasser angebracht. Die Zerstorung des Horstes wurde durch den Riickbau eines
Fertighauses verursacht und unterliegt einem anderen Genehmigungsverfahren. Als planungsrelevante Art wur-
den der Turmfalke und die notwendigen CEF-Mallnahmen dennoch weiterhin in diesem Verfahren explizit be-
ricksichtigt.

Bzgl. des moglichen Verlustes von Hohlenbdaumen und Quartieren fir Fledermause wurde in Textziffer 4.7 be-
stimmt, dass 45 kiinstliche Fledermausquartiere an Standorten anzubringen sind, die im stadtebaulichen Vertrag
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naher beschrieben werden. Diese Mallnahme wird zudem im Umweltbericht und im SaP [2] genauer beschrie-
ben.

Nach Durchfiihrung aller AusgleichsmaRnahmen sowie artenschutzrechtlichen MalRnahmen gilt der Eingriff in

den Naturhaushalt im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes als kompensiert. Artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestande bestehen nicht.

8.3 Schutzglter

Fir alle Schutzglter insgesamt finden sich Angaben zur Umweltrelevanz/Betroffenheit in folgender Tabelle:

Zusammenfassung der wesentlichen Auswirkungen sowie der Vermeidungs-, Minderungs- und AusgleichsmaSnahmen

Schutzgut Auswirkungen Vermeidungs-, Minderungs- und Aus-
gleichsmaRnahmen
Boden - groRe Bereiche mit anthropogenen |- die Altlasten werden fachgerecht ent-
Auffillungen und grundwasserge- sorgt
fahrdenden Altlasten - die Aufflillungen werden teilweise
- Modellierung und Einebnung des entfernt und durch einen Flachenfil-
Gelandes ter ersetzt
- der Versiegelungsgrad wird gegen- |- bei Eingriffen sind im Boden anfallen-
Uber der jetzigen Situation deutlich de Materialien unter Beachtung des
erhoht Kreislaufwirtschaft- und Abfallgeset-
- die erhebliche Umweltbelastung in- zes sowie des Bundesbodenschutzge-
nerhalb der gekennzeichneten Fla- setzes vorzugsweise zu verwerten
che wird im Zuge der Umsetzung bzw. zu beseitigen.
entfernt und fachgerecht entsorgt
- weitere Altlasten sind ungefahrlich
Fazit Boden - Die Auswirkungen der Planungen Positive  Auswirkungen fir das
sind unter Berlicksichtigung der Schutzgut Boden zzgl. des Schutzgu-
Minimierungs- und Vermeidungs- tes Wasser durch die Beseitigung der
malnahen umweltvertraglich potentiell gefahrdenden Altlast
Wasser - die kinstlich angelegten bzw. se- - die Auffillungen werden teilweise

kundar entstandenen Stillgewasser
und Abfliisse werden liberplant

- die Entwasserung wird neu geord-
net

- durch die fachgerechte Entsorgung
kontaminierter Bodenmassen wird
eine potentielle Grundwasserge-
fahrdung beseitigt

entfernt und durch einen Flachenfil-
ter ersetzt, der Sicker- und Schicht-
wasser (undefiniertes Wasser) auf-
nimmt und einem Abfluss zugefihrt,
der das Wasser dem Vorfluter ,Mei-
ne“ zufiihrt

das Niederschlagswasser wird ge-
sammelt, teilweise vorgereinigt und
gedrosselt dem sidlich des Geltungs-
bereichs liegenden RKB/RRB der
Wuppertaler Stadtwerke (WSW) zu-
geleitet und von dort der ,Meine”
oder gedrosselt der stadtischen Kana-
lisation zugefiihrt

Kompensation des vorhandenen Re-
genrickhaltebeckens in unmittelbarer
Nachbarschaft zum Geltungsbereich.
Die ordnungsgemdfSe Entwdisserung
wird gewdhrleistet

mindestens 25 % begriinte Flachen
(da GRZ 0,5)

Fazit Wasser

- Die Auswirkungen der Planungen

Die oberirdischen Abfllsse, die als
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sind unter Berlicksichtigung der
Minimierungs- und AusgleichsmalR-
nahmen umweltvertraglich

Teil eines Leitungssystems zu betrach-
ten sind, werden Uberplant.

Klima - Die Umwandlung eines Freiland- in Anpflanzung von Gehodlzen, die Errich-
abgeschwachtes Gewerbe-Klimatop tung von randlichen Pflanzgebots-
tragt zu einer wesentlichen Beein- streifen, die umfangreiche Neuauf-
flussung der Klimafaktoren bei forstung und der nahe gelegene Wald

mindern diesen Effekt ab
Verringerung der zuldssigen GRZ auf
0,5

die interne und externe kompensato-
rische Neuanlage von Wald erfillt
nach einigen Jahren die klimatischen
Funktionen des (berplanten Waldes
aus Teilbereich A

Fazit Klima Die Auswirkungen der Planungen Die grolflachige Versiegelung wirkt
sind unter Berlicksichtigung der negativ, die Waldanpflanzung und die
Minimierungs- und Ausgleichsmal- verringerte zulassige Versiegelung
nahmen umweltvertraglich hingegen positiv.

Luft - Aus lufthygienischer Sicht ist festzu- die Bushaltestelle an der Schmiede-
halten, dass mit dem geplanten stralBe, wird zur Attraktivitatssteige-
Bauvorhaben aufgrund des erhoh- rung einseitig naher zum EH verlegt.
ten Verkehrsaufkommens entlang Dies kann einen weiteren Anstieg der
der bestehenden Strallen eine Erho- Luftbelastung vermindern.
hung der Schadstoffbelastungen die Bushaltestelle ist durch separate
verbunden ist. Am KVP Mollenkot- fulllaufige Wege gut an das EH ange-
ten sind aufgrund der geplanten bunden
baulichen Anderungen und der da- die Laubmassen der anzupflanzenden
mit verbundenen Verkehrsverflissi- Geholze filtern insbesondere nach ei-
gung keine nennenswerten Ande- nigen Jahren Staub, produzieren Sau-
rungen der Immissionen an nachst- erstoff und absorbieren Kohlendioxi-
gelegener Bebauung berechnet. Die de aus der Luft
geltenden Grenzwerte im Betrach- die kompensatorische Neuanlage von
tungsgebiet werden nicht ({ber- Wald im rlickwartigen Bereich des
schritten, an einer Stelle nahezu er- Grundstiicks sowie auf einer externen
reicht aber nicht tberschritten. Flache erfillen nach einigen Jahren

die lufthygienischen Funktionen des
Uberplanten Waldes

das optimierte Verkehrssystem min-
dert durch einen verstetigten Ver-
kehrsfluss die Emissionen

Fazit Luft Die Auswirkungen der Planungen Mit der Erhhung der Schadstoffbe-
sind als bedingt umweltvertraglich lastungen in den Bereich der Grenz-
einzustufen. werte im andienenden Strallennetz

ist eine graduelle Verschlechterung
der Luftschadstoffsituation verbun-
den. Diese ist jedoch tragbar, zumal
die gesetzlichen Grenzwerte nicht
Uberschritten werden

Mensch: Verkehr / - Auslosung projektbedingter Mehr- - durch die Auswahl von addquaten

Ldrm / Erholung

verkehre auf den andienenden Stra-
Ren

umfangreiche StraBenbaumalnah-
men mit einer wesentlichen Erwei-
terung der Verkehrsflachen

verkehrlichen ErtlichtigungsmaRnah-
men (KVP mit Vorsortierung, Signali-
sierung eines KPs, Richtungsanderung
einer Fahrbahn, Spuradditionen) wird
sich die Verkehrsqualitat gegeniliber
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Das Gebiet besitzt weiterhin keine
grolSe Bedeutung als Erholungsge-
biet

Im SO-Gebiet wird der Orientie-
rungswert durch die Gerduschemis-
sionen des Verkehrslarms iber-
schritten

Nachts entsteht im geplanten Be-
reich der Zu- und Abfahrt zum SO-
Gebiet eine unzulassige Erhohung
der Larmbelastung im Beurteilungs-
zeitraum Nacht

Nachts ist eine Uberschreitung der
Immissionsrichtwerte im Bereich
des Erlenroder Weges bzgl. des
Wohngebietes Erlenrode gegeben /
Anlieferung Einrichtungshaus nachts

heute kiinftig deutlich besser darstel-
len

- durch eine AnwohnerstraRe gegen-
Uber der Zu- & Abfahrt zum SO-
Gebiet ergibt fir die Anlieger eine
Verbesserung der schalltechnischen
und verkehrlichen Belange

- durch die aufwendige, kleinteilige
Griingestaltung des SO-Gebietes incl.
FuBweg wird ein ansprechendes Ge-
biet entwickelt und Durchgangigkeit
geschaffen

Im SO-Gebiet Larmpegelbereiche zur
Schalldammung des Gebaudes festge-
setzt

Zum Schutze der Anwohner wird die
Lichtsignalanlage in der Nacht abge-
schaltet und die Anlieferung darf nur
Uber den Eichenhofer Weg geschehen
Aktiver Larmschutz ist im Zuge der
weiterfihrenden Planungen gem.
Schalltechnischer Untersuchung zum
B.-Plan 1202 [10] einzuhalten.

Fazit Mensch

Die Auswirkungen der Planungen
sind unter Berlicksichtigung der
Vermeidungs- und Minimierungs-
maBnahmen bedingt umweltver-
traglich

Unter Beachtung der hohen Vorbelas-
tung bedingt vertraglich

Arten & Biotope

Uberplanung der anthropogen ent-
standenen Kleingewasser, Abflisse,
des Waldteils und der Feuchtwiese
Ausgleichsverpflichtung gem. den
Festsetzungen des Bebauungsplanes
Nr. 473, dem Waldausgleich sowie
fiir die faunistischen Belange

Absammeln & Umsiedlung der Am-
phibien(& Reptilien) in Ersatzgewas-
ser

Verhinderung von Gefahrdungen von
Amphibien durch das Aufstellen von
Amphibienzdunen und dauerhaften
Leiteinrichtungen

Okologische Baubegleitung
CEF-MaRnahmen: Nisthilfen, Ersatz-
gewasser

externe AusgleichsmalBnahmen: An-
lage einer Feuchtwiese sowie Moor-
/Bruchwald

Jahreszeitliche Beschrankung von
Geholzfallungen

umfangreiche griinordnerische Mal3-
nahmen: Gehdlzpflanzungen am Rand
des Teilbereichs A, auf der ebenerdi-
gen Stellplatzanlage,
MinimierungsmaRnahme durch Neu-
aufforstung von 7,45 ha Wald am 0st-
lichen Rand des Geltungsbereichs
externer Ausgleich durch Umwand-
lung von 0,2 ha Waldlichtung mit
Grasfluren und Adlerfarn in Wald
Erfolgskontrolle durch umfangreiches
Monitoring
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Fazit Arten und Bio- Die Auswirkungen der Planung sind Nach Umsetzung der umfangreichen

tope bei Umsetzung der umfangreichen vielgliedrigen Vermeidungs-, Aus-
Vermeidungs-, Minimierungs- und gleichs- und Minimierungsmafnah-
Ausgleichsmalinahmen bedingt men ist der als Eingriff ausgeglichen
umweltvertraglich anzusprechen.

Stadtbild - Errichtung eines EHs mit vorgelager- |- Gehdlzpflanzungen am Rand des Teil-
tem Stellplatzbereich bereichs A und auf der Stellplatzanla-

- Aufstellung eines ca. 58 m hohen gen (Erstaufforstung, Pflanzgebote)

Verkehrslenkungsturms in einem gliedern das neue Gebaude visuell in
mit technogenen Elementen vorbe- die Umgebung ein
lastetem Raum - Schaffung einer visuellen Barriere

zum Wohngebiet Erlenrode

- Aufstellung des Verkehrslenkungs-
turms im beeintrachtigungsarmen
Abschnitt des Teilbereichs A an der
SchmiedestraRe

Fazit Stadtbild Die Auswirkungen der Planung sind | Durch den Verkehrslenkungsturm ergibt
bei Umsetzung der umfangreichen sich eine weitere visuelle Beeintrachti-
Vermeidungs- und Minimierungs- gung in einem starker vorbelastetem
maBnahmen bedingt umweltver- Raum mit einem weiteren technogenen
traglich Element

Kultur- und Sachgiiter |- Bau- und Bodendenkmale sind nicht |- keine MaBnahmen erforderlich
betroffen

- einzelne Gebdude ohne Denkmal-
schutzeigenschaft an der Schmiede-
stralle werden lberplant

Fazit Kultur- und Die Auswirkungen der Planung sind Es werden keine Kulturgiter beein-

Sachgiiter umweltvertraglich. trachtigt. Sachgiiter wie Hauser werden
zugunsten eines grofReren Vorhabens
Uberplant.

9. Stadtebaulicher Vertrag

Bis zum Satzungsbeschluss dieses Bebauungsplanes wird ein stadtebaulicher Vertrag zwischen der Stadt und
dem Investor geschlossen. Wesentliche Inhalte dieses stadtebaulichen Vertrages sind neben den Regelungen zu
Baubeginn und Fertigstellung vor allem der Umfang der verkehrlichen Erschlieung, die natur- und artenschutz-
rechtliche Vermeidungs-, Minimierungs- und AusgleichsmaRnahmen, die Durchfiihrung der Neuaufforstung,
MonitoringmaRnahmen zu den Unterhaltungs- und PflegemalRnahmen der Ersatzgewdsser und Ausgleichsmal3-
nahmen, zum Kanalanschluss und Regelungen zu den Betriebszeiten der Beleuchtung des Werbeturms sowie
deren Kostentragung sowie weitere relevante Belange.

10. Kosten

Die Kostentragung der MaBnahmen wird im noch abzuschlieRenden stadtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt
und dem Investor geregelt.

11. Weitere Hinweise

Bodenfunde

Es wird darauf hingewiesen, dass systematische Erhebungen zur Ermittlung des archdologischen Potenzials im
Plangebiet noch nicht durchgefiihrt worden sind. Eine abschlieBRende Beurteilung der archaologischen Situation
ist ohne Durchfiihrung systematischer Gelandeerhebungen nicht maoglich. Die Existenz von Bodendenkmaélern
kann deshalb fiir das Plangebiet nicht ausgeschlossen werden. Nach §§ 15-16 Denkmalschutzgesetz NW (DSchG
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NW) ist beim Auftreten archaologischer Bodenfunde und Befunde die Stadt als Untere Denkmalbehérde oder
das Rheinische Amt fiir Bodendenkmalpflege, AuBenstelle Overath, Gut Eichtal, An der B 484, 51491 Overath,
Telefon 02206/ 9030-0, unverziglich zu informieren. In diesem Falle sind Bodendenkmal und Entdeckungsstatte
zundchst unverandert zu erhalten.

Anhand des geologischen Gutachtens sowie aus Iénger zuriickliegenden Gutachten wird ersichtlich, dass zumin-
dest groRe Teile des Teilbereichs A durch Aufflllungen einer ehemaligen Tongrube entstanden, so dass hier das
archaologische Potential sehr gering sein diirfte. Die Existenz von Bodendenkmalern kann zwar fiir das Plange-
biet nicht ganzlich ausgeschlossen werden, die Wahrscheinlichkeit ist jedoch sehr klein. Nach §§ 15-16 Denk-
malschutzgesetz NW (DSchG NW) ist beim Auftreten archdologischer Bodenfunde und Befunde die Stadt als Un-
tere Denkmalbehdrde oder das Rheinische Amt fiir Bodendenkmalpflege unverziiglich zu informieren. In diesem
Falle sind Bodendenkmal und Entdeckungsstatte zunachst unverandert zu erhalten.

Kampfmittel

Es wird darauf hingewiesen, dass im Plangebiet Munitionsrestfunde nicht ausgeschlossen werden kénnen. Sollte
der Boden ungewdhnliche Verfarbung- en aufweisen, oder werden verdachtige Gegenstiande beobachtet, sind
die Arbeiten einzustellen und die zustdndige Ordnungsbehérde, der Kampfmittelbeseitigungsdienst, Tel.
0211/4752165, oder die nachstgelegene Polizeidienststelle zu verstandigen. Werden Erdarbeiten mit starken
mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriindungen etc. durchgefiihrt, ist eine Sicherheitsdetekti-
on durchzufiihren.

Externer Waldersatz

Es wird darauf hingewiesen, dass der notwendige Waldersatz extern in der Gemarkung Nachstebreck, Flur 430,
Flurstiick 78 umzusetzen ist. Regelungen zu den extern umzusetzenden ErsatzmaRBnahmen werden im stadte-
baulichen Vertrag getroffen.

CEF-Mafsnahmen (vorgezogene AusgleichsmafSnahmen)

Auf einer Fliche von 750 m? ist in der Gemarkung N&chstebreck, Flur 395, Flur- stiick 117 eine 200 m?2 groRe Bo-
densenke und zuséatzlich 550 m? Wasserflichen als vorgezogene AusgleichsmaBnahme (CEF) fir den Kamm-
molch entsprechend den Anforderungen des Landschaftspflegerischen Begleitplanes zu diesem Bebauungsplan
zu etablieren. Die Flache zwischen den Teichen ist als Feuchtgriinland zu entwickeln. Regelungen zu den extern
umzusetzenden AusgleichsmaRnahmen werden im stadtebaulichen Vertrag getroffen.

Einsichtnahme Unterlagen

Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug auf technische Regelwerke genommen wird — DIN-Normen (DIN
4109 & 45691), VDI-Richtlinien, Richtlinien sowie Gutachten anderer Art — kdnnen diese im Geodatenzentrum
der Stadt Wuppertal eingesehen werden.

Schallschutz

Bei weiterfihrenden Ausfiihrungs- und Genehmigungsplanung sind die Ergebnisse der Schalltechnischen Unter-
suchung zum B-Plan Nr. 1202 aus Februar 2015 zu beachten. Entsprechende Regelungen werden im stadtebauli-
chen Vertrag getroffen.

Staubemissionen im Baubetrieb
Zur Minimierung von Feinstaubemissionen sind folgende MaRnahmen einzuhalten:

. Im Freien lagernde Schuttgliter oder Erdaushub sind bei sichtbaren Abwehungen durch Befeuchten oder
Abdeckungen zu schiitzen,

. bei Umschlagverfahren sind geringe Abwurfhéhen einzuhalten,

. Einrichtung von Lkw-Radwaschanlagen an den Ausfahrten von Baustellenbereichen in den 6ffentlichen

Verkehrsraum oder Reinigung des 6ffentlichen Verkehrsraumes mit Nasskehrmaschinen,

° auf unbefestigten Baustrallen ist bei sichtbarer Staubentwicklung diese durch Temporeduktion
und/oder Befeuchtung zu vermeiden,

. auf befestigten BaustraRen ist sichtbare Staubentwicklung durch Reinigung zu vermeiden,
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. Einsatz von larm- und schadstoffarmen Baufahrzeugen; bei Lieferfahrzeugen ist die Schadstoffklasse
"Grine Plakette" einzuhalten.

12. Bodenordnung

Die Flachen innerhalb des Geltungsbereichs des Sondergebietes befinden sich im Eigentum des Landesbetriebes
StraBen.NRW, Stadt Wuppertal und privaten Eigentimern mit denen Kaufvertrage geschlossen werden bzw.
wurden. Die Planung ist ohne Bodenordnung umsetzbar.

Flr die Umsetzung von notwendigen VerkehrsertlichtigungsmaBnahmen (KVP Mollenkotten, KP BAB A 46 Ram-
pen Nord & Siid sowie der Ausbau der L 58/Schmiedestrale) wird ein stidtebaulicher Vertrag zwischen der
Stadt Wuppertal und dem Investor geschlossen. Wesentlich bendétigte zusatzliche Flachen im Bereich des Kreis-
verkehres befinden im Eigentum des Landesbetriebes StraRRen, der diesbeziiglich eine Verkaufsbereitschaft sig-
nalisiert hat.

Allerdings ist auch die Festsetzung von StraBenbegrenzungslinien im privaten Grundstiicksbereich Dritter erfor-
derlich. Es werden kleinere Grundstlickteile aus dem Grundbesitz Schmiedestralle 52, 56, 84 und Mollenkotten
280 zur Verbreiterung des FulR- bzw. des FuRR- und Radweges bendtigt (siehe hierzu Pkt. 6.11. S. 51). Bei den Fla-
chen handelt es sich im Wesentlichen um bereits als Gehwege genutzte Bereiche (sog. Alt-6ffentliche Verkehrs-
flachen). In den Ubrigen Fallen handelt es sich um Teile der Vorgartenflachen. Die Verkaufsbereitschaft der be-
troffenen Grundstiickseigentimer ist noch zu klaren.

13. Flachenbilanz

Offentliche Verkehrsfliche

Teilbereich A 10.365m?
Teilbereich B 12.293 m?
Summe Teilbereich A & B 22.658 m?

Sonstiges Sondergebiet (SO)

versiegelbare Flachen (bei GRZ 0,5) 72.275 m?
Pflanzgebotsflachen 1 bis 4 sowie

Flache mit Bestandserhalt (geschitztes Biotop) 18.325 m?
Griinflaichenanteile im SO-Gebiet, mindestens 5.784 m?

Summe SO-Gebiet 96.361m?
Waldfldche (Neuaufforstung) 7.450 m?

Geltungsbereich Teilbereich A+B

Offentliche Verkehrsflache 22.658 m?
SO-Gebiet 96.361 m?
Neuaufforstung 7.450 m?
Summe 114.176 m?

Gesamtgeltungsbereich Teilbereiche A und B 126.469 m?
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14. Verwendete Gutachten und Quellen

Fir die Planung und Umweltpriifung verwendete Gutachten:

- [1] Hydrogeologisches Gutachten zu Quellen im Bereich und direkten Umfeld des geplanten Neubaus
eines Einrichtungshauses in Wuppertal — Oberbarmen — Bebauungsplan Nr. 1202 ,Einrichtungshaus
Dreigrenzen”“ — BURO FUR GEOHYDROLOGIE UND UMWELTINFORMATIONSSYSTEME (BGU), Bielefeld vom
03.02.2015

- [2] Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (SaP), zum Bebauungsplan Nr. 1202, Wuppertal, ,Einrich-
tungshaus Dreigrenzen” BURO FUR FREIRAUMPLANUNG, Alsdorf; November 2014, Arbeitsstand: Marz 2015

- [3] Landschaftspflegerischer Begleitplan (LPB) zum Bebauungsplan Nr. 1202, Wuppertal, ,Einrichtungs-
haus Dreigrenzen”, BURO FUR FREIRAUMPLANUNG, Alsdorf; November 2014, Arbeitsstand: Marz 2015

- [4] Auswirkungsanalyse zur Ansiedlung eines IKEA-Einrichtungshauses in WUPPERTAL, GESELLSCHAFT FUR
MARKT- UND ABSATZFORSCHUNG MBH (GMA), K6In, November 2014

- [5] Geotechnischer Bericht zu den Untergrundverhaltnissen — Geotechnischer Bericht zum Neubau eines
IKEA-Einrichtungshauses im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 1202, INGENIEURGESELLSCHAFT FUR GEOTECH-
NIK MBH (IGW) / Wuppertal vom 03.12.2014

- [6] Baugrund- und Altlastenuntersuchung, Bereich Schmiedestr. 73 u. 83, INGENIEURBURO FUR HYDRO- UND
GEOTECHNIK, 1988

- [7] Bericht zu den Bodenuntersuchungen auf dem Geldande an der SchmiedestraRe 83 in Wuppertal, er-
stellt von der RWE, Gesellschaft fiir Forschung und Entwicklung, erstellt 18.06.1996 (inklusive Anlagen)

- [8] Untergrunduntersuchung, INGENIEURBURO HPC vom 11.10.1996

- [9] Verkehrsuntersuchung — Anbindung eines IKEA-Einrichtungshauses an die L 58 (Schmiedestral3e) in
Wuppertal, Schlussbericht, BONDzIO BRILON WEISER (BBW), Bochum, Méarz 2015

- [10] Schalltechnische Untersuchung - gemaR DIN 18005/07.02 Schallschutz im Stadtebau - Stadt
Wuppertal, Bebauungsplan Nr. 1202 m “Einrichtungshaus Dreigrenzen” — Erlauterungsbericht,
Planungsbiro fur Larmschutz vom Juni 2015

- [11] Luftschadstoffgutachten fiir den Bebauungsplan 1202,Einrichtungshaus Dreigrenzen” der Stadt
Wuppertal - Aktualisierung, INGENIEURBURO LOHMEYER, Karlsruhe im Dezember 2014

- [12] Handlungskonzept Klima und Lufthygiene (LOHMEYER 2000)

- [13] Okologische Kurzuntersuchung im avisierten Plangebiet ,,IKEA-Homepark in Wuppertal-Nord", Biiro
LANA-PLAN / Nettetal, Juni 2010

- [14] IKEA Einrichtungshaus Ersatzaufforstung, Wuppertal Artenschutzrechtliche Priifung Stufe I, BURO
FUR FREIRAUMPLANUNG, Alsdorf, 29.07.2014

- [15] Visualisierung, Sign tower Wuppertal, Bliro WERFT 6, Diisseldorf, 23.06.2014

- [16] Fachinformationssystem des Landesamtes fir Natur, Umwelt und Verbrauchschutz:
HTTP://WWW.NATURSCHUTZINFORMATIONEN-NRW.DE/BK/DE/KARTEN/BK, Oktober 2014

- [17] GeoPortal — Umweltdaten —Stadt Wuppertal: HTTP://GEOPORTAL.WUPPERTAL.DE, November 2014
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- [18] GeoPortal Stadt Wuppertal — Planungsdaten: HTTP://GEOPORTAL.WUPPERTAL.DE, November 2014

- [19] Luftreinhalteplan Wuppertal 2013, Bezirksregierung Dusseldorf, in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 18.04.2013

Miunster, Juni 2015



	1.   Planungsanlass und -ziele
	1.1 Planungsanlass
	1.2 Planungsziel
	2. Räumlicher Geltungsbereich
	2.1 Gebietsabgrenzung
	2.2 Städtebauliche Begründung für den gewählten Standort
	2.3 EngineeringPark Wuppertal (Barmen/Ronsdorf)
	2.4 Gewerbegebiet Schwesterstraße/Clausen (Barmen)
	2.5 Jesinghausen (Langerfeld)
	2.6 Linderhauser Straße/Blumenroth (Langerfeld)
	2.7 Vorhabenstandort Dreigrenzen (Oberbarmen/Nächstebreck-West)
	3. Verfahren
	4. Planungsrechtliche Situation
	4.1 Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) / Makrostandort
	4.2 Landes- und Regionalplanung, vorm. Gebietsentwicklungsplan (GEP)
	4.3 Darstellung im Flächennutzungsplan (FNP)
	4.4 Verbindliche Bauleitpläne [18]
	4.5 Landschaftsplan Wuppertal-Nord [18]
	4.6 Umweltrechtliche Vorgaben
	4.6.1 Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, Biotopkataster und Biotopverbundflächen, FFH-Gebiete, Naturdenkmäler, Schutzgebiete
	4.6.2 Artenschutz
	4.6.3 Eingriffsregelung
	4.6.4 Gewässer
	4.6.5 Geotope
	4.7 Sonstige Fachplanungen
	4.8 Regionales Einzelhandelskonzept (REHK)
	4.9 Wuppertaler Sortimentsliste
	4.10 Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Wuppertal / Sortimentsliste
	4.11 Gender Mainstreaming
	5. Bestandsbeschreibung und geplante Erschließung
	5.1 Städtebauliches Umfeld und bestehende Nutzungen
	5.2 Nahversorgung und sonstige Infrastruktur
	5.3 Topographie
	5.4 Verkehr und sonstige Erschließung
	5.5 Ver- und Entsorgung
	5.5.1 Elektrizität
	5.5.2 Gas
	5.5.3 Trinkwasserversorgung
	5.5.4 Schmutzwasser
	5.5.5 Löschwasserversorgung
	5.5.6 Niederschlagswasserentsorgung
	5.6 Bodenbelastungen
	5.7 Stadtbild sowie Gebietsausprägung
	6. Planinhalt
	6.1 Bebauungs- und Erschließungskonzept
	6.2 Art der baulichen Nutzung
	6.3 Maß der baulichen Nutzung
	6.4 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
	6.5 Stellplätze
	6.6 Höhe der baulichen Anlagen, Geländehöhen
	6.7 Gestaltung der baulichen Anlagen (Teilbereich A)
	6.8 Waldbereiche
	6.9 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
	6.10 Belastungsflächen
	6.11  Erschließung - Leistungsfähigkeit
	6.11.1 Andienende Straßen
	6.11.2 Planung: vorhabenbezogenes Verkehrsaufkommen
	6.11.3 Beurteilung der künftigen Situation
	6.11.4 Bereich Nord
	6.11.5 Bereich Mitte
	6.11.6 Bereich Süd
	6.11.7 Führung des Radverkehrs
	6.11.8 Anlieferung
	6.11.9 Privater Flächenbedarf
	6.11.10 Zusammenfassung: Ergebnisse der Verkehrsuntersuchung (VUS)
	6.12 Öffentlicher Personennahverkehr
	6.13 Pflanzmaßnahmen/Flächen zum Erhalt
	7. Immissionsschutz
	7.1 Verkehrs- und Gewerbelärm – DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau)
	7.2 Verkehrslärm – 16. BImSchV (Verkehrslärmschutzverordnung)
	7.2.1 Ausbau Schmiedestraße
	7.2.2 Ausbau Mollenkotten / AS Wuppertal-Oberbarmen Nord
	7.3 Gewerbelärm – TA Lärm (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm)
	7.3.1 Vorhabenbezogener Gewerbelärm
	7.3.2 Vorhabenbezogener Verkehrslärm
	7.4 Anlagensicherheit / Störfallanlagen
	8. Umweltbelange/Berücksichtigung der Schutzgüter
	8.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP)
	8.2 Artenschutz
	8.3 Schutzgüter
	9. Städtebaulicher Vertrag
	10. Kosten
	11. Weitere Hinweise
	12. Bodenordnung
	13. Flächenbilanz
	14. Verwendete Gutachten und Quellen

